
V. Anlagen.
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Anlage ^.

für den

Provinzialverbandder Nheinprovinz zur Ausführung der tz§. 46 und 47 der
Provinzial°Ordnungvom 1. Juni 1887.

-----------------

8 1

Der Provinzial-Ausschuß der Rheinprovinz besteht außer dem Vorsitzendenund dem
Landes-Direktor aus 13 Mitgliedern.

s8 4ss V-c>^

8. 2.

Für jedes der 13 Mitglieder des Ausschusseswird ein Stellvertreter gewählt, welcher
im Falle der Behinderung desjenigen Mitgliedes, zu dessen Vertretung er gewählt worden ist,
einberufen wird.

Ein einmal einberufener Stellvertreter bleibt für die betreffendenSitzungstage Mitglied
des Ausschusses.

ss 47 V-Q'»

Anlage 13.__-------__—

Dusseldorf, den 5. Zum 1888.

des Provmzml-Verwaltungsratlis

zum

Haupt »Etat der Provinzial» Verwaltung der Rhemprovinz für die Etatsjahre vom

1. April 1888 bis 31. März 1889 und vom 1. April 1889 bis 31. März 1890.
__________

Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich den Entwurf zum Haupt-Etat der Provinzial-
Verwaltung der Nheinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 1888 bis 31. März 1889 und
vom 1. April 1889 bis 31. März 1890 mit folgenden Bemerkungen dein hohen Provinzial-
Landtage zu überreichen.

Der vom 31. Prouinzial-Landtage für die Etatsjahre vom 1. April 1886 bis 31. März
1888 festgestellte Haupt-Etat hatte nebst den beigefügten22 Spezial-Etats, von denen der Ausgabe-
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Etat der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät nur für die Kalenderjahre1886 nnd 188? erlassen
war, am 31. März er. beziehungsweiseam 31. Dezemberv. Is. sein Ende erreicht. Obwohl der
RheinischeProvinzial-Landtag in diesem Frühjahre nochmals zu einer Sitzung zusammengetreten
war, hatte der Provinzial-Verwaltungsrath mit Rücksicht darauf, daß mit dem 1. April cr. die
neue Provinzial-Ordnung in Geltung trat und der auf Grund derselben zu eröffnende neue
Provinzial-Landtag noch vor dem 1. Juli d. Is. berufen werden mußte, es nicht für zweckmäßig
erachtet, noch neue Etats für die mit dem Inkrafttreten der neuen Provinzial-Ordnung beginnende
Etatsperiode unterbreiten zu lassen, war vielmehr der Ansicht, in dieser Beziehung der neuen
Provinzial-Nertretung nicht vorgreifen zu dürfen und sich nur darauf beschränken zn sollen, dem
im Frühjahre versammelt gewesenen 33. Provinzial-Landtage nur diejenigen Beschlüsse in
Vorschlagzu bringen, welche zur ungestörten Fortführung der Verwaltung erforderlich erfchienen.
In Folge dessen wurde dem 33. Provinzial-Landtage die Verlängerung der abgelaufenen Etats
über den 1. April cr. beziehungsweise1. Januar cr. hinaus bis zur weiteren Beschlußfassungdes
neuen Provinzial-Landtages und die Forterhebung der Provinzial-Umlagen in der bisherigen
Höhe vorgeschlagen, welchem Vorschlage auch von demselben in seiner Plenarsitzung vom
17. Februar cr. entsprochen wurde.

Da die im Haupt-Etat vorgesehene Summe von 100 000 M. zur Aufbesserungder
wirthschaftlichen Verhältnissein den Gebirgsgegendender Provinz während der Etatsveriode 1886/88
aus der Kreisrente entnommen worden, diese Rente aber mit dem Inkrafttreten der neuen
Provinzial-Ordnung vom 1. April cr. ab auf die Landkreise zu vertheilen war, so ergab sich
bei der Verlängerung der bis zum 1. April cr. geltenden Etats ein Ausfall von 100 000 M.
Diese Summe sollte nach dem Beschlusse des Provinzial-Landtags vorläufig aus bereiten
Beständen entnommen werden, vorbehaltlich einer zu deren Deckung dein späteren Landtage zu
machendenVorlage.

In Gemäßheit dieser Beschlüsse des Provinzial-Landtages ist die Verwaltung vom
1. April cr. ab an der Hand der für die Etatsperiode 1886/88 festgesetzten Etats weiter geführt
und die Umlage für das Jahr 1888/89 in dem seitherigen Betrage von 2 960 000 M. aus¬
geschrieben worden.

Uni die dem jetzt zusammengetretenenProvinzial-Landtage vorbehaltene weitere Beschluß¬
fassung zu ermöglichen,hat der Provinzal-Verwaltungsrath die vorliegenden Etats für die Etats¬
periode 1888/90 ausarbeiten lassen.

Bei Aufstellung des Haupt-Etats für die Jahre 1888/90 waren bei den Einnahmen
folgende Ausfälle zn berücksichtigen:

1. die bereits oben erwähnte Summe von ....... 100 000 M. — Pf.
welche bisher zur Aufbesserung der wirthschaftlichen Verhältnisse
in den Gebirgsgegendender Provinz aus der Kreisrente ent¬
nommen worden war, und

2. eine Summe von .............. 10 610 „ 66 „
um welchenBetrag die Zinsen von den vorübergehend ange¬
legten Beständen der Verwaltung in Folge der Verminderung
solcher Bestände und der Herabsetzung des Zinsfußes für
Depositen bei der Provinzial-Hülfskasseniedriger veranschlagt
werden mußten.

Zu übertragen Summe . . 110 610 M. 66 Pf.
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Uebertrag 110 610 M. 06 Pf.
Diesen Minder-Einnahmcn steht eine Mehr-Einnahme von . . 2 350 „ — „

gegenüber, bestehendin einer Rente, welche von dein Prouinzial-Veronnde
Westfalen während der Etatsperiode für die Unterhaltung der Provinzial-
straße in der Gemeinde Oberbonsfeld erstritten worden war.

Nach Abzug dieser Mehr-Einnahme blieb noch eine Minder-
Einnahmc von ...................108 260 M. 66 Pf.

Zu dicfer Mindcr-Einnahme treten für die neue Etatsperiode
folgende Mehr-Ausgaben:

1. für die Wittwen- und Waifenkaffe..... 1 500 M.
2. „ Landarmenzwecke......... 69 200 „
3. „ die Hebammen-Lehranstalt ...... 7100 „
4. „ das Taubstummenwesen ...... 3 275 „
5. „ die Idioten.......... 5 000 „
6. „ „ Epileptiker.......... 2 950 „
?. „ „ Blinden.......... 7 950 „
8. „ Kunst nnd Wissenschaft....... 1000 „

Summe . . 97 975 M.
denen an Mindcrbedarf gegenübersteht:

1. bei der Unterbringung verwahrloster
Kinder ......... 6 700 M.

2. bcidemIrrcnwesen 58 200—10 000-----48200 „
3. „ der Arbeitsanstalt Nrauweiler . 15 900 „

zusammen . . 70 800 „
nach deren Absetzungnoch eine Mehr-Ausgabe verbleibt von 2? 175 M.

Hierzu treten nachstehendeseither aus dein Zins¬
gewinne der Promnzial-Hülfskasfe (Ständefonds) bcstrittenen
Ausgaben, welche in Folge Landtagsbeschlusscsin den Etat
übernommen werden sollen, nämlich:

1. Zuschuß für die Königliche Webereifchnle in
Erefcld mit........6 000 M.

2. Desgleichen für die Fachschuleder Klein¬
eisen- und Stahlindustrie zu Nemscheid 5 000 „

3. Desgleichenfür den Eentral-Gewerbe-
vercin für Rheinland und Westfalen 12 500 „
und

4. Zur Hebung und Förderung der
gewerblichenThätigkeit in den Ge¬
birgsgegenden der Provinz - - ^ 7 5 90 „

zusammen . . 31000 „
also im Ganzen Mehr-Ausgaben . 58175 „ — „

1° dcch für die neue Etatsperiode eiu Gesammtmehrbedarfvorhandenist von 166 435 M. 66 ^f.
Zu übertragen 166 435 M. 66 Pf.

(!
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Uebertrag 166 435 M. 66 Pf.
Nach dem vorliegenden Voranschlage soll dieser Mehrbedarf

beschafft werden:
Zunächst durch Einstellung der Zinsen des Meliorationsfonds mit 40 000 „ — „

nach deren Abzug noch ein Rest verbleibt von ......... 126435 M. 66 Pf.
Von diefem Betrag sind ............. 6 435 „ 66 „

bei einzelnen Etatstiteln (Tit. VII. 2 der Einnahme, sowie Tit. II. 1
und 19 und VI. 2, 3 und 4 der Ausgabe) ausgeglichen,so daß noch fehlen 120 000 M. — Pf.
welche Summe nach dem Etat durch Erhöhung der Provinzialabgaben um diefen Betrag zu
beschaffen sein würde.

Da die Umlage für das Jahr 1888/89 indessen bereits ausgeschriebenworden ist, so
glaubt der Prouinzial-Verwaltungsrath vorschlagen zu sollen, von einer Erhöhung der Umlage
für das Jahr 1888/89 abzusehenund abzuwarten, ob der Fehlbetrag nicht aus Ueberschüssen des
Jahres 1887/88 beziehentlichMinderbedarf des Jahres 1888/89 seine Deckung finden könne.
Sollte diese Voraussetzung nicht zutreffen, so würde dem späteren Landtage behufs Deckungdes
aus dem Jahre 1888/89 etwa verbliebenenDefizits eine Vorlage unterbreitet werden.

Für das Jahr 1889/90 würde es zur Deckungdes Defizits von 120 000 M. ebenwenig
einer Erhöhung der Provinzialabgaben um diefen Betrag bedürfen, insofern das dem hohen
Provinzial-Landtage vorgelegte neue Reglement der Provinzial-Feuer-Societät befchlossen und
genehmigt werden sollte. In diesem Falle würde nämlich jenes Defizit durch die dem Provinzial-
Verbande zufließendenZinfen des Reservefonds der Provinzial-Feuer-Societät feine Deckung finden
können, weshalb bei Genehmigung des Haupt-Etats und Festsetzungder Provinzialabgaben pro
1889/90 der Vorbehalt gemachtwerden könnte, daß der Prouinzial-Ausschuß ermächtigt sein soll,
die auf 3 080 000 M. festzufetzende Provinzial-Umlage pro 1889/90 um 120 000 M. zu kürzen,
infofern zur Deckungdieses Betrages verfügbare Mittel anderweit vorhanden sind.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.

WilhelmFürst zu Wird,
Landtllgs-Mlllschall.
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Aaupt Etat
der

PlMnMl-Vermltlmgder Rheinprovinz

für die

Gtatsjahre vom 1. April 1888 bis 31. März 1889 und vom
1. April 1889 bis 31. März 1890.

Anmerkung: Da eine Berathung der Svezial-Etats nicht stattgefunden hat, ist von einem Abdruck
derselben Abstand genommenworden.

6*
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5itel. Einnahme.

AllgemeineTotatiousrcnte des Staates.
Dotationsrente auf Grund des Gesetzes vom 30. April 1873

und 8. Juli 1875.............
Summe Titel I. per 8L.

Dotationsrente des Staates für bestimmteZwecke.
Dotationsrente für das Hebammenwesen(§. 12 des Gesetzes

vom 8. Juli 1875).............
Dotationsrcnte für die Hebammen-Lehraustalt zu Köln

(s- 13 ikiä.)...............
Dotationsrente für die landwirthfchaftlichenSchulen (§. 14

idiä.).................

Dotationsrente für die Straßenverwaltung (§. 20 idiä.)
Summe Titel II. . .

Rente des Provinzial-VerlmudcsWestfalen.
Antheil an der Rente des Prouinzial-VerbandcsWestfalenfür

die Unterhaltung der Straßenstrecke in der Gemeinde
Oberbonsfeld ...............

Summe Titel III. ^or «e.

IV. Einnahmen von Ncocufonds.
1 4°/« Zinfen des Stammfonds der Landesbank der Nheiu-

provinz im Betrage von 3 000 000 M. ----- 120 000 M.
4> Zinsen des der Lcmdcsbcmkder Nhein-

provinz als ReservefondsüberwiescnenKapi¬
tals von 2 000 000 M. -----...... 80 000 „

Zinsgewinn des RheinischenMeliorationsfonds . . .
Summe Titel IV.

Vorschlagdos
Prouinzial-

Verwaltuugs-
rnths.

1 750 736

930

4 972

12 600

2 056 233
2 074 735

2 350

200 000

40 000
240 000

Betrag
nach dein
Etat pro
1886/86.

^

1 756 736

930

4 972

12 600

2 056 233
2 0?4?3i 50

80 000

80 000

Mithin jetzt

mehr.
^

2 350

120 000

40 000

160 000

weniger.
Z e m e r K u n g e n.

Verwendung zu dem angegebenen Zwecke ist im Spezial-Etat Nr, X nachgewiesen
sud ^,. Tit. II der Einnahme,

Desgleichen snd N. Tit. III der Einnahme.

Verwendung ist im Spezial-Etat Nr. XVI unter Tit. I Nr. 1 der Einnahme nach¬
gewiesen.

Verwendung ist im Spezial-Etat Nr, XIX unter Tit. I und II Nr. 1 der Einnahme
nachgewiesen.

Der Proninzial-Nerband Westfalen ist vom KöniglichenOber-Verwaltungsgerichte ver¬
urtheilt worden, von der der Provinz Westfalen überwiesenen Staatsrente den
Betrag uon 9850 M, an den RheinischenProvinzinl-Verbnnd für die Unterhaltung
der in der Gemeinde Oberbonsfeld gelegenen Strecke der vormaligen Staats¬
straße Langenberg-Hnltingen jährlich abzugeben. Verwendung dieser Rente für
Straßenzwecke ist im Spezial-Otnt Nr. XIX unter Tit, II Nr. 2 der Einnahme
nachgewiesen.

NebenstehendeZinsen fließen in den Ständefonds, über welchen früher ein besonderer
Etat aufgestellt war. Es erscheintzweckmäßig,diesen Zinsenertrag als Einnahme
und die entsprechendenAusgaben in den Haupt-Etat einzustellen. (Vergl. §, 25
des Statuts der Lnndesbnnk,)

Der frühere Prouinzial-Neferuefonds uon 9NN0NNNM, ist auf Grund des §. 8 Nr. 8
des Statuts für die Landesbant der Nheinproninz an letztere als Nefervefunds
abgeführt worden. Die Zinsen hiervon sollen nach H- 25 des Statuts für die
Landesbank mit 4°/» zur Verfügung des Provinzial-Laudtags gestellt werden.

Ueber den Zinsgewinn des Rheinischen Meliorationsfonds war früher ebenfalls ein
Spezialität aufgestellt.

Der Zinsgewinn betrug pro 1885/80 ... 15 783 M. 90 Pf.
„ 1880/87 . , . 42155 ., 55 „

Da das Stammkapital des Meliorationsfonds jetzt 9 0N0 N0N M. beträgt, fo
sind für die nächsteEtatsperiude unter Berücksichtigungder für die Ausleihung uon
Kapitalien aus dem Meliorationsfonds festgesetztenAedinguugcn ea, 40NU0 M,
jährlich an Zinsgewinn zu erwarten. Mit Rücksichtdaranf, daß die Darlehen
in den ersten :! Jahren zinsfrei sind, läßt sich der Zinsgewinn nicht ganz genau
berechnen. Ueber den Zinsgewinn des Meliorntiunsfonds steht ebenso wie über
den Zinsgewinn der Landesbank der Rheinprouinz dem Prouinzial-Landtnge die
freie Verfügung zu (zu uergl. §, 10 des Gesetzesuom 8, Juli 1875), und wird
vorgeschlagen, diesen Zinsgewinn wie seither dem Etat für Landwirthschaft zu
überweisen (zu uergl. Spezial-Etat Nr. XVI).
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Titel.

V.

VI.

VII.

I.
II.

III.
IV.
V.

VI.
VII.

^1

Einnahme.

Provinzial-Aligalien.
Zur Verwaltung und Unterhaltung der früheren Bezirks

straheu, beziehentlich für Strahenzwccke .....
Zur Verzinsungund Tilgung der Irrenanstalts-Vauschuld
Für allgemeineZwecke der Provinzial-Verwaltung . . .

Summe Titel V. .

DurchlaufendePosteu.

Kreisrente (§. 1 des Gesetzesvom 30. April 1873 und §.
26 des Gesetzes vom 8. Juli 1875).......

Erstattung der Auslagen für die landwirthschaftlicheVerufs-
genossenschaft...............

Summe Titel VI. . .

Verschiedene Einnahmen.
Zinsen von vorübergehendrcntbar angelegtenBeständen der

Eeutralfonds ...............

UnvorhergeseheneEinnahmenresp, zur Abruudung . . . .
Summe Titel VII. . .

Wiederholungder Einnahmen.

AllgemeineDotationsrente des Staates .......
Dotationsrcnte des Staates für bestimmteZwecke. . . .
Rente des Provinzial-VerbandesWestfalen ......
Einnahmen von Nebenfonds ...........
Provinzial-Abgaben..............
DurchlaufendePosten .............
Verschiedene Einnahmen ............

Gesammt-Einnahme . .

Vorschlagdes
Promnzial-

Verwaltungs-
raths.
^ ^

2 635 000
300 000

*)145 000
3 080 000

333 411

20 000
353411

10 000

2 267
12 26?

1756 736
2 074 735

2 350
240 000

3 080 000
353 411

12 267

7 519 500

50

50

',!»

Netrag
nach dein
Etat pro
1886/88.

2660000
300 000

2 960 000

333 411

833 411

20 610

506
21117

66

84
50

1 756 736
2 074 735

80 000
2 960 000

333 411
21117

7 226 000

*) Von dieser Summe bleiben für das Etatsjahr 1888/89 120 000 M. unerhoben.

Mithin jetzt

mehr. weniger.
Bemerkungen.

145 000

— 25 000

145 000 -° 25 000

120 000 — —

20 000

— — ^

20 000 — — —

1760 6«

10610 66 Es sind vereinnahmt worden pro 1885/86 ... 25 569 M. 45 Pf.
„ 1886/87 . . . 10 422 „ 22 „

Auf eine höhere Einnahme als IN 000 M, jährlich ist in Folge Herabfetzung des
1760 66 10 610 66 Zinsfußes für Depositen auf 2°/» nicht zu rechnen.

— — 8 850

2 350

160 000

120 000

20 000

—

8 850

—
-

302 350 — 8 850

—293 500
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Vorschlagdes
Prouinzial-

Verwnltungs-
rnths.

II.

I

7,
>>

<!

7

10

II

13.

Auf der Dotlltionsrcnte ruheudc Ausgabc-Verpflichtunssen.

a. Mit der Dotationsrente von der Königlichen Staats-
regierung überwiescne

Rente an den Pfarrer der Gcrtrudiskirchein Essen ......
Rente an die katholischen Armen zu Werden in Geld und Naturalien
Rente an die Rcttnngsanstalt Tüsselthal ..........
Rente an die Armen zu Kettwig............

d. Auf Grund Beschlusses des 26. Provinzial-Landtages.
(VerhandlungenS. 37.)

Für die Wilhelm-Augusta-Stiftung.......50 000 M.
Summe Titel I. . .

Zuschüsseau die ciuzclueuInstitute und
Vclwciltuugcu.

An die Ecntral-Vcrwnltungöbehörde ......
An die Wittwen- nnd Wnisenkasse.......
Ausgabe-Etat der Rheinischen Prouinzial-Feuer-Socictät
Ausgabe-Etat der Landesbankder Nheinvrouinz . .
An die Verwaltung des Landarmenwesens . . . .
Verwaltung der Staatsncbenfonds .......
Für die Unterbringung verwahrlosterKinder. . . .
Landarmenhaus zu Trier ..........
Für die Provinzinl-Arbeitsanstaltzu Vrauwciler . .
Für das Hebammenwescu..........

^,. Zu Prämien und Unterstützungenfür Hebammen
L. Für die Provinzial-Hebammen-Lchranstaltzu Köln

Für das Tanbstumincnweseu(Siehe Zusnmmenstellnng
der Svezial-Etats) ...........

Für die Provinzial-Tanbstummenanstaltzu Vrühl . .

„ Elberfeld .
„ Essen . .
„ 5tempen
Zu übertragen

I.
II.
III.
IV.
V.
VI.
VII.
VIII.
IX.
X.

XI.

L.
(I
o.

«1 720

17 08N
14150

25
2 226

900
100

3 251

205 000
10 000

645 000

109 300

200 000

1630
33 372

62 950> 1204 302 50
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Betrag
nach dem
Etat pro
1886/88.
^__H

25
2 37?

900
100

3 402

277 965
«500

575 800

116 000

215 900

1630
26 272

1 222 067

35

50

50

Mithin jetzt

mehr.

1500

69 200

7100

77 800

weniger.

151

151

72 965

6 700

15 900

95 565

35

35

Semer Kungen.

llä 2. Es wurdengezahltpro 1885/86 .
1886 V7.

2 304 M. 48 Pf.
2 147 .. 80 ..

zusammen
durchschnittlich2 226 M. 14 Pf.

4452 M. 28 Pf.

Zur dauernden Erinnerung an das historisch denkwürdigeFest der
goldenen HochzeitIhrer KaiserlichenMajestätenwird eine Summe
von jährlich 5N UM M. aus der Dotationsrentezu einer Stiftung
für die taubstummenKinderder Nheinvrovinzausgeschiedenund
in den Etat eingestellt. (Vergl. nachfolgendTitel II, Svezinl-
Etat AnlageXI., wo der Betrag aufgerechnetwird, daher hier
nur nachrichtlichn.nw Hix^m vorgetragen,)

Die Spezial»Etatö weilen nach
Eigene

Einnahmen.

55 000
15 350

10 000
196 076
109 700
132 100
165 300

27 644

4 020

4100
1015
7 000

727 305

22

97

Geiammt-
Än«a.»lic,

260 000
25 350

218110
77 790

655 000
196 076
219 000
132100
365 300

62 646

35 740

24 000
20 420
21150

2 312 683

72

4?

Mehrznlchußbei Neuwied . . .Trier . . . ,
Essen , . . .

MindcrzuschuLbei
Vriihl , ... 1 »80 M.
Hempe» . . , »550 ,.
Aachen, . . . 5 «25 „
Köln . . . . »4U0 „

1L8N M.
«70 „

l?N«U „

>5955 W.
Bleibt Mehrzulchuh . . 3 275 M.

Erhalt IN 0NNW. aus der Wilhelm-Auansia,
Stiftung,

De«c,l. 2 225 W.
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Siehe Vorschlagdes

Titel. Ausgabe. Epezial-
Etat

Prouinzilll-
Verwaltungs-

i^
^ Anlage ^s

raths.

II. l, Uebertrag
Für die Provinzial-Taubstunuuenanstaltzu Ncuwied . N.

62 950
29 980

1 204 302 50

l". „ ,, » „ ,, ^rier
^ „ „ Vereins-Taubstuwwenanstaltzu Aachen. . .

I". 81070

tt. ! „ „ „ „ ,, Köln . . !

' Unterstützungsfondsfür entlasseneTaubstuunne . . ^

6. 50 000

174 000 —

12 Für die Prouinzial-Vlindenanstaltzu Düren . . . XII. 75 350 —

13 Für das Irrcnwefen (Siehe Zusauuncnstellungder
XIII.

.^. Für die Provinzial-Irrenanstalt Andernach .... ^. 85 000
l'>. „ „ „ „ Bonn..... L. 52 600
<^, „ „ „ „ Düren..... (^. 58 500
,», „ „ „ „ Grafcnberg . . . v. 32 000
!v „ „ „ „ Merzig..... N. 63 600
1^'. Kosten der Unterbringung von Irren in den Privat-

I'. 18 300

260 000 __
l ! An den Etat für Hochbautenin den Anstalten . . . XIV. 10 000 .—
,.> Zu den Kosten der Unterbringung und des Unterhalts

XV. 53 550 —
!!! Für die landwirthfchaftlichenLehranstaltenund zu sou-

XVI. 190 000 _
I? Verwaltung des Rittergutes Desdorf ...... XVII. — —
,« Verwaltung der Fonds zur Gewährung von Entschä¬

digungen für auf polizeilicheAnordnung getödtete
Pferde, Esel, Maulthiere, Maulesel, Rindvieh :c. . XVIII.

— —

1 967 202 50
!9

3. Prouinzial-Abgabenfür Straßenzwecke....

Zu übertragen

XIX.
2 056 233

2 350

2 635 000

4 693 583 —

6 660 785 50

51

Netrag
nach den

Etats pro
1886/88.
^ ^.

Mithin jetzt

wehr.
^7

weniger.

S c m e r K u n g e n.
Die Spezial-Etat« weisennach

Eigene
Einnah,ncn,

Oesammt'
Ausgabe,

1222 06? s.0 77 800

170 72i)
67 400

318 200

50 600

90 000

3 2?o
7 950

1918 992

4 623 000
6 541992

50

10 000

2 950

100 000

201975

70 583
272 558

95 565

58 200

153 765

153 765

727 305
2 290
1 180

800

660

27 900

199 000
237 400
226 500
243 000
166 600

112 300

54 100

5 100

97

65 714
2 114 408

22 750
2 137 158

97

9?

2 312 683
32 270
32 250

19 650
50 000

660

103 250

234 000
290 000
285 000
275 000
230 200

130 600

10 000

107 650

190 000
5 100

4?

44 559
65 714

4 418 5t ,!?

4 716 333
9 134 919 !7

Erhält '8 85N M. ouo der Wilhelm-Augusta-
Stiftung,

Weniger bei Andernach.,,.!>> 5W M,
Vom, .....LllON „
Düren .....t««0N „
Orafenberg , , , ü NUN „
Vierzig , , . , . I? «»» „

78ZNU M.
Mehrfür die PriU»t°Irrcnanstalte>i^l8300 „

Bleiben weniger 28 2W M.

Hierüber bestand früher ein besondererEtat
nicht.

Zu Meliorationen in der Eifel ist Seitens
der Königliche»Stoatsregicruug eine Summe
von ÜUNUNNM. jährlich unter der Boraus«
sehnng in dcu Etat eingestelltworden, daß
die Provinz die Hälfte dieser Eumme mit
INUUUUM, jährlich zu demselbc»Zwecke
hergicbt, Dicfe inoouu M. sind in der
vorigen Etalsperiode aus der Äicisreute
entnommenworden. Da letztere nach Ein-
fiihrung der neuen ProUinzial-Qrdnnng an
die Landkreiseabgegebenwerden muß, fo ist
anderweit für die Beschaffungjener 1UUNW
M. Sorge zn tragen, Es wird Uurgcschlogen
dieseSumme an'f den Etat für ?»udwirth
fchaft zn übernehmen, welchem Etat onch
die Zinsen des Melioralionssonds mit
<»Ul!UUM.zu überweisensind, (i!r, Tit, IV,
Pos, » der Einnahme),
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Titel. Ausgabe.

II.

in.

20

IV.

Uebertrag
Nebenfonds der Straßenverwaltung zur Unterstützung

der Wittwen von Provinzial-Straßenaufsehernund
Wärtern ..............

Summe Titel II. . .

Ausgaben aus Titel IV. der Einnahmen.
Zuschuß zum Etat für Förderung von Kunst und

Wissenschaft.............
Für die Verwaltung der Prouinzial-Mufeen zu Bonn

und Trier............. XXI.
Zur Unterstützungmilder Stiftungen, Nettungs-,Idioten-

und anderer Wohlthätigkeitsanstalten ..... XXII.
Zuschußfür die KöniglicheWebereifchule zu Crefeld ......
Zuschuß für die Fachfchuleder Kleineisen-und Stahlindustriezu Nemscheid

Siehe
Spezial-

Etat

Anlage

XlXä.

Zuschußfür den Lentwl-Gewerbevereinfür Rheinland-Westfalenund
benachbarteBezirkezu Düsfeldorf ...........

Zur Hebungund Förderung der gewerblichenThätigkeit in den Gebirgs¬
gegenden ...................

Zur Verfügung des Provinzial-Landtages ........
Summe Titel III. . .

AußerordentlicheAusgabe.
Für den Bau der Provinzmlmuseenzu Bonn und Trier ....
Zu Meliorationenund Aufbesserungder wirthschaftlichenVerhältnisse

in den Gebirgsgegenden ..............
Zur außerordentlichenTilgung der Irrenanstaltsbauschuld ....
Zur Verstärkungdes Ständefonds ...........

Summe Titel IV. . .

Vorschlagdes
Provinzial-

Verwaltungs-
raths.

6 660 785

6 660 785

20 000

14 000

15 000
6 00U
5 000

12 500

7 500
120 000
200 000

.0

50
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Betrag
nach dem

Mithin jetzt Bemerkungen.
Etat pro

mehr.

.6 ^

weniger.
Die Spezial-Etat« weisennoch

1886/88. Eigene
Einnahmen,

Gesammt-
ÄusMbe.
^ <5

«541992 5.0 272 558 — 153 765 — 2 13? 158

29 900

97 9134 919

29 900

4?
»

6 541992 50 272 558 — 153 765 2167 058 97 9 164 819 4?

118 793 — —

19 000

14 000

10 000

—

1000

5 000
6 000
5 000

12 500

7 500
120 000

—
—

—

13 080

— 20 000

27 080

15 000

—

—

!> Auf Grund des Beschlussesdes 31. RheinischenProvinzial-Landtages
1 in der Sitzung uom 11. Dezember 1885 in den Etat eingestellt.

(Vergl. Verhandlungen S. 58.)
Für die Fachschule derKleineisen-und Stahl-Industrie zuNemscheid

war vom 82. Rheinischen Provinzial-Landtage der Zuschuß auf
jährlich 10 000 M. erhöht worden unter der Bedingung, daß der
Staatszuschuft von 90N0 M. auf 25 000 M. erhöht und die von
der Königlichen Staatsregierung beabsichtigte Erweiterung der
Schule ausgeführt bezw, die Erweiterung der Gebäude nach den
Anforderungen des Herrn Handelsministers von der Stadt Nem-
fcheid übernommen werde. Da diese Bedingungen bisher nicht
erfüllt wurden, kam auch der erhöhte Zuschuß aus dem Gtande-
fonds nicht zur Auszahlung. Die KöniglicheStaatsregierung hat
sich mit den gestellten Bedingungen einuerstauden erklärt und
hofft, den erhöhten Zuschuß in den Staatshaushalts-Etllt pro
1889/80 einstellen zu können.

Der Zuschuß war bisher uom 31. Rheinischen Provinzial-Landtage
für die Etatsjahre 1886/87 und 1887/88 aus dem Ständcfonds
bewilligt. Das Bedürfniß zur Unterstützung des Vereins besteht
noch in demselben Maße fort.

Hiervon 1000 M. Zuschuß für die Korbsiecht-Lehranstaltzu Heinsberg.
Standefonds überträgt sich von Jahr zu Jahr.

43 000 — 157 000 — —

134 000

100 000
69 656
29 754 34

— —

134 000 —

100 000 —
69 656 66
29 754 34

Fällt aus, weil das erforderliche Baukavital gedecktist.

Vergl. die Bemerkung zu Pos. 16 Titel II. gegeuwartigeu Etats.

! Diese beiden Posten, welche früher aus der Kreisrente entnommen
l wurden, kommen in Wegfall, weil die Kreisrente an die Land-

kreise abgegeben werden muß.333 411 — — — 333 411 —
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Titel, Ausgabe.
3;

Vorschlagdes
Prouinzinl-

Verwaltnugs-
raths.

V, Turchlanfrudc Posten.

1 Abführung der Kreisrente an die Landkreiseder Provinz ....
2 Ausgaben für die landwirtschaftlicheVerufsgenofsenschaft....

Summe Titel V. . .

VI. Verschiedene dauernde Ausgaben nnd Lasten.

Zur Verzinsungund Tilgung der Irrenanstaltsbauschuld ....

2 Für die in Bonn belegenenImmobilien des Provinzialfonds . . .
3 Pensionen und Unterstützungenfür ehemaligeBediensteteder Anstalt

Siegbnrg ...................
AußergewöhnlicheAusgabe resp, zur Abrundung .......

Summe Titel VI. . .

Wiederholungder Ausgaben.

I. Auf der Dotationsrente ruhende Ausgabe-Verpflichtungen ....
II. Zuschüsse an die einzelnenInstitute und Verwaltungen .....

III. Ausgaben aus Titel IV. der Einnahmen .........
IV. AußerordentlicheAusgabe ..............
V. DurchlaufendePosten ...............

VI. Verschiedene dauernde Ausgaben und Lasten ........

Gesammt-Ausgabe . .

Die Einnahme beträgt . .
Die Ausgabe beträgt . .

Valcmcirt.

333411
20U00

353411

300 000

158?
465

302 052
50
50

3 251
6 660 785

200 000

353411
302 052

7 519 500

7 519 500
7 519 500

50

50

Betrag Mithin jetzt

Etat pro
1886/88

.6 ^.

mehr. weniger.
Bemerkungen.

— — 333411
20 000

— — —
Stützt sich auf den §. 97 der Kreisordnung vom 80. Mai 1887.

— — 353 411 — — —

300 000

1800

1687
70? 15

— —

1800

100
241 65

Die Vauschuld besteht noch in einer Anleihe von 6 000000 M. bei
der Landesbank der Nheinvrouinz, welchemit 3'/°°/» 3« verzinsen
und mit 1^2°/° zu amortisiren ist.

Die Immobilien sind verkauft, weshalb die Ausgabe nicht mehr noth¬
wendig ist.

Es haben zu beziehen:
Ä, der frühere Wärter Fußhöller, Pension .... 15N M.
b. die frühere Wärterin Atefeld, Unterstützung . . 357 „

304194 15 — — 2 141 65, <:, die geisteskrankeKöchinPenniugsfeld, Unterstützung 240 „
ä, die Wittwe des verstorbenen Gärtners Kolb, Unter¬

stützung............... 250 „
«. der ehemalige Wärter Kundgen, Unterstützung . . 860 „
l. „ „ Hausarbeit» Nonn, Unterstützung . 230 „

zusammen 1587 M.
Die Unterstützungder geisteskrankenPenniugsfeld mnhte schon

im Laufe der vorigen Etatsperiode wegen der großen Hülfs-
bedürftigkeit von 100 auf 24U M. erhöht werden, dagegen kommt
die im vorigen Etat aufgeuominene Unterstützung des Hauskuechts
Oesser mit' 240 M. wegen Ablebens desselben in Wegfall. —
Sämmtliche 5nl> d—l voraufgeführten Personen sind nach den
bei den Ortsbehörden eingezogenen Erkundigungen höchst unter¬
stützungsbedürftig.

3 402
6 541992

43 000
333 411

304 194

35
50

15

118 793
157 000

353 411

—

151

333411

2 141

35

65

7 226 000 629 204 — 335 704

—293 500 — —

Festgestelltin der Sitzung des Prouinzial-Verwaltungsraths vom 30. Mai 1888.

Der Prouinzial'Verwaltuugsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschllll.
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Anlage (ü.

Düsseldorf, den 30. Mai 1888.

Referat
des ProvinziabVerwaltungsraths,

betreffend

den Vermögensstand des RheinischenProvinzial-Verbandes.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich dem hohen Provinzial-Landtage die anliegende
Zusammenstellungder Aktiva und Passiva des Provinzial-Verbandes der Nheinvrovinzzur geneigten
Kenntnitznahmeganz ergebenstvorzulegen.

Der Provinzial'Verwaltunsssrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
LandtagsMarschall.
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3

5

6

9
IN

II
12

Zusammenstellungder am 1. April 1888 vorhandenenAktiva

^. Centralfonds und Anstalten.
Provinzialfonds ........

Central-Verwaltungsbehorde . . . .

Wittwen- und Waisenkllsse ....
Staats-Nebenfonds .......

Landarmenhauszu Trier ......

Provinzial-Arbeitsanstaltzu Brauweiler

Sparfonds der Häuslinge der Provinzial-
Arbeitsanstalt Brauweiler .....

Prouinzial-Hebammen-LehmnstaltKöln. .

Centml-Hebammen-Unterstützungsfonds. .
Provinzial-Taubstunnnenanstaltzu

Vrühl...........
Kempen ...........
Neuwied ...........

Trier...........

Elberfeld ..........
Essen ............

Wilhelm-Augusta-Stiftung......
Nnterstützungsfondsfür entlassene Taub¬

stumme ...........

Zu übertragen

Aktiva.

Werth
der

Gebäude.

1

1425 000

770 00«

1127 000

279 000

39 700
39 000
36 000

90 000

19 200

3 824 90«

Werth
der

Grund¬
stücke.

2

Werth
des

Inven¬
tars.

^?
3

Kapitalvermögen.

lottrsg
an riortLui'.

400

72 854

423 90«

4 500
4 500

20 000

117 000

18 777

661931

264 950

14? 000

287 000

64511

4 000
3 500
3 000

3 500

3 000

780 461

Sonstige
Forderungen.

^ ^

2 000 00«

55 150
727 950

29 934

6 000

12918

284 079

2 556

2 750
3 121338

83

45

83

und Passiva des Provinzial-Verbandesder Nheinprovinz.

Passiva.

zu

Andere
Ver-

wögens-
«bjekte.

Summe
der

Aktiva.

Iottl'08

ÄU

portsui'.

Sonstige

Schulden.

Summe
der

Passiva.
Bemerkungen

^ ^ ^. ^ ^ ^f. ^ ^.
Ko¬

lonne
__6 7 8 9 10

— 2 000 000 5 Depositenscheineder Landcsbank der Nheinvrouinz.
Diese Simone wird der Landesbankin Gemäßheit
des Statuts der Letzteren als Reservefonds
überwiesen.

1689 950 I

3

Ständehaus nach den Baukosten 1 300 0N0 M.
Dienstwohnungdes Lnndes-Direttors 125 000 M,

Versicherungssumme.
55 150 — — — — — — 5 Depositen,

727 950 — — 143 'l? 143 47 5
9

702 «00 M. Depositen und 25 350 M. Darlehen.
Iahresrente zu Gunsten der Erben Zehner,

947 334 8:; 1—3
5

Nach Schätzung,
17 943 M, 83 Pf. Depositen und 12 000 W. Be¬

triebsfonds,
1486 854 1

2

3

Nach der Feuer - Versicherungssumme uom 20.
Februar 1888 von 997 400 M. unter .Hinzu¬
rechnung des Werthes von 129 600 M, für
Fundament und Kellermauerwerl,

Nach dem 25fachen Betrage des Katastral-Nein-
ertrages berechnet.

Nach der Feuerversicherung uom 20, November
1883, Materialien und Vieh mit eingerechnet.— 6 000 — — ..... — — 5 Depositen,

767 411 1
2

8

Versicherungssumme.
Der Werth' ist pro Quadratruthe zu 1000 M. an¬

genommen.
Nach der Feuerversicherung,

12918 5 Depositen,

Versicherungssummeresp, nach Schätzung.
438 279 >5 < 2il,8

l 5
Nach Schätzung.
Depositen incl. 13 689 M. 45 Pf. der von Dier-

gardt'schcn Stiftung.
210 500 ^ 1

2
3

Summe der Baukosten.
Für 260 Quadrntruthen K 450 M.
Nach Schätzung,

37 97? , — — — — lu.2 Summe der Baukosten und der Grunderwerbs¬
—

3 000 — — — — kosten,

2 556 ,'..') — - ^ — — 5 Depositen.

^-> 2 750 —

47
5 Depositen.

—
8 388 630 ^! 143 I? 143

8*
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13

15

16
17
18

19

20

21

22
23

Nebertrag
Proviuzial-Vlindenanstaltzu Düren . .

Aktiva.

Werth
der

Gebäude.

1

Werth
der

Grund-
stüÄe,

2

14 Unterstützungsfondsfür entlasseneBlinde .

Provinzial-Irrenanstalt zu
Andernach . . .- .......
Bonn ...........
Düreu ...........
Grafenberg..........
Merzig ...........

Weisweiler'fcherNestkaufpreis . . . .
AllgemeinerNaufonds .......
Unterstützungsfondsfür entlasseneIrre .

Fonds für die monumentale Ausführung
einer Figurengruppevor den: Ständehause

Rittergut Desdorf........

Museums-Vaufonds ........

Aufscherhauszu St. Barbara in Trier .
Vichentfchädigungsfonds ......

Zu übertragen

3 824 900
360 000

1 842 400
2 500 000
2 490 000
2 256 000
2 251 300

60 700

261 400

5 700

15 852 400

661931
16 950

99 584
214 000
225 800
150 000
143 342

102 000

151600

1765 20?

Werth
des

Inven¬
tars.
^
8

Kapitalvermögen.

lottre»

au, Portsui'

^ ^

780 461
98 800

182 600
287 000
185 000
210 000
250 000

1993 861

5 000

5 000

Sonstige
Forderungen.

^ ^.

3 121338
96 154

89 700

1500
165 000

13 35?

40 000

277 300

549 600
4 353 951

83
0?

73

50

l3

Andere
Ver-

wögens-
objekte.

6

Summe
der

Aktiva.

"!'-

8 388 630
571904

89 700

2 124 584
3 001000
2 900 800
2 616 000
2 644 642

1500
165 000

18 35?

40 000
162 700

690 300

5 700
549 600

23 970 419

73

50

,:;

Passiva.

lettrez Sonstige

Schulden.

9

143

4 200
180

1461

5 984

4?

4?

Summe
der

Passiva.
^ü

10
^.

143

4 200
180

1461

5 984 47

47

Bewertungen
zu

Ko¬
lonne

1

2
3

> 9

Nach Schätzung,
50facher Betrag des Katastral-Neinertrages.
Nach Schätzung,
84 154 M. O/Pf. Depositen und 12 0UN M. Hypo¬

theken.

Depositen.
Legat und Iahresrente zu

wyt'schen Vermächtnisses.
Lasten des Erkens-

Schätzungsweise berechnet unter Vcrücksichtigung
der Baukosten,

Desgl, der Grunderwerbskosten.
Desgl. der Feueruersicherung,
Äiochnicht fälliger Kaufpreis, Der Netrag ist s,

Zt, beim Irrenanstalts-Nnufonds ucrnusgabt
und unter Zuschuß eines kleinen Betrages mit
rund liilM M, deponirt. Dieses Depositum ist
»ud 1,08, 16 aufgeführt.

Siehe Bemerkung zu pn». 15,
Depositen.
Schramm'sche Stiftung für Grafenberg,
Depositen des Unterstützungsfonds incl. 1778 M.

40 Pf. der Nichnrz-Stiftung.
Depositen.
Nach Schätzung unter Berücksichtigungder Feuer-

Versicherung,
Zum 25 fachen Netrage des Katastral-Neinertrages

berechnet.
Diese Snmme setzt sich zusammen aus

»,, dem Werthe des Hauses Baum-
schuler-AlleeI!4 in Bonn , . 34 700 M.

d, den auf den Bau des Museums
zu Trier bereits aufgewendeten
Baukosten ....... 2 26 7N0 „

261400 M.
Werth des zur Erbauung eines Museums in Bonn

angekauften Grundstücks . . . 81 20U M.
Werth des Seitens der Stadt

Trier zum Nau des Museums un¬
entgeltlichhergegebenenNauplatzes 70 4N0 „

^^5l7600^Nl
Depositen des angesammelten Naufonds.
Nach den Naukosten.
Depositen,
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24

25

Aktiva.

Werth
der

Gebäude.

Werth
der

Grund¬
stücke.

2

Provinzial-Straßenverwaltung
Uebertrag

3iebenfondsderProvinzialstraßen-Verwaltung
Summe ^. I1N8.1—25 . .

Abgesetztdie Pos, 3, 4, 7, 9, 12, 14, 18,
23 uud 25, das sind Wittwen- und
Waisenfonds, Staats-Nebcnfonds, Spar¬
fonds der Häuslinge in Vrauweilcr,Vieh¬
entschädigungsfondsund die verschiedenen
Unterstützungsfonds— als Fonds, welche
diesseits lediglichverwaltet werden . .

Bleiben die Pos. 1, 2, 5, 6, 8, 10, 11,
13, 15, 16, 17, 19, 20, 21, 22, 24
für Prouiuzialfonds,Stäudehaus, Dienst¬
wohnung des Landes-Direktors, Land-
armeuhaus, Arbeitsanftalt, Hebammen-,
Vlinden-, Taubstummeu- uud Irren¬
anstalten, Wilhelm- August« - Stiftung,
Desdorf, Fonds der Fignrcngruvve,
Museums-Vcmfonds,Provinzial-Museen
uud Prouinzialstraßeu-Vern'altung . .

15 852 400
35 000

15 887 400

1765 20?
250 000

Werth
des

Inven¬
tars.

8

1993 861
290 000

l5 887 400

2 015 20?

Kapitalvermögen.

1ettrs8

au ^oi-teur,

^.

000

2 283 861

2 015 20?

Sonstige
Forderungen.

Andere
Ver-

Mögcns-
objekte.

^/ ^

4 353 951
2 104 900

5 000

5 000

2 283 861

13
100 000

193 000

6 651 85t 13 WO 000

1650 426

5 001424

^

Summe
der

Aktiva.

23 970 419
2 779 900

193 000

26 943 319

90 ^0 000

1^,

15!

Passiva.

lLttr<38

au,

portsur,

1655 426 2^

25 28? 892 9«,

Sonstige

Schulden.

^

5 984
57 500

17

Summe
der

Passiva.
^

10
^

5 984
57 500

4?

63161— 63 161
und

323j47> 323>47
Iahresrente.

4 200 —
und

323j47>
Iahresrente

Bemerkungen
zu

Ko¬
lonne

1—3

4 200 —

323>47

58 961 58 961

Diese Angaben beruhen auf einer im Monat März
1888 vorgenommenen Ermittelung.

Diese Summe setzt sich zusammen aus
». den Depositen des Fonds zu Pro-

vinzialstraßen-Neu- u. Umbauten
und zu Chllussee-Neubau-Prämien
für Kunststraßen .....892 000 M.

d. den Depositen des Fonds für
Kreis- und Lommunnl-Wegebnu-
Unterstützungen ......25N00N „

e, den Depositen des Sammelfonds 52 000 „
ä. einer Hppothekarforberung des

Sammelfonds ...... 900 „
s. den Depositen des Reservefonds 910 000 „

Summe . .^iM'lMM
Die Fonds »ud », und d sind mit nam¬

haften Bewilligungen belastet,
Petersburger Basaltbruch incl, des Werths der Ge¬

bäude, der Vahnanlage und des Inventars.
30 000 M. Restkaufpreis für den Petersberger

Basaltbruch und 27 5NN M. Kaufpreis für die
von der Wittwe Undrees in Zell erworbenen
Gruudstückeund Gebäude behufs Verlegung der
Voppnrd-Zell'er Prouinzialstraße.

Depositen.

Nach Vergleich»««,der nebenstehendenAktiva und
Passiva ergiebt sich ein Vermögensstand von
rund 26 880 100 M.

Nach Vergleichung der nebenstehendenAktiva und
Passiva ergiebt sich ein Vermögensstand von
rund 1 646 200 M.

Nach Vergleichung der nebenstehenden Aktiva und
Passiva «giebt sich ein Vermögensstand von
rund 25 228 900 W.
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Aktiva.

L. Llmdcsbankder Nhciiiproviiiz

<ü. NhciilischerMeliollltioiisfouds . . .
Der Bestand des Ständefonds von 134 515

Mark (incl. 14 000 Mark Darlehns-
forderungen) bleibt hier außer Betracht,
weil die auf dein Ständefonds ruhenden
Bewilligungendiesen Betrag abforbiren.

v. Vcrziusungs-̂ und Amortlsationsfouds
der Irrenanstalts-Bauschuld....

N. Ploviuzial-Feucr-Socielät.....

Werth
der

Gebäude.

^?
i

Werth
der

Grund¬
stücke.

2

Werth
des

Inven¬
tars.

3

285 000

Kapitalvermögen.

1ottl'S8

au. Portcnr.

^ ,4.

Sonstige
Forderuugen.

65

15 000 3 930 160 !!0 602 331 18

Zusammenstellung.
Es beträgt das Vermögen

^. der Centralfonds und Anstalten...............26880100 M.
darunter die diesseits lediglichverwalteten Staats-Nebenfonds, Spar- und
Unterstützuugsfondsmit 1 646 200 Mark

L. der Lllndcsbankrund .................. 3 950000 „
0. des Meliorationsfonds .................. 2 005 5 00 „

zusammen . . 32 835 600 M.
D. Nach Abzug der Irrenanstaltsbauschuldvon ........... 6000 000 „

bleiben . . 26 835 600 M.
Mit Hinzurechuungdes Vermögens

N. der Provinzial-Fcuer-Societlltmit rund............ 4 344 000 „
ergiebt sich eine Gesammtsummevon . . 31179 600 M.

Andere
Ver¬

mögens-
objekte.

Summe
der

Aktiva.

.f.

4 832 491 ^

Passiva.

lettros

an

portsur,

8

Sonstige

Schulden.

^

6 000 000

488 460 '16

Summe
der

Passiva.
^

tu
^

6 000 000

488 460 Ui

Bemerkungen

zu
Ko¬

lonne

Das Vermögen der Landesbank besteht gegen¬
wärtig in dem Stamm¬
fonds von.....3 000 «0N M. — Pf.
und dem Reservefonds
von ....... 94 9919 „ 79 „

Zusammen. . 8 949 919 M. 79 Ps
Das Vermögen des Meliorationsfonds besteht zur

Zeit in dem Stammfonds von 2 000 000 M.
und 5500 M.

Anleihe bei der Landesbank der Rheinvrouinz.

Hierunter 588115 M. 38 Pf. hypothekarischsicher¬
gestellteDarlehen und 14 215 M. 80 Pf. rück¬
ständige Einnahmen,

hierunter 48 584 M. L4 Pf. uorausgezahlte Ver-
sicherungs-Prämie und 179 978 M. 71 Pf. Nest-
ausgaben und 259 947 M. 11 Pf. Vorschuß.
Nach Vergleichungder Altwa mit den Passion er¬
giebt sich ein Vermögensstanb von 4 844081 M.
2 Pf.
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An läge O.

Geschäftsordnung
für

den Provinzial-Landtag der RheinProvinz.

I. (5«nstitmrungdes
Prouinzial-Lcmdtags. Eröffnung.

Nach Eröffnung des Provinzial-Landtags durch den Königlichen Eommissarius übernimmt
das an Jahren älteste Mitglied den Vorsitz und beruft die beiden jüngsten Mitglieder zu Schrift¬
führern und Stimmzählern.

8-2.

Wahl des Vorfitzenden und der Schriftführer.

Der Altersvorsitzendeordnet den Namensaufruf der Mitglieder an. Ergiebt sich die
Beschlußfähigkeitdes Provinzial-Landtags (Z, 29 der Prouinzial-Ordnung), fo wird in zwei
getrennten Wahlhandlungen zunächst zur Wahl eines Vorsitzenden,sodann zur Wahl eines stellver¬
tretenden Vorsitzendennach Mahgabe der Nestimmungendes Wahlreglements geschritten. Zierauf
erfolgt die Wahl von 4 Schriftführern in einer einzigen Wahlhandlung nach relativer Stimmen¬
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet das durch die Hand des Vorsitzendenzu ziehende Loos.

Das Ergebniß der Wahlen wird dem KöniglichenLommissarius angezeigt.

§. 3.

Prüfung der Legitimation der Mitglieder,

Der Provinzial-Landtllg beschließt im Plenum über die Gültigkeit der Wahl jedes
Abgeordnetenrespektiveüber die Vornahme weiterer Ermittelungen. Die Vorprüfung der Wahlen
erfolgt durch eine vom Landtage zu wählende, aus 9 Mitgliedern bestehende Commission.

II. Allgemeine §. 4.
Obliegenheiten H^ Sitzung wird von dem Vorsitzendenangesetzt, eröffnet und gefchlosfen. Ihm liegt

SchriftMln«und tvr ^ Leitung bezw. Besorgung des gefammtenGeschäftsverkehrs,sowie die Handhabung der Ordnung
Mitglieder. in den Sitzungen ob.

8. 5.
Die Schriftführer haben für die Aufnahme des Protokolles zu forgen, die Schriftstücke

zu verlesen, den Namensaufruf zu bewirken,die Stimmenzählung auszuführen und den Vorsitzende!:
in seinen Obliegenheitenzu unterstützen.

8. 6.
Jedes Mitglied ist zur Anwesenheit in den Sitzungen verpflichtet. Urlaub bis zu

3 Tagen ertheilt der Vorsitzende,auf längere Zeit der Provinzial-Landtag,
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8> ?- III. Geschäftsgang.
Mittheilung der Vorlagen.

Die an den Landtag gelangenden Vorlagen werden von dem Vorsitzenden bei der
Eröffnung der Sitzung nutgetheilt und entweder durch Abdruck oder durch Auslegung zur Kenntniß
der Abgeordnetengebracht. Die Vorlagen des Prouinzial-Ausfchusfeskönnen vor der Eröffnung
des Landtages den Mitgliedern zugefandt werden.

§.8.

Feststellung der Tagesordnung.

Die Tagesordnung wird von dem Vorsitzenden in der Regel vor dem Schlüsse jeder
Sitzung für die nächste Sitzung verkündet und stets den Abgeordnetendurch Druck oder Anschlag
zur Kenntniß gebracht. Die festgefetzte Tagesordnung wird auch dem KöniglichenCommifsarius
und dein Landes-Direktor zeitig vor der Sitzung mitgetheilt. Eine Abänderung der festgefetzten
Tagesordnung kann nur durch Beschluß des Landtags erfolgen. Der Landtag darf nur über
solche Gegenständeverhandeln, welche zur Tagesordnung stehen; ausgenommen von dieser Regel
sind Anträge in Beziehung auf den Gefchäftsgang.

8- 9. ,V. Die Verhandlung.

Eröffnung der Verhandlung.

Der Vorsitzendeeröffnet die Verhandlung, indem er den Gegenstand derselben nach der
Reihenfolge der Tagesordnung bezeichnet. Die Verlefung der betreffendenVorlage erfolgt nur,
wenn dieselbe nicht im Abdruck den Mitgliedern zugestellt ist, es sei denn, daß die Versammlung
die Verlesung beschließt. Ein hierauf gerichteter Antrag ist ohne Zulassung einer Verhandlung
darüber sofort zur Abstimmung zu bringen.

s- 10.

Ordnung der Berathung.

Eine Berathung über den zur Verhandlung gestellten Gegenstand muß erfolgen, wenn
vor Ankündigung der Abstimmung dies von einem Mitgliede beantragt wird.

Der Vorsitzendedarf sich nur in Beziehung auf die Ordnung der Berathung, nicht über
deren Gegenstand äußern. Wünscht er letzteres, so muß er dem Stellvertreter den Vorsitz
übergeben.

8- 11.

Rede-Ordnung. '

Niemand darf sprechen, bevor er von dem Vorsitzendendas Wort erbeten und erhalten
hat. Der KöniglicheCommisfar sowie die zu seiner Vertretung oder Unterstützung anwesenden
Staatsbeamten, ferner der mit der Vertretung der Vorlagen des Provinzial-Ausfchuffcsbeauftragte
Berichterstatter sowie der Landes-Direktor müssen auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden
(8- 2? P.-O). Außerdem können fofortige Zulassung zum Worte, außerhalb der Reihenfolge in
der Rednerliste nur diejenigen Mitglieder verlangen, welche zur Geschäftsordnungsprechen wollen.
AngemeldeteReden sind von der Rednertribüne zu halten und ist das Verlesenschriftlich abgefaßter
3teden nicht gestattet.
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§. 12.
Der Vorsitzende ist berechtigt,Redner, welche sich von dem Gegenständeder Verhandlung

entfernen „zur Sache", Redner, welche die Ordnung verletzen, „zur Ordnung" zu rufen. Auf
Antrag des Vorsitzendenkann bei erfolgloseinzweimaligemRufe zur Sache oder zur Ordnung in
derselbe«:Rede durch Beschluß des Landtags ohne Debatte dem Redner das Wort entzogen werden.

ß. 13.
Antragsteller (bei selbständigen Anträgen sß. 22^j) und die Berichterstatter erhalten, wenn

sie es verlangen, das Wort sowohl bei Beginn wie nach Schluß der Verhandlung. Persönliche
Bemerkungensind erst nach dem Schlüsse der Verhandlung oder im Falle der Vertagung derselben,
am Schlüsse der Sitzung gestattet.

8. 14.
Die Verhandlung wird vom Vorsitzenden geschlossen, wenn Niemand mehr sich zum

Worte gemeldet hat. Verlangen zehn Mitglieder den Schluß der Verhandlung, so muh der
Vorsitzende ohne weitere Berathung nach Verlesung der Rednerliste darüber abstimmen lassen,
doch darf der Vortrag eines Redners durch einen solchen Antrag nicht unterbrochen werden, auch
wird das Recht der Berichterstatter und Antragsteller, zum Schlüsse der Berathung nochmals das
Wort zu nehmen, dadurch nicht berührt.

§. 15.

Festsetzung der Fragestellung.

Der Vorsitzende hat die zur Entscheidung stehendenFragen und ihre Reihenfolge festzu¬
stellen und in einer Fassung auzukündigen, daß darüber mit „Ja" oder „Nein" abgestimmt
werden kann. Jedes Mitglied kann gegen die Fassung und angekündigte Reihenfolge der Fragen
Erinnerungen machen. Erfolgt eine Erinnerung nicht bis dahin, daß der Vorsitzende zum
Abstimmen über die erste der zu entscheidenden Fragen aufgefordert hat, ,so gelten die Fragen
und deren Reihenfolge nach dem Vorschlagedes Vorsitzendenfür festgefetzt. Ueber die rechtzeitig
erfolgteErinnerung gegen eine Frage oder gegen die Reihenfolgeder Fragen entscheidet der Landtag.

§. 16.

Abstimmung.

Der Prouinzilll-Landtag kann nach §. 29 der P.-O. nur beschließen, wenn mehr als die
Hälfte der im §. 10 der P.-O. vorgefchriebenenZahl der Abgeordneten anwefend ist. Als
anwesend gelten auch diejenigen Abgeordneten, welche sich der Abstimmung enthalten. Der
Piouinzial-Landtag faßt seine Beschlüssenach §. 30 der P.-O. nach Stimmenmehrheit. Die
Stimmenmehrheit wird ohne Mitzählung derjenigen festgestellt, die sich der Abstimmung enthalten
haben. Bei Stimmengleichheit gilt der gestellte Antrag als abgelehnt. Die Abstimmung erfolgt
über jede Frage gesondert und ist bei mehreren Fragen jede derselben vor der Abstimmung zn
wiederholen.

Die Abstimmung erfolgt in der Regel durch Aufstehenoder Sitzenbleiben. Namentliche
Abstimmung erfolgt, wenn sie von mindestens 20 Mitgliedern verlangt wird, ehe der Vorsitzende
zur Abstimmung aufgefordert hat. Bei der namentlichenAbstimmnng werden die Abstimmungs-
erklärungen mit dem Namen der Abstimmenden zum Protokoll genommen. Ist das Resultat
einer Abstimmung zweifelhaft, fo erfolgt die Zählung der Stimmen durch die Schriftführer.
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Stimmen die Zahlungen nicht überein, so muß die Zählung wiederholt werden. Eine vollendete
Abstimmung kann wegen mihuerstandener Frage nicht wieder aufgenommenwerden.

§. 1?.
Die Berathung der Landtags-Vorlagen erfolgt in der Negel im Plenum des Provinzial-

Landtags mit einmaliger Abstimmung. Auf Antrag von mindestens 20 Mitgliedern kann jedoch
vor oder während der ersten Berathung, vor der Abstimmung, eine zweite und bezw. dritte
Berathung und Abstimmung beschlossenwerden. In jedem Zeitpunkte der Verathungen kann bis
zur Aufforderung des Vorsitzendenzur Abstimmung mich die Verweisung bezw. Zurückverweisung
einer Vorlage oder einzelner Theile derselben an eine Commission zur Berathung, bezw. zur
nochmaligenBerathung beantragt und beschlossenwerden.

§. 18.
Die zur Abstimmung zu stellenden Fragen und ihre Zeitfolge richten sich nach dem

Inhalte der Anträge. Alle Anträge sind schriftlich bei dem Vorsitzenden vorzulegen. Anträge,
welche die Form, z. V. die Art der Abstimmungenbetreffen (Voranträge), müssen vor Erledigung
desjenigen Antrages zur Abstimmung kommen, auf welchensie sich beziehen.

8- 19.
Als Hauptanträge, d. h. Anträge, welche die nothwendige Grundlage für die Beschluß-

nähme bilden, gelten namentlich:
a) alle von dem Königlichen Commissar mitgetheilten Gesetzentwürfeund die sonstigen

Vorlagen desselben, welche einen bestimmtenAntrag enthalten. Enthalten diese Vor¬
lagen einen solchen Antrag nicht, so gilt als Hauptantrag derjenige Antrag, welcher
von einer Eommissiun oder von einen: Abgeordnetenin Beziehung auf die Vorlage
zuerst gestellt wird;

t>) die Anträge einer Commission,die Anträge des Provinzial-Ausschussesund die Anträge
des Landes-Direktors;

o) der Antrag, welchen der Berichterstatter stellt;
6,) der selbständigeAntrag eines Abgeordneten;
<2) jeder früher gefaßte Beschluß, sofern die Neschlußnahme darüber nach §. 1? zu wieder¬

holen ist.
s- 20.

Anträge, welche zu einem Hauptantrage gestellt werden, um diesen zn verändern, zu
ergänzen oder zu ersetzen (Abänderungsanträge), müssen spätestens während der Berathung über
der Hauptantrag und, wenn die Berathung sich nur auf bestimmte Abschnitte oder bestimmte
Paragraphen einer Vorlage bezieht, spätestens während der Berathung über diesen Abschnitt
beziehungsweise Paragraphen gestellt werden. Sie kommen vor dein Hauptantrage zur Abstimmung,
auf welchen sie sich beziehen. Mit der Ablehnung des Hauptantrages fallen alle zu demselben
angenommenen Abänderungsanträge.

§. 21.
Der Antragsteller kann seinen Antrag während der Berathung ändern, auch denselben

zurückziehen, so lange nicht die Aufforderung zur Abstimmung über denselben erfolgt ist. Mit
Zurücknahme eines Antrages fallen alle zu demselbengestellten Abänderungsanträge. Ein zurück-
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genommenerAntrag kann bis zur Aufforderung zur Abstimmung von jedem Mitgliede wieder
aufgenommenwerden. Geschieht dieses, so gelten auch alle zu demfelbengestelltenAbänderungs-
anträge als wieder aufgenommen.

z. 22.

Selbständige Anträge der Landtags-Abgeordneten.

Jeder Abgeordneteist berechtigt, einen selbständigenAntrag, welcher mit einein in der
Verhandlung stehenden Gegenstande nicht in Verbindung steht, einzubringen. Auch ein solcher
Antrag muß schriftlich abgefaßt fein, wird in der Verfammlung «erlesen und zum Protokoll über¬
geben. Derselbe bedarf dn Unterstützung von mindestens 20 Mitgliedern und gilt, falls diese
auf Aufrage des Vorsitzenden nicht erfolgt, als abgelehnt. Ein abgelehnter Antrag darf in der-
felben Session nicht wiederholt werden,

§. 23.

Gesetzentwürfe.

Gesetzentwürfesind in der Regel zunächst zu einer allgemeinen Berathung zu stellen,
welche sich auf die allgemeinen Grundfätze des Entwurfes zu beschränkenhat. Bei weiterer
Berathung des Entwurfes sind, sofern der Landtag nicht on dloo-Annahme beschließt,die Artikel
desselben zu verlesen und einzeln zur Berathung und Abstimmung zu stellen. Am Schlüsse der
Berathung ist über die Annahme des ganzen Entwurfs in der Feststellungabzustimmen, wie sie
bei der Einzelberathung beschlossen ist.

§- 24.

Petitionen.

Petitionen, welche bei dem Provinzial-Landtage eingehen und nicht mit einer Vorlage in
Verbindung stehen, werden von dem Vorsitzendenangekündigt. Zur Vorprüfung derselben kann
eine besondereCommissionernannt und für die Einbringung beziehungsweife Berücksichtigungeine
Prätlusivfrist vorbestimmtwerden. Petitionen, welche sich auf eine Vorlage beziehen, kommen
mit diefer zur Verhandlung. Den Petcnten wird die getroffeneEntscheidungmitgetheilt.

§. 25.

Commissionen.

Zur Vorbereitung der Berathungen und Beschlüsse des Provinzial-Landtags können nach
Maßgabe des sich herausstellenden Bedürfnisses durch Beschluß des Landtages sowohl Fach-
Commissionenals auch Commissionenfür einzelne Angelegenheitenbestelltwerden. Die Mitglieder
für die einzelnen Commissionen werden vom Landtage gewählt. Jede Commission wählt unter
dein Vorsitze seines ältesten Mitgliedes mit absoluter Stimmenmehrheit aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und einen Schriftführer und nach Bedürfniß für Beide Stellvertreter.

ß. 26.

Verhandlung und Beschlußfassung in den Commissionen.

Die Commissionist beschlußfähig,wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend
ist. Bei den Abstimmungen wird, wenn Stimmengleichheit vorhanden, die Frage als verneint
angesehen. Ueber die Berathungen der Commission führt der Schriftführer das Protokoll. Von
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der erfolgten Constituirung der Commissionist dem Vorsitzenden des Landtags Anzeige zu machen.
Der Vorsitzendeder Commissionernennt für die einzelnenzur Berathung stehenden Angelegenheiten
die Referenten und schlägt den Berichterstatter für den Landtag vor. Diese Berichterstattung
erfolgt schriftlich oder mündlich; im ersterenFalle wird der Bericht für die Abgeordnetenabgedruckt,
im anderen Falle werden nur die Anträge der Commission durch Abdruck mitgetheilt. Die
Commissionenmüssen dem Landtage bestimmteVorschlägefür die zu fassenden Beschlüsse macheu.
An den Verathungen tonnen der KöniglicheCommissar und dessen Vertreter, der Vorsitzende des
Provinzial-Landtags, dessen Stellvertreter, der Antragsteller, sowie der Vorsitzende des Provinzial-
Ausschusses, der Landes-Direktor und die von dem Letzteren beauftragten oberen Provinzial-
Aeamtcn mit berathender Stimme theilnehmen. Dieselben sind zn den Sitzungen einzuladen.

Jedem Mitgliede der Commission steht es zu, seinen Widerspruch gegen einen Beschluß
derselben dem Berichte an den Landtag schriftlich beizufügen. Im Uebrigcn ist für die Commissionen
die Geschäftsordnungdes Provinzial-Landtages maßgebend.

Die Mitglieder des Landtages können den Lommifsions-Sitzungen anwohnen, insofern
nicht geheime Berathung beschlossenworden ist.

8. 27.

Mittheilung der Landtagsbcschlüsse und Berichterstattung bezüglich derselben.

Die Ausfertigung der von dem Provinzial-Landtage gefaßten Beschlüsse werde» von dem
Vorsitzendenunterschriebenund von einem Schriftführer dnrch Gegenzeichnungbeglaubigt. Soweit
diese Beschlüsse Vorlagen der Staatsrcgicrung beziehungsweisedes Königlichen Commissarsbetreffen,
sind dieselbendem Letzteren, soweit sie die laufende Verwaltung betreffen, dem Landes-Direktor
mitzutheilen. Die etwa nöthigen weiteren Ausführungen zu diefen Mittheilungen werden, wenn
der Vorsitzendenicht ein anderes bestimmt, von den betreffenden Berichterstattern oder den Schrift¬
führern abgefaßt und im Landtage verlesen und festgestellt. Die Beamten der Prouinzial-Verwaltung
haben dabei, sowie auch überhaupt bei den schriftlichen Arbeiten des Landtages auf Antrag des
Vorsitzendenund nach näherer Anordnung des Landes-Direktors Aushülfe zu leisten.

Die Bestallungen für die von dem Provinzial-Landtage gewählten Beamten werden von
dem Vorsitzendendes Provinzial-Landtages vollzogen.

8. 28.

Sitzungs-Protokolle.

Das Protokoll jeder Sitzung liegt in der Regel schon während der nächstfolgenden Sitzung
zur Einsicht aus und wird, wenn dagegen bis zum Schlüsse der Sitzung Einspruch nicht erhoben
ist, als genehmigt und festgestellt erachtet. Eine Verlesung des Protokolls findet nur auf aus¬
drücklichen Antrag eines Abgeordnetenstatt. Das Protokoll der letzten Sitzung einer Session ist
am Schlüsse derselben zu verlesen und festzustellen;der Landtag kann aber auch die Festsetzung
dieses Protokolls einer besonderenCommission übertragen. Das Protokoll muß die Beschlüsse
des Landtags in wörtlicher Anführung und die amtlichen Anzeigen des Vorsitzendenenthalten.
Wird gegen die Fassung des Protokolls Einspruch erhoben, welcher sich durch die Erklärung der
Schriftführer nicht heben läßt, fo entscheidet die Versammlung über den Einspruch. Im Falle
derselbe für begründet erachtet wird, muh noch während der Sitzung eine neue Fassung der
betreffenden Stelle festgestellt werden. — Das Protokoll wird von dein Vorsitzenden und zwei
Schriftführern vollzogen.
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§, 29.
Diese Geschäftsordnungbleibt fortdauerndvon Sitzung zu Sitzung in Kmft. Abänderungen

derselben können zu jeder Zeit beschlossen werden. Hierauf gerichtete Anträge sind durch eine
Commissionvorzuberathen, welche darüber an den Landtag Bericht erstattet.

Abweichungenvon der Geschäftsordnungsind zulässig, wenn kein Mitglied des Landtags
Widerspruch dagegen erhebt.

Anlage N. Düsseldorf, den 30. Mai 1888.

Referat,
betreffend

die IMHung der Entschädigung
für

die Mitgliederdes Provinzial»Landtages, des Prooinzml'Nnsschusses und der Prouinzial«
Commissionen,sowie die gewählten Mitglieder des Provinzialraths.

Dem Prouinzial-Landtage steht in Gemäßheit der Bestimmungen der Provinzial-Ordnung
vom 1. Juni 188? (ß. 100) die Beschlußfassungüber die Höhe der den Mitgliedern des
Provinzial-Landtages, des Provinzial-Ausschussesund der Provinzial-Lommissionen, sowie den
gewählten Mitgliedern des Provinzialrathes zu gewährenden Entschädigung zu. Es wird bean¬
tragt, diese Entschädigung in der seitherigen Höhe nnd im Anschlüssean die in den übrigen
Provinzialverbänden geltenden Bestimmungen, wie folgt, festzusetzen:

§. 1.
Die vorerwähnten Mitglieder erhalten:
^. an Tagegeldern.................... 12 M.
L. Reisekosten,einschließlich der Kosten der Gepäckbeförderung:

I. bei Reisen, welche auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen gemacht werden können:
für das Kilometer...............— M. 13 Pf.
und für jeden Zu- und Abgang..........3 „ — „

II. bei Reifen, welche nicht auf Eifenbahnen oder Dampfschiffenzurückgelegt werden
können, für das Kilometer ............— M. 60 Pf.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.
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Anlage 5.

Düsseldorf, den 6. Juni 1888.

Referat,
betreffend

Abänderung des Reglements über die Tagegelder und Reisekostender proliinzial«
ständischenBeamten der Rheinprovinz.

Das dem hohen Provinzial-Landtage vorgelegte neue Reglement für die Provinzial-
Feuer-Societät stellt die Beamten der Provinzial-Feuer-Societät den Provinzial-Beamten in
dienstlicher Beziehung vollkommen gleich und bestimmt demgemäß u. A. im §. 17, daß die
Societäts-Beamten Tagegelder und Reisekostennach den für die Provinzial-Beamten erlassenen
Bestimmungen liquidiren sollen.

Da nun gegenwärtig die Provinzial-Beamten in einer Position geringere Sätze liquidiren,
wie die Societäts-Beamten, so würden letztere hierdurch eine Verschlechterungerfahren, wenn
die jetzt bestehendeUngleichheit, welche zu vielfachen Klagen Anlaß geboten hat, beibehalten
werden soll.

Während nämlich die Societäts-Beamten, grade wie die Staatsbeamten nach Maßgabe
des Gesetzes vom 24. März 1873 und der Allerhöchsten Verordnung vom 15. April 187N auch
bei eintägigen Reisen die vollen Tagegelder und Vergütungen für Ab- und Zugänge liquidiren,
steht den Provinzial-Beamten bei solchen Reisen gegenwärtig nach ß. 2 des Reisekosten-Reglements
vom 11. Dezember 1883 nur die Hälfte der qu, Sätze zu.

Die letztere Bestimmung, welche s. Z. aus vorübergehenden Gründen eingeführt wurde,
hat sich für die Dauer als nicht zweckmäßig erwiefen. Aus diesem Grunde und im Interesse der
Gleichstellungsämmtlicher Provinzial-Beamten untereinander und mit den Staatsbeamten, beantragt
der Provinzial-Vcrwaltungsrath:

„Hoher Landtag wolle den §. 2 des Reglements, betreffend die Tagegelder und
Reifekostender vrovinzialständischenBeamten der Nheinvrovinz aufheben."

Der Promnzial-Verwaltungsratl).
Wilhelm Fürst zu Wicd,

LandwgsMarschall.

10
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Anlage <3.

Düsseldorf, den 16. Juni 1888.

Referat
des ProuinzialeVerwaltungsraths,

betreffend

die Vorlage des Entwurfes zu einem neuen Reglement für die
Rheinische Provinzial-Fener'Societät.

Das an Stelle des Reglements uom 5. Januar 1836 erlassenerevidirte Reglement für
die Provinzial-Feuer-Societät vom 1. September 1852 entsprichtin seiner gegenwärtigenGestaltung
nicht mehr den heutigenVerhältnissen. Während der mehr als 80jährigen Geltung dieses Regle¬
ments sind zwar wiederholt Aenderungen einzelner Bestimmungen getroffen worden, und sind auf
diefe Weise vor und nach 12 Nachträge zu jenem Reglement entstanden, ohne daß indessenhiermit
den Bedürfnissen der Gegenwart vollständig entsprochenworden wäre. Andererseits muhte der
betretene Weg der stückweisen Abänderung des Reglements den Nachtheil zur Folge haben, daß
durch die große Zahl der Nachträge für dritte Personen wenigstens die Uebersicht über die zur
Zeit geltendenBestimmungen fehr erschwert wurde. Es ist deshalb wiederholt der Wunsch nach
dein Erlasse eines neuen Reglements laut geworden. Der Provinzial-Verwaltungsrath erachtete
indessenden Zeitpunkt für diefe organifatorifcheArbeit fo lange nicht gekommen, bis durch Ein¬
führung der neuen Provinzial-Ordnung die Verhältnisse der Prouinzial-Verwaltung so geregelt
sein würden, daß die Provinzial-Feuer-Societät in den Nahmen einer festgcgliedertenund auf
gesetzlicher Basis beruhenden Verwaltung eingereiht werden könnte. Nachdemdiese Voraussetzung
in Folge des Erlasses der Provinzial-Ordnung vom 1. Juni 1887 eingetreten ist, glaubte der
Provinzial-Verwaltungsrath um so weniger säumen zu dürfen, dem Vorgange der übrigen
Provinzilll-Verbände zu folgen und dem Prouinzial-Lanotage den Entwurf zu einem neuen
Reglement für die Provinzial-Feuer-Societät vorzulegen, als fowohl die Interessen der Societät
wie der gesammten Provinzial-Verwaltung eine Abänderung des jetzt geltendenReglements gleich¬
mäßig zu erheischen schienen. In ersterer Hinsicht kam in Betracht, daß die durch die Gegen¬
seitigkeit der Versicherung bedingte Gefahr der Zahlung von Nachprämien fowie die aus der
obrigkeitliche» Verwaltung der Societät hervorgehendeBeschränkungdes Rechtswegesder Societät
die Eoncurrenz mit den zahlreich bestehendenPriunt-Feuerucrsicherungs-Gesellfchllftengerade bei
den besseren Risiken wesentlicherschwerte, während in letzterer Hinsicht es als eine Anomalie
empfunden werden muhte, daß die gefammte Verwaltung der Societät ausschließlichin den
Händen des Direktors der Provinzial-Feuer-Societät beruhte, und. daß weder dem Provinzial-
Ausschuh beziehungsweiseeiner von Letzterem zu erwählenden Eommission, noch dein Landes-
Direttor die der Eigenschaft der Provinzial-Feuer-Societät als Prouinzial-Anstalt entsprechende
Mitwirkung bei der Verwaltung eingeräumt war.
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Der vorliegende Entwurf zu einem neuen Reglement für die Provinzial-Feuer-Societät
sucht die vorberührtcn Bedenkenin folgender Weife auszuräumen:

1. Unter Beibehaltung der feitherigen Eigenschaftder Societät als einer Gegenfeitigkeits-
Gesellfchaft foll die hieraus hervorgehende Gefahr der Nachzahlung von Prämien
dadurch beseitigt werdeu, daß der Provinzial-Vcrband die Verpflichtung übernimmt,
für den Fall der Erschöpfungder eigenen Mittel der Societät in Folge anßcrgewühn-
licher Unglücksfälledie erforderlichenBeträge zinsfrei vorzufchießen. Diefe Vorschüsse
sollen alsdann nicht durch Nachzahlungen der zeitigen Societätsgenossen, sondern aus
den für die Folge sich ergebendenUcberfchüsfcngedeckt werden. Hierdurch sind die
Societätsgenoffen gegen die Gefahr der Nachzahlung gefchützt, während denselben
andererseits für den Fall, daß in Folge solcher außergewöhnlichenUnglücksfälledie
Prämien für die Znkunft erhöht werden müßten, der Austritt offen steht.

Andererseits hat die von dem Prouinzial-Verbande übernommeneGefahr bei dem
Vorhandensein eines Reservefonds der Societät von 4 039 620 Mark auf Grund der
während des mehr als 50 jährigen Bestehens der Societät gemachten Erfahrungen nicht
eine folche Bedeutung, daß gegen deren UebernahmeSeitens des Provinzial-Vcrbandcs
Bedenken vorwalten könnten. Allerdings kann dem Provinzial-Verbande aber auch
nicht zugcmuthct werden, jene Gefahr in: Interesse der Societätsgenoffen gewisser¬
maßen als eine Art Rückversicherungder Letzteren ohne Vergütung zu übernehmen,
und wird deshalb vorgeschlagen,dem Prouinzial-Verbande die Zinsen des Reservefonds,
so lange derselbe die einfache Inhresvrämie übersteigt, zur freien Verfügung zu
überweifen.

(Zu vergleichen§. 21, 22 und 23 des Entwurfes.)
2. Der Rechtsweg foll den Societatsgenosien in der Weise erweitert werden, daß durch

die Taxe der beiderfeits ernannten Sachverständigen beziehentlichdes Obmannes nur
die Höhe der also ermittelten Taxe endgültig festgestellt und daß ferner für die Folge
durch die Einlegung der Beschwerdean dcu Prouiuzial-Ausschuß der Rechtswegnicht
mehr ausgeschlossen werden soll.

(Zu vergleichen§. 66, 84, 85 und 86 des Entwurfes.)
3. Für die Einreihung der Societät in den Nahmen der Prouinzial-Vcrwaltung ist das

nach eingehender Berathung im Prouinzial-Verwaltungsrathe und im Provinzial-
Landtage beschlosseneund von der Königlichen Staatsregierung ohne Vorbehalt
genehmigte Statut der Lnndcsbank der Nhcinprovinz als Vorbild benutzt worden. Die
in dieses Statut übernommenen gleichlautenden Bestimmungen des Statuts der
Provinzial-Hülfskasse hatten sich in der Erfahrung durchaus bewährt und konnte
deshalb um fo weniger Bedenken vorliegen, die Verwaltung der Prouinzial-Fcuer-
Sucictät in ähnlicher Weife zu organisircn.

(Zu vergleichen ß. 4 bis 15 incl, des Entwurfes und §.18 bis 21 incl. des
Statuts für die Landcsbank der Nheinvrovinz.)

Der vorliegende Entwurf des neuen Reglements ist in der Feuer-Societäts-Eommifsion
sowie im Prouinzial-Verwaltungsrathe unter Zuziehung des Direktors der Societät eingehend
berathen und ist hierbei eine Einstimmigkeit über sämmtliche Bestimmungen des Entwurfes
"zielt worden.

10"
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Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich hiernach den Antrag zu stellen:
„Hoher Prouinzial-Landtag wolle das vorliegende neue Reglement für die Rheinische
Prouinzial-Feuer-Socictät beschließenund den Prouinzial-Ausschuß ermächtigen, die
nach §. 120 der Provinzial-Ordnung vom 1. Juni 188? erforderlicheGenehmigung
des zuständigenHerrn Ministers nachzusuchen;

ferner den Provinzial-Ausschuß ermächtigen, diejenigen Aenderungen in dein
vorliegenden Reglement an Stelle des Provinzial-^andtages zu beschließen, welche zur
Erlangung der staatlichen Genehmigung etwa erfordert werden mochten."

Der Protnnzial'Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
LandtagsMarschall.

Reglement der Provinzilll-Feucr-Socictiit.

I. Umfang, Zweck und Vorrechte der Societät.
II. Organisation und Verwaltung der Societät.

III. Gebäudeversicherung.
1. Annahmepflicht.
2. Eintritt in die Societät und Austritt aus derselben.
3. Ermittelung und Festsetzung der Versicherungssummen,
4. Veränderungen während der Versicherungszeit,
5. Klassifikationund Tarif.
6. Vrandschadenvergütung.

«,) Umfang der Ersatzverbmdlichkeit der Societät. .
d) Anzeige und Abschätzungen der Brandschäden,
o) Zahlung der Brandentschädigung.

?. Sicherung der Hypothekargläubiger.
IV. Mobilarversicherung.
V. Verfahren in Beschwerde» und Streitfällen.

VI. Schlußbestimmungen.
VII. Uebergangsbestimmungen.

I. Umfang, Zweck und Vorrechte der Societät.
8. 1.

Die auf Grund des revidirten Reglements vom 1. September 1852 (Ges.-Sammlung
S. 653) in der Rheinprovinz unter dein Namen „Rheinische Provinzial-Feuer-Societat" bestehende
öffentliche Societät ist eine Prouinzialanstalt, welche Gebäude und bewegliche Gegenstände nach
Maßgabe der Bestimmungen dieses Reglements versichert.
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Dieselbe hat ihren Sitz in Düsseldorf und die Rechte einer prlvilegirtcn öffentlichen
Korporation.

Sie hat sich eines Siegels mit dem Wappen der Rheinprouinz und der Umschrift
„RheinischeProvinzial-Feuer-Societät" zu bedienen.

§. 2.
Die der Provinzial-Feuer-Societät auf Grund des früheren Reglements für die Gebäude¬

versicherung zustehendenAnsprüche auf Stempel- und Kostenfreiheit, sowie auf die Mitwirkung
von Behörden und Beamten und das ihr dort gewahrte Recht der administrativen Exekution
bleiben, soweit die allgemeinen Landesgcsetze dies gestatten, unverändert bestehen.*)

§. 3.
Der Direktor der Societät ist befugt, in Angelegenheiten feines Geschäftskreifcs die

öffentlichenBehörden zu requiriren, und sind die letzteren verpflichtet, diefcn Requisitionen zu
entsprechen.

*) Anmerkung, Das revidirte Reglement vom 1, September 1852 bestimmt:
§, 2. Die Verhandlungen behufs Verwaltung der Provinzial-Feuer-Societäts-Angelegenheiten in der

Rheinprouinz, die darauf bezügliche Korrespondenz zwischen den Behörden und Mitgliedern der Societät, die
amtlichen Atteste für die Versicherungen und die Quittungen über empfangene Brandentschädigungszahlung aus der
Societätstasse sind vom tarifmäßigen Stempel und uon Suorteln entbunden. Bei Prozessen Namens der Societät
sind diejenigen Stempel, deren Bezahlung ihr obliegt, außer Ansatz zu lassen.

Zu Verträgen mit einer stempelpflichtigeu Partei ist der tarifmäßige Stempel in dem halben Betrage,
zu den Nebenexemplaren der Stempel beglaubigter Abschriften zu verwenden.

§. 27. Schlußsatz. Der ordentliche Beitrag wird den Interessenten durch uon den Steuererhebern
auszugebende Steuerzettel bekannt gemacht,

ß. 28. Schlußsatz. Gegen die Säumigen erfolgt die Beitreibung durch dieselbe» exekutiuischenMittel,
welche für die öffentlichen Abgaben vorgeschrieben sind,

ß. 70. Den Bürgermeistern liegt, als den eigentlichen Lolalagenten der Societät, alles dasjenige ob,
was das gegenwärtige Neglemeut ihnen auferlegt.

§. 75. Die Kaution der Elementar-Steuererhebcr soll so abgemessen und regulirt werden, daß sie für
sämmtliche ihnen anvertrauten Nebenfonds und also auch für die Feuer-Societätsbeiträge mithaftct.

§. 85, Zum Zwecke der Erhebung der Feuer-Societätsbeiträge erhält jede Steuerkasse uon der
Direktion gefertigte und festgesetzteIahresheberollen. Die Steuerkasse fertigt aus diesen Heberollen Auszüge für
jeden einzelnen Beitragspflichtigen, läßt dieselben den letzteren zustellen und sorgt für die schleunigste Erhebuug
der Beiträge, Längstens 4 Monate nach Empfang der Nullen sind dieselben als völlig erledigt der Direktion
zurückzusenden,

H, 86. Für die im Laufe des Jahres vorkommenden Zugänge an Beiträgen werden nach Bedürfniß
Supplementarheberollen bei der Direktion angefertigt, den Steuertassen zugestellt und von diesen in derselben
Weise, wie bei den Iahresheberollen, erledigt,

tz, 93. Jede Steuertasse hat alljährlich und zwar längstens 4 Monate nach Empfang der Heberollen
dieselben völlig erledigt der Direktion zurückzusenden.

ß. 106. Jeder angestellte Baubeamte ist schuldig, innerhalb seines Geschäftskreises den Requisitionen
der Direktion zu Tar,- und Vrandschadenaufnnhmen zu genügen, und die vorgesetzteRegierung wird ihn nöthigenfalls
dazu anhalten. Sind dabei Reisen nöthig, so bezieht der Vnubenmte die reglemeutsmäßigen Diäten und Fahrkosten,
wie solch« der Staat vergütet, in seinem Wohnort oder im Umkreise einer Meile uon demselben aber nur die
Diäten seines Grades.

8. 107. Jeder sachverständige Banhandwerker ist verpflichtet, auf die Aufforderung der Direktion, der
für solche handelnden Ortsbehörde oder auch des competenten Nnubeamten, in den Tax- oder Schadensaufnahme-
terminen sich einzufinden und als Sachverständiger zu fungiren, wofür er die gesetzlichenoder ortsherkömmlichen
Tagegelder bezieht.
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II. Organisation «nd Verwaltung der Societät.

Die Societät wird von dem Prouinzial-Verbandc der Rheinprovinz als Prouinzial-Anstalt
nach den Bestimmungen der Provinzial-Ordnuug vom 1. Juni 1887 und des gegenwärtigen,
Reglements verwaltet,

8. 5.
Die unmittelbare Verwaltung der Societät führt ein Direktor, welcherdie Societät nach

außen und vor Gericht und insbesondere mich in allen Angelegenheitenvertritt, für welche die
Gesetze eine Spezialuollmacht verlangen. Er besorgt die gcsammte Verwaltung der Societät und
erledigt alle Angelegenheitenderselben, soweit diese nicht durch das gegenwärtige Reglement dem
Kuratorium der Provinzial-Feuer-Socictät, dein Provinzial-Ausschuß oder dem Provinzial-Landtage
übertragen, beziehungsweisean deren Mitwirkung gebunden sind. Der Direktor vollziehtNamens
der Sozietät alle Schriftstückeunter der Bezeichnung: „Der Direktor der RheinischenProuinzial-
Feuer-Societät."

8. 6.
Der Direktor wird von dein Provinzial-Landtage auf Zeit (nicht unter 6 Jahre) oder

auf Lebenszeit gewählt. Der Direktor hat die Rechte und Pflichten der Provinzial-Beamten, er
ist der Dienstuntergebenedes Landes-Direktors und verpflichtet, dem Letzteren zu jeder Zeit die
Einsichtnahme in die gesammte Geschäftsführung der Societät zu gestatten und jede verlangte
Auskunft zu ertheilen. Der Direktor ist der nächste Dienstvorgesetztcaller bei der Societät
angestelltenVeamtcn.

8- ?.
Dem Direktor wird zur Unterstützung bei Erledigung der Geschäfte ein oberer Beamter

— Ober-Inspektor — zugeordnet, welcheminsbesondere die Ueberwachungdes Dienstbctriebes in
den Bureaus der Direktion obliegt, und der die Geschäfte des Justitiars zu besorgenhat. Derfclbe
wird auf Vorschlag des Direktors vom Provinzial-Ausschuß entwederauf Zeit (nicht uuter 6 Jahre)
oder auf Lebenszeit gewählt; er vertritt den Direktor bei Krankheit oder Abwesenheit bis auf
die Dauer von 6 Wochen. Vertretungen von längerer Dauer hat der Provinzial-Ausschuß
cmzuordnen.

8. 8.
Zur Leitung der Verwaltung sowie zur Ausübung der fortlaufenden Controle der

Geschäftsführungdes Direktors wird ein Kuratorium bestellt. Dieses Kuratorium besteht außer
dem Landes-Direktor und dem Direktor der Prouinzial-Feuer-Societät aus fünf von dein
Prouinzial-Ansschuh aus der Zahl der Societäts-Gcnossen zu wählenden Mitgliedern.

Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter werden von dem Provinzial-Ausschusfegewählt.

8-9.
Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf 3 Jahre, jedoch bleiben die Ausscheidenden bis zur

Einführung der Reugewählten in Thätigkeit. Für die im Laufe der Wahlperiode ausscheidenden
Mitglieder habeu Ersatzwahlen stattzufinden. Die Ersatzmänner bleiben nur bis zum Eude
desjenigen Zeitraumes in Thätigkeit, sür welchen die Ausgeschiedenengewählt waren.
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8. 10.
Wählbar sind nur solche Societäts-Genossen, welche zum Mitglied« des Prouinzial-

Landtagcs wählbar sind und mit ihren Gebäuden und ihren: Mobilar zu mindestens 30 000 M.
bei der Societät versichertsind. Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung
mit dem gänzlichen oder zeitweise» Aufhören einer der für die Wählbarkeit vorgeschriebenen
Vedinguugen. Ob einer dieser Fälle eingetreten ist, darüber entscheidet der Provinzial-Ausschuß.
Die Gewählten können aus Gründen, welche die Entfernung eines Beamten aus seinen: Amte
rechtfertigen, vom Provinzial-Ausfchusfeihrer Stellen enthoben werden. Gegen den Vefchluh des
Provinzial-Ausschussesfindet die Beschwerde an den Provinzial-Landtag statt.

8- 11-
Das Kuratorium regelt seinen Geschäftsgang durch eine Geschäftsordnung. Dieselbe

bedarf der Genehmigung des Prouinzial-Ausschusfes, Das Kuratorium versammelt sich so oft es
die ihm überwiesenen Geschäfte erfordern, alljährlich mindestens sechs Mal. Die Berufung zu
der Versammlung erfolgt durch den Vorsitzendenunter Mittheilung einer von dem Direktor aufzu¬
stellenden Tagesordnung. Das Kuratorium kann nur beschließen,wenn von den gewähltenMitgliedern
desselben mindestens drei anwesend sind. Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt,
bei Stimmengleichheitgiebt die Stimme des Vorsitzendenden Ausschlag.

8- 12.
Der Beschlußfassungdes Kuratoriums unterliegt insbesondere:
1. Die Vorprüfung aller dem Prouinzial-Ausfchuß zu machendenVorlagen und aller der

Entscheidungdesselbenunterliegenden Beschwcrdesachen.
2. Die Genehmigung der von dem Direktor zur Ausführung des Reglements zu erlassenden

allgemeinen Gefchäftsinstruktionen
3. Die Entscheidungüber die Beschwerdengegen die Festsetzung der Versicherungssummen

und der Beiträge.
4. Die Abänderung der Klassencintheilungund des Tarifs.
5. Die Art der Anlegung der disponibel« Gelder.
6. Der Ankauf von Grundstückenund die Ausführung von Bauten, insofern die Ausgabe

in dem einen wie dem'anderen Falle die Summe von 10 000 M. nicht übersteigt.
Wenn die Summe von 10 000 M. überschritten wird, ist die Genehmigung des
Provinzial-Landtages einzuholen.

7. Der Abschluß von Nückversicherungsucrträgenmit Privat-Versicherungsgesellschaften,
' der Anschluß an den Rückversicherungsverbandder öffentlichen Societäten Deutschlands

sowie der Abschlußvon Anschluß-und Nückverstcherungsvcrträgcnmit Korporationen,
Vereinen und Verbänden, welche sich innerhalb der Provinz zum Zwecke gemeinsamer
Versicherungbilden (H. 28),

8. Erhöhung oder Ermäßigung der Beitrage für einzelneBezirke (ß. 55) und
9. die in den W. 13, 16, 17, 18, 20, 28, 34, 35, 51, 55, «6, 83, 84, 85 und 89

vorgesehenenAngelegenheiten.

8. 13-

In den Sitzungen des Kuratoriums hat der Direktor von den wichtigsten Vorkommnissen
der Verwaltung Mittheilung zu machen und die Mitglieder in fortlaufender Kenntniß von dem
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Gange der Geschäftezu erhalten. Das Kuratorium ist befugt, von dem Stande der Verwaltung
der Angelegenheitender Societät durch Einsicht der Akten und Bücher Kenntniß zu nehmen. —
Der vom Direktor zu erstattende Jahresbericht (§. 27) ist zunächst dein Kuratorium vorzulegen
und mit dessen Bemerkungen dem Provinzial-Ausschuß einzureichen.

§. 14.
Die obere Leitung und Verwaltung der Societät steht dem Provinzial-Ausschuß zu.

Demselbeu liegt insbesondere ob:
1. Die Wahl der Mitglieder des Kuratoriums.
2. Die Wahl des Ober-Inspektors.
3. Die Anstellung aller übrigen Beamten der Societät, sofern dieselbe definitiv auf

Lebenszeit erfolgt, auf Vorschlag des Direktors.
4. Die Feststellungder Kaution der Kassenbeamtender Societät.
5. Die Entscheidung über Streitigkeiten der Societät mit den Versicherten (§. 85).
6. Die Entscheidung über Beschwerden gegen Verfügungen des Direktors und gegen

Beschlüsse des .Kuratoriums.
7. Der Erlaß der Geschäftsanweisungfür den Direktor, fowie der Dienstinstruktionen

für die übrigen Beamten der Societät.
8. Die Genehminung der Mobilar-Versicherungsbcdingungen(§. 81).
9. Die Vorprüfung des Etats und der Iahresrechnung.

10. Die Genehmigung von Etatsüberschreitungen.
11. Die Bestimmung über die Deckungeines eintretenden Defizits (§. 23).
12. Die Vorprüfung aller dein Provinzial-Landtag zu machendenVorlagen.
13. Die Beurlaubung des Direktors über 6 Wochen hinaus, bis zu welchem Zeitpunkte

der Urlaub von dem Landes-Direktor ertheilt wird.

s- 15.
Der Provinzial-Landtag befchließtüber:
1. Die Wahl des Direktors der Societät.
2. Die Feststellungdes Etats.
3. Die Revision und Dcchargirnng der Iahresrechnung.
4. Die Abänderung des Reglements.

ß. 16.
Die zur Verwaltung nothwendigenKafsen-, Bureau- und technischenBeamten werden ans

den Vorschlag des Direktors von dem Prouinzial-Ausschusseangestellt. Dieselben haben, sofern
sie eine etatsmähige Stelle einnehmen, die Rechte und Pflichten der Prouinzial-Veamten.

Die Anstellung von Beamten zu commissarischerBeschäftigung oder auf Kündigung
bleibt innerhalb der durch den Etat festgestellten Schranken dem Direktor überlassen. Die Entlassung
refp. Kündigung solcher Beamten kann, wenn dieselben eine etatsmähige Stelle bekleiden, nur
nach eingeholterZustimmung des Kuratoriums geschehen.

8. 1?.
Die Beamten der Societät beziehen bei DienstreisenTagegelder und Reisekosten nach den

für die Provinzial-Bemnten geltenden Vorschriften. Die den technischen Beamten der Societät
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zu gewährendeEntschädigungfür auswärtige Geschäfte wird auf Vorschlag des Direktors von dem
Kuratorium mit Genehmigung des Provinzial-Ausfchussesfestgesetzt.

8, 18-
Die örtlichen Geschäfte der Provinzial-Feuer-Societät werden für die Gebäudeversicherungen

von Amtswegen durch die Bürgermeister, für die Mobilarversicheruugendurch besondere Geschäfts¬
führer, welche gleichzeitig als Hülfsagenten für die Gebändcversicherungenfungiren, besorgt. Der
Direktor ist, soweit dies in einzelnenFällen erforderlicherscheint, befugt, mit Genehmigung des
Kuratoriums an Stelle der Bürgermeister andere Personen mit Führung der örtlichen Geschäfte
der Societät zu beauftragen, welche damit die Eigenschaftals Societätsbeamten erhalten. Zu der
hierdurch bedingten Ausfchließungdes Bürgermeisters von der Vertretung der Societät ist beim
Widerspruch des Letzteren die Genehmigung des Ober-Präsidenten erforderlich. Die Beiträge
werden von den KöniglichenSteuerkassen erhoben und an die Eocietätskasseabgeliefert.

8- IN-
Die Bürgermeister beziehenals Entschädigung für die Vcforgnng der Socictätsgefchäfte

6°/o der in ihre,» Bezirke zur AblieferunggelangtenImmobilar-Versichcrungsbeiträge.Die Tantieme
der Nentmeister beträgt 1 '/2 °/u von allen wirklich eingegangenenImmobilar-Versicherungsbeiträgen.
Besorgen dieselbenmich die Erhebung der Mobilar-Vcrsicherungsbeiträge,so wird ihnen nicht nur
von diesen Beiträgen, sondern auch von dein Prämiencmpfange der Immobilarversicherungen2°/c>
Tantieme gewährt.

8- 20.
In den Stadtkreisen kann die Erhebung der Feuer-Societätsbeiträge im Falle des

Ausscheidens bezw. des Einverständnisses der zur Zeit im Amte befindlichenKöniglichenNent¬
meister, besonderen,von dem Direktor mit Genehmigungdes Kuratoriums zu ernennendenBeamten
übertragen werden. Me in solchen Bezirken etwa nöthig werdende exekutivische Einziehung der
Immobilar-Versicherungsbeiträge ist auf Ersuchen des Direktors durch die zuständige Steuerkasse
zu bewirken.

8- 21.
Die Versicherungsbeiträge sind zur Deckung der Brandschäden und aller sonstigen

Ausgaben der Societät bestimmt. Die Einnahme-Ueberschüsse fließen dein Reservefonds zu. Der
Nefcrvefuuds ist bei der Landesbank rentbar anzulegen.

8- 22.
Hat der Reservefonds den Betrag der einfachenIahres-Prämien-Einnahme erreicht, so

steht dem Provinzial-Landtage die freie Verfügung über die Zinsen des Reservefonds zu.

8- 23.

Sollte in Folge außergewöhnlicherUnglücksfälle die Societät die ihr obliegenden Iahlungen
selbst nach Aufwendung des Reservefonds, aus eigenen verfügbaren Beständen zu leisten außer
Stande sein, so werden die erforderlichenBeträge der Societät zinsfrei aus Provinzialmitteln
vorgeschossen. Ein derartiger Vorschuh ist aus deu uächsten sich ergebenden Neberfchüssen zurück¬
zuerstatten.

tz. 24.
Der von dem Direktor in der Regel für einen zweijährigen Zeitraum zu entwerfende

Etat über die bei der Direktion zu leistendenAusgaben wird von dem Kuratorium begutachtet
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lind dein Prouinzial-Ausschusseeingereicht. Die Feststellungdesselbenerfolgt durch den Prouiuzial-
Landtag. Der einmal festgestellte Etat bleibt bis zur Feststellung eines neuen Etats in Kraft.
Etlltsüberschreitungenund anßergewühnlicheim Etat nicht vorgeseheneAusgaben bedürfen der
Genehmigung des Prouinzial-Ansschusses.

§. 25.
Zur Bestreitung des Bureau- und Kanzlei-Aufwandes und der Ausgabe für die obere

Leitung der Geschäftedurch den Prouinzial-Ausfchuß ist im Etat ein Verwaltungskosteubeitrag
vorzusehen,welcheran die Provinzial-Eentralkassealljährlich abzuführen ist.

ß. 26.
Als Rechnungsjahr für die Societät gilt das Kalenderjahr. Die Iahresrcchnuugeu der

Societät werden von dem Laudes-Direktor bezw. einem von diesem zu beauftragenden Beamten
rcuidirt und mit den vom Direktor der Societät beantworteten Nechnungs-Erinnerungen fowie
den vorläufigen Entscheidungendes Landes-Direktors dem Provinzial-Ausfchuß vorgelegt. Die
Entlastung der Rechnung erfolgt durch deu Prouinzial-Landtag.

8- 27.
Dein Provinzial-Laudtage ist bei seinem jedesmaligen ordentlichenZusammentritt durch

den Prouinzial-Ausfchuß ein Bericht des Direktors über die Verwaltung und den Stand der
Societät vorzulegen.

8- 28.
Der Direktor ist mit Genehmigung des Kuratoriums befugt, bei Priuat-Versicherungs-

GesellschllftenRückversicherungzu nehmen. — Das Verhältniß der einzelnen Versicherten zur
Societät, fowie das Recht der eingetragenen Gläubiger erleidet hierdurch keine Aenderung. —
Ebenfo kann der Direktor mit Genehmigung des Kuratoriums Anschluß- und Rückversicherungs-
Verträge mit Korporationen, Vereinen und Verbänden innerhalb der Provinz abschließen,fowie
den: zwischen den öffentlichen Societäten Deutschlands bestehendenRückversicherung^-Verbände
bcitreten.

III. Gebäude-Versicherung.
t. Annaymepfticht.

§. 29.
Nur innerhalb der Rheinurouinz belegene Gebäude können bei der Societät versichert

werden. Mit dieser fowie der im folgenden Paragraphen <M. 30, 32 und 33) aufgeführten
Beschränkungist die Societät verpflichtet,alle Gebäude, dereu Versicherungbei ihr beantragt wird,
anfzunehmen und die bereits versichertenin Versicherungzu behalten.

8. 30.
Gebäude, welche sich dem Zustande des gänzlichen Verfalls oder der Unbewohnbarkeitnähern,
Gebäude, welche bei einer anderen Versichernngs-Gescllfchaftversichertsind,
Gebäude, welche zum Abbruch verkauft sind,

sind nicht aufnahmefähigund können, weitn sie bereits versichert waren, unbeschadet der Verpflichtung
zur Zahlung der Beiträge für das laufende Jahr, sofort gelöfcht werden..
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§. 31.
Werden an einem versichertenGebäude polizeiwidrige Mängel, insbesondere schadhafte

Kamine, unsichere Fcuerungsanlagen oder sonstige Einrichtungen und Umstände wahrgenommen,
welche einen außergewöhnlichenGrad von Fcuersgefahr oder baulichen Verfalls darbieten, so kann
die Versicherungso lange suspendirt werden, bis den vorgefundenenMängeln abgeholfen ist. Von
der Suspension, während welcher jeder Eutschädiguugsanspruchim Nrandfalle ausgeschlossen bleibt,
ist den eingetragenen HnpothckargläubigcrnKenntniß zu geben.

ß. 32.
Innerhalb eines demselben Besitzer znhörigeu Gehöftes können ohne ausdrückliche

Genehmigung des Direktors einzelne Gebäude nicht bei der Societät, andere bei einer Privat-
Versichcrungsgcsellschllft versichertwerden. Ebenso kann ein bei der Societät versichertes Gebäude
nicht gleichzeitig anderswo versichertwerden.

Für Versicherungen,welche diesen Vestimmnngen widersprechendgenommen werden, ist
die Societät nicht verpflichtet,im VrandschadenfalleErsatz zu leisten.

' 8- 33.
Während der Zeit eines ausgebrochcnenKrieges, d. h. vom Erlaß der Kriegserklärung

bis zur Bekanntmachungdes Friedensschlusses,ist der Direktor befugt, beantragte Versicherungen
und die Erhöhung bestehender Versicherung«!abzulchueu.

z. 34.
Für die Versicherung von gewerblichenEtablissements oder von Gebäuden mit feuer¬

gefährlichemBetriebe oder feuergefährlicher Lage können von dem Direktor befondere Bedingungen
festgesetzt werden. Hinsichtlich solcher Versicherungenwird die Prämie durch besonderes Abkommen
vereinbart. Der Direktor ist zur Kündigung solcher Versicherungen3 Monate vor Ablauf jeden
Jahres berechtigt.

Generelle Bestimmnugen über die vorbefagten Versicherungen erläßt das Kuratorium.

2. Gintritt in die Voeietät «ud Austritt aus derselben.

z. 35.
Der Eintritt in die Societät kann ebenso, wie die Erhöhung der Vcrsichernngssnmme

von bereits bei der Societät bestehendenVersicherungenjederzeit erfolgen. Jede Versicherung
bedarf zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Direktors. Als Beginn der Versicherung gilt,
sofern diefelbe von dem Direktor überhaupt für aunehmbar erklärt wird, die Mittagsstunde des¬
jenigen Tages, an welchem der Versicherungsantrag bei dem Bürgermeister eingereichtworden ist.
Dieser hat auf Erfordern dem Antragenden eine Bescheinigunghierüber auszustellen. Von jedem
Antrage auf neue oder veränderte Versicherungenwird eine Gebühr von 50 Pf. bis 6 M. nach
einem von dem Direktor mit Genehmiguug des Kuratorimus festzusetzenden Tarife erhoben.

8- 36.

Alle Versicherm'geuwerden in der Regel, und sofern nicht eine anderweiteVereinbarung
stattfindet, auf dreijährige Versicheruugsperiodengeschlossen uud bleiben so lange bestehen,bis sie

11*
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nach den Bestimmungen dieses Reglements aufgehoben werden oder erlöschen. Erfolgt der Austritt
bei Ablauf einer Versicherungsperiode nicht, so gilt die Versicherung als stillschweigend auf eine
weitere dreijährige Periode verlängert. Die Versicherungspcriode beginnt und endigt mit dein
I. Januar Mittags 12 Uhr, Bei Versicherungen, welche im Laufe des Jahres abgeschlossen
werden, wird die Versicherungsperiode vom nächsten 1. Januar an gerechnet. Jede Aenderung
bestehender Versicherungen, insbesondere Erhöhungen oder Ermäßiguugen der Versicheruugssnmmen
oder Beiträge :c. werden als neue Versicherungen angesehen.

Es können auch Versicheruugen auf 5- uud 10jährige Perioden abgeschlossen werden.
Bei Vorausbezahlung der ganzen Prämie für die 5jährige Periode ist nur ein 4jähriger, für die
Ivjährige Periode uur ein ^jähriger Beitrag zu entrichten. Der Beginn und die Gültigkeit
solcher Versicherungen ist von der Zahlung der Prämie abhängig.

8- 38.
Das freiwillige Ausscheide» aus der Societät ist nur mit Ablauf der Versicherungsperiode

und nur dann zulässig, wenn nicht auf dein Gruüdstücke eingetragene Forderungen bei der
Societät angemeldet sind, oder wenn die bei der Societät angemeldeten Gläubiger ausdrücklich
zugestimmt haben. Das Letztere gilt auch von der freiwilligen Herabsetzung der Versicherungssumme.

8- 39.

Wer aus der Societät ausscheiden will, muß die Versicherung unter genauer Bezeichnung
der zu löschenden Gebäude in der Zeit vom 1. Juli bis 1. Oktober schriftlich und portofrei bei
dem Direktor kündigen uud den Nachweis erbringen, daß er den vorstehenden bezüglich der
Sicherung der Hvpothekargläubigcr durch dieses Reglement gegebenen Erfordernissen genügt hat.

Die Nichtigkeit der Unterschrift des Abmeldenden und der Hypothekargläubiger muß
von einem öffentlichen Beamten bescheinigt sein. Außerhalb der bestimmten Frist eingehende,
unvollständige oder bis zum 1. Oktober nicht vorschriftsmäßig belegte Austrittsamneldungen gelten
als nicht angebracht und sind wirkungslos.

3. Ermittelung und Feststellung der Versicherungssummen.

Die Versicherungssumme darf den zeitigen gemeinen Werth der Gebäude nicht übersteigen.
Die ganz in der Erde liegenden Mauerfundamente können von der Werthermittelung ausgeschlossen
werden. Alle über der Erde befindlichen Gcbäudetheile müssen mit versichert werden.

8- 41.

Jedes Gebäude, welches bei der Societät versichert werden soll, sowie jedes bei der
Societät versicherte Gebäude, dessen Versicherungssumme erhöht werden soll, mutz einzeln beschrieben
und mit je einer besonderen Versicherungssumme versichert werden.

8- 42.

Die Form, in welcher die Gebäude zu beschreiben sind, bestimmt der Direktor. Die
bezüglichen Formulare werden von den lokalen Vertretern der Societät unentgeltlich verabfolgt.
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Die Beschreibung kann von dem Versicherungssuchendenselbst gefertigt werden, sofern er nicht
mrzieht, dieselbeauf seine Kosten durch einen Sachverständigen fertigen zu lassen.

Der Beifügung einer speziellen bautechnifchen Taxe bedarf es in der Regel nicht; eine
solche kann von dein Direktor nur dann gefordert und muß auf Kosten des Antragstellers erbracht
werden, wenn sich bei Prüfung der Taxe gegen deren NichtigkeitBedenkenergeben. Der Antrag¬
steller hat die in der GebäudebeschreibunggestelltenFragen vollständig und der Wahrheit gemäß
Zu beantworten. Falsche Angaben machen die Versicherungungültig.

8. 43.
Die Gebäudebeschreibungenbezw. Versicherungsanträge werden von dem Bürgermeister

geprüft und, wenn sie zur Beanstandung keinen Anlaß bieten, dem Direktor mit der Bescheinigung,
daß „dieselben nichts enthalten, was als unrichtig oder wahrheitswidrig bekannt sei, und daß die
begehrte Versicherungssumme den muthmaßlichen Werth des Gebäudes nach den bezüglichen
Nestimmungen des Reglements,nicht übersteige" eingereicht.

8> 44.
Der Direktor prüft die Versicherungsanträge,setzt, nachdemetwa zu erhebendeBedenken

ihre Beseitigung gefunden, die Versicherungssummenund die Beitragsätze fest und läßt das
Versichcrungsattest dem Antragsteller zustellen. Durch die Annahme des Versicherungsattestes
erklärt der Antragsteller sein Einverständnis;mit den festgesetzten Versicherungssummenund Beiträgen
und den etwa sonst gestelltenbesonderenVersichcrungsbcoingungen.

8- 45.
Die Versicherungenwerden in bei dem Direktor zu führende Kataster eingetragen, aus

welchen die Versichernngsfummenund die Beiträge des Versichertensich ergeben müssen. Duplikate
dieser Kataster befinden sich für jede Bürgermeisterei auf dem Bürgermeisteramt,:, sind von den
Bürgermeistern zu führen und mit den bei dem Direktor beruhenden Exemplaren in Ueberein¬
stimmung zu halten (§. 18). Die für die Führung und Berichtigung der Kataster und die
sonstigeGeschäftsführung der Bürgermeister erforderlichenVorschriftenerläßt der Direktor.

Die Einsicht der Kataster steht nur solchen Personen zu, welche ein Interesse zu dieser
Einsicht nachweisenkönnen. Auszüge aus den Katastern sind den Versichertenvon dem Bürger¬
meister unentgeltlichzu ertheilen.

§. 46.
Der Direktor ist befugt, Revisionen der bestehenden Versicherungen auf Kosten der

Societät jederzeit vornehmen zu lassen und nach Maßgabe des dadurch festgesetzten Werthes die
Versichernngssummenund die Beitragssätze richtig zu stellen. Den Versicherten ist von diesen
Berichtigungen in erweislicherForin Kenntniß zu geben. Im Falle der Versichertemit diesen
Festsetzungen nicht einverstandenist, muß er den Widerspruchbeziehentlich seinen Austritt aus der-
Societät binnen einer Frist von 14 Tagen nach erlangter Kenntnihnahme anmelden, widrigenfalls
die Herabsetzungder Versicherungssummesofort mit Ablauf der uorgedachtenFrist, die in den
Beiträgen aber eintretenden Veränderungen erst im Beginne des auf die Revision folgenden
Kalenderjahres in Kraft tritt.

Im Falle der hypothekarischen Belastung des Grundstückesfindet der §. 38 Anwendung.
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4. Verändernnge« während der Versicherungszeit.

§- 47,
Tritt bei versichertenGebäuden ein Wechseldes Eigentümers ein, so bleibt die Ver¬

sicherung unverändert fortbestehen, so zwar, daß alle Rechte uud Pflichten aus dein bestehenden
Versicherungs-Verhältniß auf den neuen Eigenthümer übergehen. Der bisherige Eigenthümer
bleibt, so lange er den Eigenthumswechsclnicht anzeigt, für die Zahlung der Beiträge mit verhaftet,

z. 48,
Wenn während der Versicherungszeitin oder an den versicherten Gebäuden oder in deren

NachbarschaftVeränderungen oder Anlagen gemachtwerden, welche die Versetzungder Gebäude
in eine zu höheren Beiträgen verpflichteteTarifklasse nach sich ziehen würde, so ist der Versicherte
verpflichtet, davon binnen Monatsfrist, nachdem die Veränderung eingetreten oder ihm bekannt
geworden ist, Anzeigezu machen.

Wird diese Anzeige nicht rechtzeitiggemacht, so hat der Versicherte den vierfachen Betrag
der Differenz zwischen den geringeren Beiträgen, die er entrichtet hat, und den höheren, welche
er hätte entrichten müssen, als Conventioncilstrafean die Societätskassezu zahle». Dieser Straf¬
beitrag wird von dem Zeitpunkte an, in welchen: die Anzeige hätte gemachtwerden müssen, bis
zu demjenigen, in welchem dieselbe gemacht oder die Entdeckung der Veränderung erfolgt ist,
jedoch nicht über den Zeitraum von 5 Jahren hinaus berechnet.

§. 49.
Der durch die vorgenommeneVeränderung bedingte erhöhte Beitrag muß ohne Rücksicht

auf die festzustellende Eonuentionalstrafe— vom Anfange des Jahres, in welchem die Verändern»«,
stattgefunden hat, nachbezahltwerden. Ist die vorgenommeneVeränderung eine solche, welche
den Direktor zur FeststellungbesondererVersicherungs-Vedingungenberechtigen würde (§. 34), so
verliert der Versicherte deu Anspruch auf Entschädigungim Brandfalle, sofern er die Veränderung
selbst veranlaßt oder nachweislichdavon Kenntniß gehabt hat.

5. Klassifikation «nd Tarif.

§. 50.
Die Beiträge, welche von den versichertenGebäuden erhoben werden, richten sich nach

der Beschaffenheit,Lage und Benutzung und dem daraus bedingten Grade der Feuergefährlichkeit
derfelben.

Es werden demnach 13 Klaffen gebildet und gehören:

Zur I. Klaffe.
Ganz massive Gebäude, deren Bauart, Dachdcckung,Lage und Benutzungsweiseden

geringsten Grad der Fenersgefahr darbietet.
Ganz massive herrschaftliche Wohngebäudein Städten, in denen eine vollständigeWasser¬

leitung vorhanden ist und eine organisirte, von der Gemeinde bezahlte Feuerwehr besteht.

Zur II. Klasse.
Ganz massive Gebäude, deren Bauart, Dachdeckung,Lage und Benutzungsweiseeinen

größeren Grad von Feuersgefahr darbietet, als die zur Klasse I. gehörigen Gebäude.
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Zur III. Klasse.
Ganz massive Gebäude in Orten, welche eine vollständige Wasserleitung «der eine

organisirte Feuerwehr besitzen.
Ganz massive mehrstöckigeWohngebäudein Orten ohne Wasserleitungund Feuerwehr, wenn

diese Gebäude isolirt belegen sind und hinsichtlich der Benutzungden städtischen Gebäuden gleichstehen.
Dachdeckung von Ziegel, Schiefer oder sonstigem feuerfesten Material.

Zur IV. Klasse.
Ganz massive Gebäude, welche in keine der drei vorhergehendenKlassen gehören und

nicht zum Lagern von Heu, Stroh oder sonstigen leicht feuerfangenden Gegenständen dienen.
Freiliegende Gebäude aus Ziegelsteinfachwerkmit vollständigem äußeren Kalkmörtclvutz

oder vollständiger Schieferbeklcidungin Orten, in welcheneine vollständige Wasserleitungund eine
organisirte Feuerwehr besteht.— Dachdeckung wie in Klasse III.

Zur V. Klasse.
Massive Gebäude in Schwemmsteinen(Vimssandstcin), freiliegende Gebäude in Ziegel-

stcinfachwerk oder solche, welche theils massiv, theils in Ziegelsteinfachwerkerbaut sind, sofern in
diesen Gebäuden Heu, Stroh oder ähnliche leicht feuerfcmgende Gegenständenicht gelagert werden.
Dachdeckung wie in Klasse III.

Zur VI. Klasse.
Massiv gebaute Stallungen, Schelmen und alle massiven Gebäude, in denen Heu, Stroh

oder ähnliche, leicht fcuerfangendeGegenständeaufbewahrt werden, oder welche von dem Lagerort
solcher Gegenständenicht feuersicher getrennt sind. Freiliegende Gebäude ohne Oekonomiebetrieb,
ganz oder theils in Lehmfachwerkoder Lehmsteinfachwerk,in Pisebau oder aus getrockneten
Lehmsteinenohne Fachwerk,welche mit vollständigem,bei ersteren auch die Holztheile überdeckenden
Kalkmörtelvutzoder mit vollständiger Schieferbekleidungversehen sind. — Freiliegende Gebäude
ohne Oekonomiebetriebin Fachwerk mit Nimssandsteincn ausgemauert. — Dachdeckung wie in
Klasse III.

Zur VII. Klasse.
Fachwerkgebäudc,Pisobanten und Gebäude aus Lehmsteinenohne Fachwerkaus Klasse V

und VI mit Oekonomiebetrieb.
Gröhtentheils oder wenigstens zur Hälfte massiv, anderntheils in Lehmfachwerkerbaute

Gebäude, an welchen dieses Fachwerk keinen vollständigen Mörtelbewurf und keine vollständige
Schieferbekleidnnghat. — Gebäude aus Fachwerkmit Lehmsteinen ausgemauert, ohne vollständigen
Verputz und ohne Oekonomiebetrieb.— Die Dachdeckungwie bei den vorhergehendenKlassen.

Zur VIII. Klasse.
Lehmsteinfachwerkgebäudeaus Klasse VII mit Oekonomiebetriebund freiliegendeLehm¬

fachwerkgebäudein solider Bauart mit Verputz zwifchen den Holztheilcn oder unvollständiger
Schieferbekleidung.— Die Dachdeckung wie bei den vorhergehendenKlaffen.

Zur IX. Klaffe.
Gebäude in Lehmfachwerkvon geringerer Bauart ohue Mürtelbewurf oder Schiefer¬

bekleidungunter harter Dachung. — Freiliegende massive Gebäude, deren Bedachung zum Theile
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aus feuerfestem Material, zum Theile aus Holz, Stroh, Nohr oder Leinwand besteht, fofern die¬
selben nicht zur Aufbewahrung von Stroh, Heu oder fonstMN leicht feuerfangendenGegenständen
benutzt werden.

Zur X. Klaffe.
Massive Gebäude mit Holz, Stroh, Nohr oder Leinwand gedeckt.
Gebäude in Holz ohne Ausfüllung oder mit bloßer Vrettcrbekleidung oder mit Holz¬

flechtwerk, die Bedachung jedoch in Pfannen, Schiefer, Zink oder Pappe.

Zur XI. Klaffe.
Massive Gebäude aus Klasse X in geschlossenenStrohdach-Ortschaften.
Fachwerkgebäudc,sowohl in Stein-, als auch in Lehmfachwerk,welche ganz oder zum

Theil mit Lehmfchindeln,Stroh, Rohr, Holz oder Leinwand gedeckt und deren Kamine massiv
bis über das Dach geführt sind, sofern diese Gebäude nicht zur Aufbewahrung von Heu, Stroh
oder fonstigen, leicht feuerfangendenGegenständen benutzt werden.

Zur XII. Klasse.
Fachwerkgebäudeder vorhergehenden Klasse, in denen Heu, Stroh oder sonstige leicht

fcucrfangende Gegenstände aufbewahrt werden.

Zur XIII. Klaffe.
Fachwerkgebäudeaus Klasse XI und XII, worin eine Feuerung, jedoch kein Kamin

vorhanden ist, oder in welchen der Kamin aus Lehmfachwerk besteht, oder auch wenn der massiv
erbaute Kann» nicht durch das Dach geführt ist. Ferner Fachwerkgebäudeaus Klaffe XI und XII
in gefchlosfenen Strohdach-Ortschaften. Gebäude, deren Ziegelbedachungmit Strohdocken unterlegt
ist, oder deren Kamine nicht von Grund auf mafsiv erbaut sind, ferner massive Gebäude, deren
Umfaffuugeu weniger als 0,40 Meter Stärke haben, fowie überhaupt alle Gebäude, welche nach
dem Ermessen des Socictäts-Direktors durch ihren Zustand, ihre innere Einrichtung, ihre Lage
und Benutzung eine über das gewöhnliche Maaß reichende Feucrsgefahr darbieten, tonnen in eine
höhere, als die fönst für sie zutreffeudeKlasse eiugeschätzt werden,

§- 51.
Gegen die Bestimmung der Versicherungsklassesteht dein Antragenden die Beschwerde

bei dem Kuratorium zu, dessen Entscheidungeine endgültige ist.

s. 52.
Der Jahresbeitrag wird für jede 1000 M. der Versicherungssummefestgesetzt:

für Klaffe I. auf 0,4 M, für Klaffe II. auf 0,5 M., für Klaffe III. auf 0,6 M.,
IV. „ 0,8 ?, » „ V. „ 1,0 » » // VI. „ 1,25

VII. „ 1,7 ,» ,» „ VIII. „ 2,0 » „ » IX. „ 2,50
X. „ 3,5 „ » „ XI. „ 4,0 » „ « XII. „ 5,00

XIII. „ 5,8
§- 53.

Bei Ausrechnungdes Jahresbeitrages nach den vorstehenden Sätzen gelten jede ange¬
fangenen 10 Pfennige für voll. Bei mehrjährigen Versicherungen mit Vorauszahlung des Beitrages
wird derselbe nach Mark dadurch abgerundet, daß jede angefangeneMark für voll gerechnet wird.
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§. 54.
Die zu zahlenden Beiträge sind pi-asnunioi-llnäu, die Jahresbeiträge am 1. Januar

verfallen und spätestens 4 Wochen nach Zustellung des Anfordernngszettels zu zahlen. Nei Ver-.
sicherungen,welche im Laufe des Jahres beginnen, sowie bei Erhöhungen der Versicherungssummen
während des Jahres werden die Beiträge vom Anfange des Monats an berechnet,in welchem die
Versicherungbczw. Erhöhung der Versicherungssummein Kraft tritt.

Ein Erlaß fälliger oder eine Erstattung gezahlter Beiträge findet nur in den durch das
Reglement ausdrücklichvorgesehenenFällen statt.

8- 55.
Ans Grnnd Beschlusses des Kuratoriums kann für die Gebäude ganzer Ortfchaften oder

Bezirke oder für einzelneKlassenderselben eine Erhöhung der Beiträge erfolgen, wenn in dicfcn
Ortschaften oder Bezirken die Feuerfchüden das gewöhnliche Maaß, welches für einen Zeitraum
von 5 Jahren durch vergleichende Berechnung festgestelltist, erheblich übersteigen. Ebenfo kann
eine Ermäßigung der Beiträge angeordnet werden in Ortfchaften, in welchen bei besonders solider
Bauart und wegen ihrer vorzüglichorganisirten Löschcmstalten, insbesondere einer guten Feuerwehr
und Wasserleitung, Feuerschädennur selten und in verhältnißmähig geringemMaße in den letzten
5 Jahren vorgekommensind.

tt. Nrandschaden-Vergütung.

a) Umfang der Ersatzverbindlichkeit der Societät.

§. 56.
Die Societät vergütet jede Beschädigungder bei ihr versichertenGebäude, welche durch

Feuer oder durch die zum Behufe der Löschung oder zur Verhütung weiterer Verbreitung des
Feuers getroffenen Maßnahmen entstanden sind, ohne daß die Art und der Grund der Entstehung
des Feuers (höhere Macht, Zufall, Bosheit, Muthwille) darin einen Unterschied macht. Wenn
ein Blitzstrahl nicht zündet, sondern nur zertrümmert oder beschädigt, so wird der dadurch
entstandene Schaden ebenfalls vergütet, sofern nachgewiesen werden kann, daß der Schaden wirklich
durch einen Blitzstrahl hervorgerufen worden ist.

Explosionsschäden,welche durch Leuchtgas, das nicht zu gewerblichenZwecken, sondern
zur Beleuchtung verwendet wird, oder durch eiu ausgebrochcncs Feiler entstehen, werden alü
Brandschäden behandelt.

Versicherungengegen andere als durch Leuchtgas hervorgerufeneExplosionsschädenkönnen
auf Antrag des Versichertengegen Zahlung eines besonderenBeitrages übernommen werden.

Schäden, welche durch Erdbeben, Explosionen von Pulver und sonstigen Sprengstoffen
oder andere Natur-Ereignisse entstehen, werden nur dann vergütet, wenn sie Feuer verursacht
haben nnd durch Feuer angerichtet sind. Die infolge eines Brandes nothwendig weidenden
Abbrnchs- und Aufräumungskostenwerden nicht vergütet.

8- 57.

Auch die durch den Krieg veraulaßteu Feuerschädenan Gebäuden, ohne Unterschied,ob
die Schäden durch den Feind oder durch befreundete Truppen veranlaßt sind, werden entschädigt.
Eine Ausnahme findet nur dann statt, wenn Gebäude durch Truppen während eines Gefechts

12
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oder einer Belagerung oder überhaupt zu militärischen Zwecken vorsätzlich und auf Befehl eines
Truppenführers in Brand gesteckt werden; — in diefen Fällen leistet die Societät keine Ent¬
schädigung.

8- 58.
Ist ein Feuer von dem Versicherten selbst vorsätzlich verursacht oder mit seinem Wissen

und Willen oder auf fein Geheiß von einem Dritten angelegt worden, fo fällt die Entschädigungs¬
pflicht der Societät fort. So lange die amtliche Unterfuchung über die Entstehung des Brandes
schwebt, kann die Auszahlungder Entschädigungbeanstandetwerden, es sei denn, dah der Versicherte
durch die Bescheinigungder zuständigenGerichtsbehördeden Beweis erbringt, daß die Untersuchung
nicht gegen ihn geführt wird.

8, 59.
Brandschäden, welche durch ein Versehen des Versichertenselbst, seiner Familie, seiner

Dienstboten und seiner Hausgenossenentstehen, werden entschädigt; der Societät bleibt aber der
Eivilanspruch auf Nückgewährnach den allgemeinen Gefetzen vorbehalten.

8- 60.
Alle Rechte und Ansprücheauf Schadensersatz,welche dem Versichertenselbst gegen einen

Dritten zustehen,gehen bis zum Betrage der von der Societät geleisteten Vrandentschädigungauf
die Societät über.

d) Anzeige und Abfchätzung der Brandschäden.

8- 61.
Von einen: eingetretenen Brandschaden hat der Versicherte längstens binnen drei Tagen

uach Dämpfung des Feuers unter Angabe der ungefähren Höhe des Schadens dem Bürgermeister
Anzeige zu inachen. Diese Frist beginnt im Falle eines erwiesen unüberwindlichenHindernisses
da, nw letzteres aufhört. Brandschäden, die nach Verlauf von 3 Tagen nach Dämpfung des
Feuers nicht zur Anzeige gebracht slnd, werden in der Negel nicht mehr vergütet. Der Bürger¬
meister ist verpflichtet, von jedem die Societät betreffenden Brandschaden unter Angabe der
Kataster-Nummerdem Societäts-Direktor schleunigst Anzeige zu machen uud dabei über den Umfang
des Schadens, foweit thunlich, nähere Nachrichtzu geben.

§. 62.
Der Versicherte ist verpflichtet, dafür zu forgen, daß an den von« Brande betroffenen

Gebäuden vor erfolgter Schadensfestsetzung keine unnöthigen Veränderungen vorgenommenund daß
die vom Brande übrig gebliebenen Theile vor weiteremSchaden und Entwendung geschützt werden.
Als eine schuldbare Vernachlässigung dieser Pflicht ist es insbesondere zu rechucn, wenn der
Versichertedie zur Rettung und Erhaltung der Gebäude zu Gebote steheuden Mittel nicht auwendct,
oder deren Anwendung verhindert oder zu verhindern versucht, wenn durch ihn selbst oder mit
seinem Wissen und Willen durch Andere Zerstörungenwährend oder nach dem Brande vorgenommen,
wenn Ueberbleibsel desselben bei Seite geschafft oder bei der Abschätzungverheimlicht werden.
In allen diesen Fällen verliert der Versicherte den Anspruch ans Ersatz des dnrch seine Schuld
veranlaßten Schadens.

8. 63.
Der Bürgermeister als örtlicher Vertreter der Societät hat baldmöglichst, nachdem der

Amndfall zu seiner Kenntniß gekommen ist, eine Besichtigungder Brandstätte vorzunehmen und
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alle diejenigen Anordnungen zu treffen, welche zur Verhütung weiteren Schadens und sonst im
Interesse der Societät erforderlich sind. In einein anfznnehmcndenProtokolle hat der Bürger¬
meister Alles, was über die Entstehung und erste Entdeckung des Fcncrs, dessen Ausbreitung und
Dämpfung, die Thätigkeit der Loschhülfe, sowie über alle sonstigenfür den Brandfall wichtigen
nnd die Societät angehenden Umstände zu ermitteln ist, niederzulegen,den Brandbeschädigtenund
etwaige Icngcn zur Sache zu vernehmen und diese Verhandlungen demnächst mit denjenigen über
die Abschätzung des Schadens (ß. 67) dem Societäts-Direktor einzureichen.

Z. 64.
Bei jedem Brande ist die Entschädigung in einem contradiktorischenVerfahren durch

zwei Sachverständige, von denen der eine seitens des Direktors der Societät, der andere seitens
des Beschädigtenernannt wird, festzustellen.

Weigert sich der Vraudbeschädigte, der an ihn gerichtetenAufforderung zur Gestelluug
eines sein Interesse wahrnehmenden Sachverständigen nachzukommen,oder kann derselbe wegen
Abwesenheitoder aus sonstigen Gründen zur Gestellung eines Sachverständigen nicht aufgefordert
werden, fo hat an Stelle des Beschädigten der Bürgermeister den zweiten Sachverständigen zu
ernennen. Die beiden Sachverständigen, denen allein die Ermittelung des Schadens obliegt,
wählen vor Beginn ihrer Geschäfteeinen Obmann, dem die Entscheidungüber etwa vorkommende
streitige Punkte der Abschätzungobliegt. Können sich die Sachverständigen über die Wahl des
Obmanns nicht einigen, so ernennt denselbender Landes-Direktor.

§. 65.
Die ernannten Sachverständigen (8- 64) haben sowohl den Werth der unbeschädigt

gebliebenen Theile des Gebäudes, wie den Betrag derjenigenKosten zu ermitteln, welcher erforderlich
ist, um die vernichtete«:oder beschädigtenTheile desselben in den Zustand vor dem Brande
wieder herzustellen. Wenn nach dieser Feststellung die Versicherungssumme den Betrag der
ermittelten beiden Werthe, nämlich:

.i) der übrig gebliebenenGebäudetheile,
d) der Herstellungskosten, rücksichtlich der vernichteten oder beschädigten Theile des Gebäudes,

zusammengenommenerreicht oder übersteigt, fo wird der ermittelte Betrag der Herstellungskosten
als Vrandentschädignnggewährt.

Ist aber die Versicherungssummegeringer, so wird die Vrandentschädigung nur nach
dem Verhältniß der Versicherungssummezu der Hauptsumme der beiden ermittelten Werthe gewahrt.

Bei geringen Beschädigungen genügt es, daß nnr die Kosten ermittelt werden, welche
znr Wiederherstellungdes Gebäudes in den Znstand vor dein Brande erforderlich sind.

s. 66.
Sind die beiden Sachverständigen einer Meinung, >so hat es bei ihrer Berechnung der

verbrannten oder beschädigtennnd der erhaltenen Theile und der hiernach zu gewährenden Ver¬
gütung sein Bewenden.

Tritt die Nothwendigkeit der Thätigkeit des Obmanns ein, so entscheidetderselbe nur
über die streitigen Punkte, nicht über die ganze Abschätzung.

Gegen die Höhe der also festgesetzten Schadensberechnungist der Rechtsweg nicht zulässig,
sondern nur die Beschwerdean das Kuratorium.

12»
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Die durch die obmännischeEntscheidungentstandenenKosten werden nach Maßgabe des
Unterliegens auf die Parteien vertheilt.

3- 67.
Die Taxations-Verhandlungen werden, wenn beide Sachverständige über die Brand-

schadmtare einverstanden sind, dem Bürgermeister übergeben, welcherdieselbenmit den Verhand¬
lungen über die Entstehung :c. des Brandes (§. 63) und unter Hervorhebung aller sonst auf den
Arand und die Zahlung der Vrandschadenuergütung wichtigenUmstände mittelst eines desfalls
von dein Direktor vorzuschreibenden Formulars dem letzteren einreicht.

Ist eine Uebereinstimmungder beiden Sachverständigen nicht erzielt worden, so werden
die Verhandlungen an den gewählten Obmann abgegeben.

8- 68.
Wer ein Gebäude durch Brand gänzlich verliert, scheidet, ohne daß es dazu seiner

Erklärung bedarf, bezüglichdes abgebraunten Gebäudes aus der Societät aus, er ist aber noch
verpflichtet, für das Jahr, in welchem der Brand stattgefunden,die Beiträge zu zahlen.

In allen Fällen, in welchen währendeiner mehrjährigenVersicherungsperiodedie Versicherung
aufgehoben wird oder erlischt, findet eine Rückvergütung nur nach Abzug der volleu, für die
abgelaufenenJahre einschließlich des Vrcmdjahres, zu berechnendengewöhnlichen Beträge statt. Ist
der Brandschaden nur partiell gewesen,so bleibt das Gebäude weiter versichert,aber nur zu dem
Werthe, den dasselbe nach dem Brande hatte,

o) Zahlung der Brandentschädigung.

8. 69.
Die Brandentschädigung wird, sofern der Beschädigte den Anspruch auf dieselbe nicht

Verloren hat oder nicht beschränkendeNestimmungen entgegenstehen, innerhalb 4 Wochen nach
Feststellungder Entschädigungin einer Summe an den Versicherten von der Societätskasse baar
ausgezahlt.

§. ?0.
Will der Beschädigte, gegen welchen Hypotheken angemeldet oder eingetragen sind

<M. 72—74), das beschädigte oder zerstörte Gebäude wieder herstellen,so wird die Entschädigung
nur zur Wiederherstellungin Drittclraten gezahlt, und zwar die erste Rate gleich nach der statt¬
gehabten Schadensfeststellungzur Anschaffungdes Baumaterials, und die beiden folgenden Raten
nach Maßgabe der Wiederherstellung des Gebäudes auf Atteste des Bürgermeisters. Leistet der
Beschädigtefür die genügendeVerwendung der Vergütung eine von dem Direktor als annehmbar
erkannte Bürgschaft, so wird die Entschädigungsofort ganz gezahlt.

8- ?i.
Im Falle der Beschädigtewieder aufbauen zu wollen erklärt (§. 70), hat kein Gläubiger

das Recht, wider den Willen des Versichertenaus der Branocntschadiguug sciue Befriedigung zu
verlangen, und ist ein Arrestfchlagoder Pfändung derfelben unwirksam. Der Wiederaufbau auf
einer anderen Stelle darf nur mit Zustimmung der im ß. 72 bezeichnetenHypothekargläubigcr
geschehen,welche vor der Bauausführung beizubringen ist. Die zweite Rate der Versicherungs¬
gelder kann nur nach Beibringung dieser Zustimmung gezahlt werden. Wird die Zustimmung der
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vorerwähnten Hypothekargläubiger(§. 70) zum Wiederaufbau an anderer Stelle nicht erbracht, so
erfolgt die Auszahlung des Entschädigungsgelderrestesin der im §.70 vorgeschriebenenWeise.
Wird der Wiederaufbau »icht innerhalb 10 Jahren vollführt, fo verliert der Beschädigte den
Anspruch auf die ihm für den Fall des Wiederaufbaues nach Absatz 1 und 2 dieses Paragraphen
zustehendenRechte.

?. Sicherung der Hypothekargläubiger.

Die Rechte der Hypothekargläubigerwerden nach Maßgabe der hierüber erlassenengesetz¬
lichen Bestimmuugen von dein Direktor von Amtswegen gewahrt.

8- 73.
Jeder Hypothekargläubiger,für dessen Forderung ein bei der Societät versichertes Gebäude

verpfändet ist, kann sein hypothekarisches Vorrecht bei dem Direktor der Societät behufs Vermerk
im Kataster anmelden.

Der Direktor hat auf Verlangen über den erfolgten Vermerk eine Bescheinigung zu
ertheilen, für deren Ausstellung eine Gebühr erhoben werden kann. Die Löschung eines einge¬
trageilen Hypothekenuorrechtsim Kataster der Societät kann nur erfolgen, wenn entweder der
Beweis über die Tilgung der Schuld oder die ausdrückliche Einwilligung des Gläubigers (8- 39)
beigebrachtwird.

8- 74.
Tritt einer der Fälle ein, wo der Direktor eine bestehende Gebäudeversicherungaufzuheben

berechtigt ist, so sind die angemeldetenGläubiger 14 Tage vor dem Inkrafttreten der Löschung
der Versicherung mittelst eingeschriebenen Briefes unter der zuletzt angegebenenNdresse hiervon
zu benachrichtigen,und haben dieselben,wenn die Aufhebung der Versicherungwegen Nichtzahlung
der Beiträge erfolgen foll, das Recht, binnen weiteren 14 Tagen gegen Zahlung der Beiträge
die Versicherungfür ihr Interesse, nämlich das geschuldete Kapital, die zweijährigen Zinsen und
die entstandenenKosten fortzusetzen.

8- 75-
Werden versicherteGebäude, auf welchen bei der Societät angemeldetehypothekarische

Vorrechte lasten, von einem Brandschaden betroffen, fo sind die angemeldetenGläubiger unter der
zuletzt angegebenen Adresse mittelst eingeschriebenen Briefes ohne Verzug hiervon zu benachrichtigen.

8- ?6.
Verfällt die rechtsgültig festgesetzte Entschädigung an die Gläubiger, so sind dieselben

uach dem Rang ihrer Forderungen aus derselbenzu befriedigen. Wenn dicserhalb eine gütliche
Einiguug der Gläubiger nicht erfolgt, so bleibt die Feststellungdes Ranges der Forderungen dem
zuständigen Gerichte vorbehalten.

8. 77.
Verliert der Versichertesein Recht auf die Vrandentschädigung, so ist die Societät dennoch

verpflichtet, diefelbe den eingetragenen bezw. angemeldetenGläubigern gegen Eefsion ihrer Rechte
fowcit zu zahlen, als dieselbenaus dem verpfändeten Grundstück oder, wenn ihnen zugleich eiu
persönliches Recht gegen den Eigenthümer des Grundstücks zusteht, auch aus dessen sonstigem
Vermögen wegen ihrer eingetragenen Forderung nicht befriedigt werden.
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IV, Moliilar-Versichcrung.

§. 78.
Die Societät versichert innerhalb der Nheinprovinz auch bewegliche Sachen aller Art,

mit Ausnahme von Geld und Werthpapieren.

8- 79.
Die Versicherunggeschieht gegen den Schaden, welcher durch Brand, Blitzschlag oder durch.

Explosion von Leuchtgas, sowie das durch solche Ereignisse veranlaßte Loschen oder nothwendige
Ausräumen verursacht wird und in der Vernichtung, Beschädigung oder dein Abhandenkommen
versicherterGegenstände besteht. Vergütet werden auch diejenigen Brandschäden, welche infolge
bürgerlicher Unruhen, Aufruhrs und unrechtmäßiger Gewalt sowie des Krieges entstehen, die
letzterenjedoch mit Ausnahme derjenigen, welche auf Befehl eines Truppenführers absichtlich erregt
werden. Bei Erdbeben oder ähnlichen Naturereignissenwird eine Vergütigung nur gewährt, wenn
dadurch wirklich Feuer entstanden ist.

Versicherungengegen andere als durch Leuchtgas hervorgerufeneExplosionsfchädenwerden
durch besondereVereinbarung übernommen.

Explosionsschäden,die durch ein ausgebrochenesFeuer entstehen,werden als Feuerschäden
angesehenund vergütet.

§. 80.
Eine Verpflichtung der Societät zur Annahme einer Mobilar-Versicherungbesteht nicht,

vielmehr ist dem Direktor die endgültige Entfchcidung über Annahme oder Ablehnung jeder
Mobilar-Versicherungüberlassen.

s- 81.
Die näheren Bedingungen, unter welchen die Societät die Versicherung von Mobilien

gewährt, werden von dem Provinzial-Ausfchuffe unter Berücksichtigungdes Gesetzes vom 8. Mni
183? festgesetzt. Bis zur anderweiten Feststellung der zur Zeit gültigen Bedingungen bleiben
diese in Kraft.

s. 82.
Die Feststellung der Prämien steht dem Direktor zu. Ist der Antragsteller mit der

festgestellten Prämie nicht einverstanden, so bleibt ihm überlassen, die Annahme der Police zu.
verweigern. Ein Rekurs gegen die Feststellungder Prämie findet nicht statt.

§. 83.
Die zum Betriebe der Mobilar-Versicherungin den Gemeinden der Provinz erforderlichen

Agenten führen den Namen „Gcfchäftsführer". Dieselben werden von dein Direktor gegen
Tantieme oder feste Nemuneration angestellt. Im letzteren Falle ist die Genehmigung des.
Kuratoriums erforderlich.

V. Verfahren in Beschwerdenund Streitfällen.

s- 84.

Gegen Verfügungen und Entscheidungen des Direktors steht den Betroffenen die
Beschwerde an das Kuratorium und gegen die Entscheidungendes Letzteren die Beschwerde an
den Provinzilll-Ausschuhoffen.
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§, 85.
Der Rechtsweg ist bei Streitigkeiten zwischen der Societät und einein Versichertenunter

den im §, 66 gedachtenBeschränkungenzulässig. Der Rechtsweg wird durch die Entscheidung
t>es Kuratoriums bezw. des Provinzial-Ausschussesnicht ausgeschlossen.

§. 86.
Bei Veschreitung des Rechtsweges muß die Klageschrift binnen 2 Monaten zugestellt

merden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit dem Tage des zu Protokoll bestätigten oder durch
Postzustellungs-Dokument bescheinigtenEmpfanges der Entscheidung des Direktors, wodurch die
Entschädigungssummenfestgestellt oder der Schadensersatz abgelehnt wird.

Im Falle gegen die Entscheidung des Direktors die Beschwerde(§. 85) an das Kura¬
torium bezw. an den Provinzial-Ausschuh eingelegt worden ist, ruht der Lauf der vorbesagten
Frist vom Tage der Einreichung der Beschwerde bis zur Zustellung der Entscheidung des Kura¬
toriums und bezw. des Provinzial-Ausschusses.

VI. Schlilßbcstilumungen.
8- 87-

Die bei der Societät bestehende Untcrstützungskassefür im FeuerlöschdiensteBeschädigte
«der Verunglückte wird nach Maßgabe des Statuts dieser Kasse vom 8. resp. 22. Juli 1882
bezw. des Nachtrags zu demselbenvom 11./13. Januar 188? verwaltet.

Abänderungen dieses Statuts bedürfen der Genehmigung des Prouinzial-Ausfchusses.
s- 88.

Der Direktor ist ermächtigt, mit Zustimmung des Kuratoriums zur Förderung des
Feuerlöschwesensangemessene Beihülfen zu bewilligen, für wirksame Hülfeleistung bei Bränden und
für sonstige außerordentlicheBemühungen im Interesse der Societät Prämien zu gewahren, sowie
Vergütungen für die durch die Löschhülfe an nicht versicherten GegenständenherbeigeführtenSchäden
Zu leisten, wenn der Societät dadurch Nutzen erwachsen ist. Der Provinzial-Landtag wird zu
diesem Zwecke einen Fonds im Etat zur Verfügung stellen.

§. 89.
Abänderungen,des vorstehendenReglements können nur durch Beschluß des Provinzial-

Landtages erfolgen. Soweit sich die Aenderungen auf die Organisation und Verwaltungsgrund¬
sätze beziehen, bedürfen dieselben der Genehmigung des Ministers des Innern G. 128 der
Prouinzial-Ordnung). Die Abänderungen sind durch die Amtsblätter der Provinz zu publiziren
und treten 14 Tage nach erfolgter Publikation in Kraft, fofern nicht ein anderer Zeitpunkt
ausdrücklich beschlossen und genehmigt worden ist.

VII. UcbcrWigs-BcstimmuuMl.
s- 90.

Das vorliegende Reglement tritt mit dem 1. Iannar 1889 an Stelle des revidirten
Reglements vom 1. September 1852 und der zu demfclbenerlassenen Nachträge. Alle bisherigen
bei der Societät schon bestehenden Versicherungenbleiben in voller Wirksamkeit unter denjenigen
Bedingungen, welche aus Bestimmungen des gegenwärtigen Reglements sich ergeben.

Die Versichertenhaben jedoch das Recht, zum 1. Januar 1889 auszuscheiden,sofern sie
binnen 4 Wochen nach dem Tage der Bekanntmachung dieses Reglements ihre Versicherung in
der nach dem bisherigen Reglement vorgeschriebenenForin abmelden.
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Anlage II. Düsseldorf, den 5. Juni 1888.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsraths,

betreffend

den Antrag auf Erwirkimg des Privilegiums zur ferneren Ausgabe von 20 Millionen

Nheinprouinz-Anleihescheinen.

Nachdem die erste und zweite Emmission der Rheinvrovinz-Obligationen im Ganzen
10 500 000 M., welche lediglich zur Beschaffung der Mittel zur Errichtung der Irrenanstalten
begebenwaren, bis auf den noch nicht zur Einlösung gelangten und zu Lasten der Landesbank
der Neinvrovinz ausstehenden Betrag von 77 424 M. getilgt sind, beziffern sich die sonstigen
Ausgaben der Nheinprovinz-Anleihescheine,wie folgt:

Die 3. Ausgabe, welche mit 4°/u zu verzinsen ist, betrug .... 3 000 000 M.
ausgeluost sind:

»er Ende 1887/88:...........162 000 M.
per 1. Oktober 1888:.......... 36 500 „

^ 198 500 „
Nest, welcher begebenist .............. 2 801500 „

Die 4. Ausgabe, welche ebenfalls mit 4°/» zu verzinsen ist, betrug: . 5 000 000 M
ausgeloost sind ................. 212 500
Nest, welchernicht begebenist ..........,. . 4787500 M

Die 5. Ausgabe, welche mit 3 l/2 °/° zu verzinsen ist, betrug. . . . 10 000 000 M
ausgeloost sind per 1. Oktober 1888 .......... 100 000 „
bleibt Nest mit................. 9 900 000 M
welcher begeben ist.

Die 6. Ausgabe, welche mit 3'/««/» zu verzinsen ist, beträgt . . . 10 000 000 M
begeben ist bis 1. Juni.............. 3 521500 „
bleibt Nest, welchernicht begeben ist .......... 6478500 M,

Die 7. Ausgabe mit 10 000 000 M. ist nicht begeben.
Demgemäß sind begeben:

die 3. Ausgabe mit ................ 2 801500 M.
die 5. Ausgabe mit ................ 9 900 000 „
von der 6. Ausgabe ................ 3 521 500 „

16 223 000 M
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Es können noch begebenwerden:
die 4. Ausgabe mit ................ 4 78? 500 M.
von der 6. Ausgabe ............... 6 478 500 „
die 7. Ausgabe mit ................ 100 00 000 „

21266 000 M.
Am 1. Juni waren an Darlehen verausgabt...... 30 6 69 798 M . 63 P f.

außerdem waren bewilligt und werden voraussichtlichin Bälde
abgehoben ................ 5 973 316 M. 48 Pf.

Die Depositen betragen . . ........... 13 021809 „ 87 „
Die den Depositen gleichstehenden Fonds ........ 3175 511 „ 53 „
Der Reservefonds beträgt ............. 9 62 63 8 ., 04 „

23 133 275 M. 92M
Diesem Betrage gegenüberstehenam 1. Juni:
1. die noch nicht bcgebcnenAnleihescheine mit ...... 21 266 000 M. — Pf.
2. das Vanqniergnthaben mit ........... 5 467 671 „ 57 „
3. Vaarbestand ................ 151652 „ 95 „
4. Guthaben an die Centralverwaltung ........ 89 933 „ 29 „

sodaß an bereiten Mitteln ............26 975 25? M. 81 Pf.
zur Verfügung stehen, (falls die Anleihescheinen.1 pari berechnet werden), um diejenige Summe
lrä 23 133 275 M. 92 Pf. zu bcfchcrffcn,welche als Gegenwert!)der Depositen und des Reserve¬
fonds sowie behnfö Auszahlung der bewilligten Darlehen zu dienen hat. Das Stammkapital
<i<1 3 000 000 M. ist selbstredend außer Ansatz gelassen; Rückständean Zinsen und Amortisationen
sind nicht zu verzeichnen.

Der Ucberschuß der bereiten Mittel von . . ......26 975 25? M. 81 Pf.
— 23 133 275 „ 92 „

mit 3 841981 M. 89 Pf.
ist nicht hinreichend zum Fortbetrieb des finanziellenUnternehmens. Abgefehendavon, daß die
Anleihescheine nicht zu ihrem vollen Werthe zn beleihen sind nnd durch einen Abzug von 2 !»"/<»
von dem Beleihungswerthc der obige Betrag überschritten würde, ist mit dem Umstände zu rechnen,
daß, falls eine Veleihung nicht beliebt werden sollte, bei einein etwaigen Verkaufe ein Disagio
zu verzeichnen fein könnte. Unter allen Umständen ist darauf zu rücksichtigeu, daß der Geschäfts¬
kreis der Landesbank sich stetig erweitert und die Möglichkeit, neue Mittel zu diesem Zwecke
flüssig machen zn tonnen, gewährt werden muh; es sind die sämmtlichen sonstigen Werthpapiere
veränßert, und der Erlös aus dem Verkaufe derselben ist zu Darlehenszweckcnverausgabt; eine
gleiche Verwendung finden die jährlichenÄmortifationsratcn und dennochhäufen sich die Anträge,
welche die abgezahltenAmortisationen in der erheblichsten Weise übersteigen. Hinzukommt, das;
das bisherige Kuratorium der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse in Uebereinstimmung mit dem
Prouinzial-Ncrwaltungsrath in dessen letzter Sitzung einstimmig in Aussicht genommen hat, von
dem Zinsfuß u,ä 4°/u bei den auf Amortifation gegebenen und noch zu gebenden ländlicheil
Darlehen '/^ °/u nicht zu erheben und fo den Zinsfuß bis auf Weiteres auf 3"/4 °/u zu reduziren,
oder dies nachgelassenê "/» als eine verstärkte Amortifation gutzuschreiben. Von einem schon
jetzt zu Wenden definitiven Befchluß hat das Kuratorium und der Provinzial-Verwaltnngsrath
Abstand nehmen zu fallen geglanbt, einmal mit Rücksichtdarauf, daß die Statuten der zur

13
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Landesbant erweiterten Prouinzial-Hülfskasse formell eine Veränderung erleiden, sodann darauf,
daß die Wirkungen eines solchen Beschlusses erst nach dem 1. Juli d. I. eintreten tonnen. Wenn
dieser beabsichtigtenReduktion die Billigung des Kuratoriums der Landesbank der Rheinprovinz
zu Theil wird, so dürfte eine noch größere Inanspruchnahme der Hülfskassebezw. der Landesbank
außer Zweifel sein. Demgemäß beantragt der Provinzial-Verwaltungsrath ganz ergebenst:

„Hoher Landtag wolle den Provinzial-Ausschuh ermächtigen, wenn er es für nöthig
erachte, das Privilegium zu einer Emission bis zu 20 Millionen Rheinprovinz-Anleihe¬
scheine zur Verstärkung der Betriebsmittel der Landesbank der Nheinprovinz auf
einmal oder in verschiedenen Emissionennachzusuchen und die Verzinsnng und sonstigen
Modalitäten festzusetzen."

Der Provinzial'Verwaltungsmth.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

Anlage I. Düsseldorf, den 30. Mai 1888.

Referat,
betreffend

den Ankauf zweier Häuser an der Prouinzial>Blindenanstalt in Düren.

Nach den durch Vermittelung staatlicherBehörden im Jahre 188? angestelltenErhebungen
befinden sich in der Rheinprovinz rot. 90 bildungsfähigeBlinde im Alter von 6 bis 20 Jahren,
welche außerhalb der Anstalt der Vortheile einer geregelten Schulbildung und hierdurch der
Grundbedingung zum selbstständigen Lebensunterhalte entbehren. Wenn nun auch in Ermangelung
eines Vlindenschulzwangsgesetzesein großer Theil dieser bildungsfähigen Blinden nach Maßgabe
der gemachten Erfahrungen aus verschiedenen meist in mißverstandenerElternliebe liegenden Gründen
nicht zur Anmeldung gelangt, so ist die Zahl der angemeldetenKinder, welche aus Mangel an
Raum in oer Anstalt Aufnahme nicht finden konnten, doch immerhin so groß, daß die Einrichtnng
einer neuen Schulklasseals unabweisbares Bedürfniß sich geltend gemacht hat.

Außer den erforderlichenUnterrichtsräumen (Unterrichtszimmer, Musikraum) erheischt die
Einrichtung einer neuen Klasse noch außerdem die Herstellung der nothwendigen Schlaf-, Speife-
und Aufenthllltsräume, wie folche in einem geregelten Austaltsinternat unbedingtes Erforderniß
sind. Diese Räume können in der vorhandenen Anstalt nur dadurch hergestellt werden, daß die
Dienstwohnungeneines Lehrers und zweier Werkmeister geräumt und zu Schulzwecken verwandt
werden. Da nun aber die Beaufsichtigungder blinden Zöglinge außer den Schulzeiten dem Lehr-
perfonal sowie den Werkmeistern anvertraut ist, und in Verücksichtiguugdieses Umstandes aus
uaheliegenden Gründen das Wohnen der gedachten Personen in der Anstalt selbst oder in
unmittelbarer Nähe derselbengeboten erscheint, so erübrigte nur, entweder durch Reubauten einer
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Vergrößerung der Anstalt näher zu treten, oder durch Erwerb geeigneter Wohnungen in unmittel¬
barer Nahe der Anstalt die beregten Zwecke zu erreichen. Der Provinzial-Verwaltungsrath
glaubte dem Ankauf zweckentsprechender, in unmittelbarster Nähe der Anstalt gelegener Häuser
umsomehr den Vorzug geben zu müssen, als hierdurch der Eröffnung der neuen Schulklasseschon
im Herbste dieses Jahres entgegengesehen werden konnte, während die Fertigstellung eines Neubaues
immerhin längere Zeit in Anspruchgenommenhätte, und hierdurchwiederum für eine gleiche Zeit
der Eintritt der angemeldeten,bildungsfähigen Zöglinge hätte verschobenwerden müssen. Außer
diesem Grunde war es auch die Lage der beiden Häuser, welche den Erwerb derselbenwünfchens-
werth machte. Dem Eingangsthor der Blindenanstalt gegenüber an dem dem Prouinzial-Verbnnde
gehörigen und zur Irrenanstalt führenden Wege gelegen, hätte eine Benutzung der Häuser zu
gewerblichenoder sogar zu Wirthschaftszweckenstörenden Einfluß auf die der Nnhe bedürftige
Austalt üben können und hierdurch der Ankauf der beiden Häufer über kurz oder lang voraus¬
sichtlich zu höheren Preisen doch in Erwägung gezogen werden müssen. Was nun die Häuser
selbst betrifft, so bestehen dieselben aus Keller, Erdgeschoßund 2 Etagen, von denen die obere
in das Mansardendach hineinreicht. Sie sind dreifensterigund haben zusammen eine Frontlänge
von 11,7 Meter — 37'/« Fuß bei einer Tiefe von circa 10 Meter. Der bauliche Zustand ist
kein besonders guter und werden dieselben einer umfassenderenAusbesserung bedürfen, um als
Dienstwohnungen für die Lehrperfonen der Anstalt benutzt werden zu können. Mit Rücksicht
hierauf ist auch der Kaufpreis für beide Häufer zusammen auf 15 000 M. vereinbart worden,
dessen Zinsen selbst dann nicht die Höhe der zu gewährenden Miethsentschädigungen erreichen
würden, wenn auch die vorzunehmenden Reparaturen mehrere tausend Mark betragen sollten.

Nach dem Urtheil ortskundiger Personen ist zudem die Lage der beiden Häuser mit
Rücksicht auf die in dortiger Gegend sich entwickelnde Bauthätigkeit eine günstige und somit der
Werth der Häuser ein stets im Preise steigender, so daß auch mit Rücksichtauf diesen Umstand
der Kaufpreis nur als ein verhältnißmäßig billiger bezeichnet werden kann.

Was endlich die Bereitstellung der Mittel zur Deckung des Kaufpreises und der Kosten
der nöthigen Reparaturen betrifft, so war der Provinzial-Verwaltungsrath der Ansicht, daß die
hierzu erforderlichenBeträge aus dem Kapitalvermögen der Blindenanstalt, zu deren Nutzen und
Vergrößerung der Ankauf erfolgt, am zweckentsprechendstenentnommen würden.

Demgemäß beehrt sich der Provinzial-Verwaltungsrath dem hohen Landtag den Antrag
zu unterbreiten:

„Hoher Landtag wolle den Ankauf der beiden in vorstehendemReferate mehr erwähnten
Häufer zu dem Preife von 15 000 M. genehmigen und gleichzeitig befchließen, daß
fowohl der Kaufpreis als auch die zur Instandsetzung der beiden Häuser erforderlichen
Mittel aus dem Kapitalvermögen der Blindenanstalt entnommen weiden."

Der Provinzial'Verwaltungsmth.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtllgs-Marschall.

13*
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Anlage X. Düsseldorf, den 16. Juni 1888.

Referat
des Prouinzial-Verwaltungsraths der Nheinurovinz,

betreffend

die Uebernahme der sich aus
1 dem Reichsgesetze,betreffend die Unfall- und Krankenversicherungder in

land, und forstwirtschaftlichen Betrieben beschäftigtenPersonen vom 5. Mai
1886 (Neichs-GesetzblattSeite 132);

2. dein dazu ergangenen Preußischen Gesetz, betreffend die Abgrenzung und
Organisation der Berufsgenossenschaftenu. s. w. vom 20. Mai 1887
(Gesetz-Sammlung Seite 189);

3. dein Reichsgesetz, betreffenddie Unfallversicherungder bei Bauten beschäftigten
Personen vom 11. Juli 1887 (Reichs-GesetzblattSeite 287)

ergebenden Verpflichtungen des Rheinischen Prouinzial-Berbandes.

Die vorgenannten Gesetze haben der Verwaltung des Prouinzial-Verbandes zweierlei
Pflichten verursacht:

Erstens sind bei dieser Verwaltung die Geschäfte derjenigenVerufsgenossenschaft zu führen,
welche aus den Land- und Forstwirthen der Nheinvrovinz und Hohenzollern gebildet ist uud den
Namen „RheinischelandwirthschaftlicheVerufsgeuosseuschaft"trägt;

zweitens wußte auf Kosten der Provinz für die Versicherung derjenigen Arbeiter gegen
Betriebsunfälle gesorgt werden, welche für Rechnung des Prouinzial-Verbands bei Ausführung
von Vauarbeiten, namentlich bei Chausseebauarbeitenund den dazu gehörigen Nebenbetricben
sowie in den einzelnenProvinzial-Anstaltcn beschäftigtsind.

Im H. 1 des Gesetzes vom 5. Mai 1886 ist für das ganze Deutsche Reich angeordnet,
daß alle in land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben beschäftigtenArbeiter uud Netriebsbeamtcn,
letztere sofern ihr Iahresarbeitsverdienst an Lohn oder Gehalt 2000 M. nicht übersteigt, gegen
die Folgen der beim Betriebe sich ereignenden Unfälle versichert und die Landesgesetzgebungen
auch zur Anordnung der Versicherungvon Unternehmern berechtigt sein sollen. Die Versicherung
geschieht dergestalt, daß die sämmtlichenLand- und Forstwirthe eines großem Bezirks mit Aus¬
nahme der Reichs- uud Staatsbetriebe zu eiuer Genossenschaft vereinigt werden und uuter sich die
Mittel aufbringen, welche nöthig sind, um die in den Betrieben durch Unfall verletztenPersonen
zu entschädigen. Im §. 110 ebenda ist sodann der Landesgesehgcbungdie Befugniß eingeräumt,
die Organe zn bezeichnen, durch welche die Verwaltung der Verufsgenossenschaftcngeführt wird.
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Das Preußische Gesetz vom 20. Mai 1887 hat nun im Artikel I die Unternehmer in
der Nheinvrovinz und in den Hohenzollernschen Landen zu einer Berufsgenossenschaftvereinigt
und im Artikel IV der Genosfenschaftsuersammlungdas Recht gegeben, die Verwaltung der
Genossenschaft an Organe der Selbstverwaltung, nämlich die Geschäfte des Genossenschaftsvorstandes
dein Prouinzial-Ausschuß, die Geschäfteder Sektionsvorstände den Kreisausschüssen,zu übertrage,:.

Von diesem Rechte haben die Land- und Forstwirthe der Nheinvrovinz und der Hohen¬
zollernschen Lande Gebrauchgemacht, indem sie in der die Genossenschaftconstituirenden Versammlung
vom 28./29. Dezember 188? die Uebertragung der Genossenschaftsgeschäfte an den Provinzial-
Ausschuß und an die Krcisausschüssebeschlossen.

Eine Zustimmung seitens der Provinzial-Verwaltung zu dieser Uebertragung ist nicht
erforderlich, vielmehr folgt deren Pflicht zur Uebernahme jener Geschäfte ohne weiteres aus dem
Gesetz. Das Statut, durch welches die Uebertragung ausgesprochenist, wurde der Provinzial-
Verwaltung, nachdem es die Genehmigung des Neichs-Versicherungsamtsvom 11. Februar 1888
erlangt hatte, „am 22. März 1888" zugestellt, so daß erst von da an in eine Bearbeitung der
Sache mit volle»: Rechte eingetreten werden konnte. Vom 1. April 1888 an trat die Unfall¬
versicherungder in land- und sorstwirthschaftlichen Betrieben beschäftigtenPersonen in Kraft auf
Grund Allerhöchster Verordnung vom 28. März, bekannt geinacht im Reichs-Anzeiger vom
29. März 1888 und im Neichs-GesetzblattSeite 125.

Am 1. April 1888 sollte auch bereits nach einer Bestimmung des Neichs-Versicherungs¬
amts seitens der Provinzial-Verwaltung das Formular für die Unternehmer-Verzeichnissefertig
gestellt und die nöthige Unordnung zu deren Aufstellung getroffen sein. Den Gemeindebehörden
wurde durch Verfügung vom 9. April 1888 aufgegeben, die Verzeichnissebis längstens den
20. Mai 1888 fertig zu stellen. Da nun aber im Bezirke der Verwaltung etwa 1'/? Millionen
Einwohner der Land- und Forstwirthschaftangehören und etwa 300 000 Betriebe vorhanden fein
werden, so konnten diese überaus kurzen Fristen zur Bewältigung der Vorbereitungsarbeiten
und zum Druck der in mehreren hunderttausend Exemplaren nöthigen Formulare nicht genügen,
weshalb den Sektionsvorständcn die, Erlaubniß ertheilt ist, den Gemeindebehördenangemessene
Nachfristenzu gewähren.

Die Verhältnisse sind eben bei keiner andern Vernfsgenossenschaft von so überwältigendem
Umfange wie hier. Die Organisation ist bisher regelmäßiggefördert. Nach bisheriger Voraussicht
wird das Gcnossenschafts-Kataster und auch ein besonderes Verzeichnis, aller vorhandenen selbstständigen
Land- und Forstwirthe für jeden Kreis in unserer Provinz mit Ende August 1888 dergestaltfertig
gestellt sein, daß alsdann auch sämmtliche bei den Sektionsvorstänoenseitens der einzelnen Mitglieder
der Genossenschaft etwa erhobenen Einsprüche ihre Erledigung gefunden haben und nur uoch die
Beschwerdenzu prüfen sein werden, welche gegen die Entscheidungender Sektionsvorstände über
den Inhalt des Katasters etwa bei dein Provinzml-Ausschusseerhoben werden sollten.

Die seit dein 1. April 1888 vorgekommenenBetriebsunfälle haben ihre sofortige Bear¬
beitung und theilweifeauch fchon ihre Erledigung gefunden. Die Renten und fonstigen Entschädigungen,
welche an Verletzte oder deren Angehörige zn gewähren sind, werden auf diesseitige Anweisung
das ganze Jahr hindurch von der Postbehörde verlegt und erst am Schlüsse des Rechnungsjahres,
welches stets bis zum 1. Januar jeden Jahres läuft, wird mit dem' Geneml-Postamte Abrechuung
gehalten. Die Kosten für die Verwaltuugsgeschäftewerdeu aus Provinzialmitteln und, soweit sie
w den einzelnen Kreisen zur Ausgabe gelangen, aus Kreismittcln verlegt, wenigstens ist bisher
nicht bekannt geworden, daß sich irgend ein Kreis geweigerthätte, diese Kosten vorzufchießen. Im
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Ausgabe-Soll der Provinz ist vorbehaltlichetwa erforderlichwerdender bedeutenderAenderungen
für jetzt der Betrag von 20 000 M. als Vorschuß ausgeworfen.

Nach Ablauf des Rechnungsjahres und nach Feststellung der Höhe der erforderlich
gewordenen Zahlungen muh feitens der Provinzml-Verwaltung berechnet werden, wieviel die
Genossenschaftsmitgliederin jedem Kreife aufzubringen haben, und es ist sodann unter Beihülfe
der Sektionsvorstände eine Heberolle aufzustellen, aus welcher hervorgeht, wieviel Zuschlägezur
Grundsteuer von jedem Land- und Forstwirthe einzuziehensind. Diese Zuschläge werden wie
Gemeindeabgaben eingezogen und nach deren Eingang wird der Post, der Provinz und den
einzelnenKreisen erstattet, was sie vorgeschossen haben.

Die einzelnen Geschäfte, welche in beträchtlichemUmfange hiernach der Provinzial-
Verwaltung obliegen, können nicht aufgezählt weiden, dieselbensind aus den angezogenenGesetzen
und aus dem Statut ersichtlich;als vergleichenderHinweis mag dienen, daß Industrie-Berufs-
genosfenschllften mit 4 bis 5000 Betrieben ein zahlreiches Veamtenheer zur Bewältigung der
Arbeit gebrauchen,während es sich hier, wie schon hervorgehoben,um etwa sechszig Mal so viele
Netriebe handelt. Wenn nun auch die landwirthschaftlichenBcrufsgcnossenschaftenetwas einfacher
wie die Industrie-Berufsgenosfenschaftenorganisirt werden können, so kommt doch gegenüber vielen
andern Provinzen für die Nheinvrovinz erschwerendin Betracht, dah die sämmtlichendauerndeil
Renten nicht durch den Sektionsvorstand, sondern beim Provinzial-Ausschussefestzusetzen sind.

Das großherzoglichOldcnburgischeStaatsmiuisterium hat kürzlich den Antrag gestellt,
das Fürstenthum Birkenfeld der RheinischenlandwirthschaftlichenNerufsgenofsenschaftanzuschließeu.
Nach §. 114 des Neichsgesetzesvom 5. Mai 1886 steht die Beschlußfassungdarüber lediglich
den betheiligten Staatsregierungen und, falls eine Einigung zwischen denselben nicht zu Stande
kommt, dem Bundesrathe zu. Zur Einfügung jenes Gebiets in die Organisation der Genossen-
schaft ist eine Ergänzung des Statuts derselben, also die vorherige Einberufung einer Genossen-
schllftsversammlung,welche diese Ergänzung zu beschließenhat, nothwendig. Andcrweite Ver¬
anlassungen zu einer baldigen Einberufung der Genofscnschaftsversammlung,welche jedesmal
beträchtliche Kosten verursacht, liegen bis jetzt nicht vor. Mit den betheiligtcn Staatsregierungen
wird deshalb wegen Regelung dieser Angelegenheitverhandelt.

II.

Räch dem Gesetze vom 11. Juli 188? in Verbindung mit der Allerhöchsten Verordnung
vom 26. Dezember 188? (Reichs-Anzeiger Ziffer 304 vom 28. Dezember 1888) sind von,
1. Januar 1888 an die Arbeiter sowie die nicht mit festem Gehalt und Pensionsberechtigung
angestellten, auch an Lohn oder Gehalt nicht mehr als 2000 M. jährlich beziehendenVelricbs-
beamten, welche beschäftigt sind bei Bauarbeiten, die in andern als Eisenbahnbetrieben vom
Provinzial-Verban.deder Nheinvrovinz als Unternehmer aufgeführt werden, gegen die Folgen der
sich bei diesen Arbeiten ereignenden Unfälle versichert. In der Nheinvrovinz kommendanach die
Bau- und Unterhaltungsarbeiten an den vorhandenen 6569 Kilometer Provinzialstraßen, in dem
als Nebenbetriebdazu gehörigen Steinbruche Petersberg und in den der Provinzial-Verwaltung
unterstellten Anstalten in Betracht. Bei diesen für Nechnuug der Provinz unternommenen Bau¬
arbeiten sind jährlich durchschnittlichetwa 1862 Arbeiter beschäftigt, welche zufammen einen
Durchschnittslohnvon 873 630 M. beziehen.

Die Versicherung dieser Personen gegen die Folgen der Unfälle geschieht nach §. 4
Ziffer 3 und 4 des Gesetzes vom 11. Juli 188? auf Kosten des Prouinzial-Verbandes. Demselben
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ist nur die Wahl belassen,ob er die Versicherung selbst durchführeil oder die Durchführung den
im übrigen errichteten Baugewerks-Berufsgenossenschaftenüberlassen und an diese dafür die
entstehenden Zahlungen leisten will.

Die Ueberlassungder Versicherung an Berufsgenossenschaftenkann auf mehrere Weise
geschehen.

Die Provinz kann der betreffendenGenossenschaft als Mitglied beitreten.
Dies schien auf keinen Fall empfehlenswert!). Die Beiträge würden jedenfalls gegenüber

den andern, aus verhältnißmäßig kleinen Unternehmern bestehenden Mitgliedern eine Hohe erreicht
haben, welche weit über die Gefahr hinausging, die den Arbeitern der Provinz droht. Die
Provinz würde auf die Verwaltung der Genossenschaftkeinen ihrer Veitragspflicht und ihrer
Stellung entsprechendenEinfluß haben, endlich wäre sie ein Mitglied, welches sich nie seinen
Zahlnngspflichten entziehenkonnte, welches also bei eintretender Zahlungsunfähigkeit anderer Mit¬
glieder in Anspruch genommen werden und hiernach mit erheblicherGefahr belastet sein würde.

Eine zweite Forin der Ueberlassungan Vcrufsgenossenschaften,und zwar diejenige, welche
gesetzlich von selbst zur Anwendung kommt, falls die Provinz sich nicht zu eiuer andern Mahregel
entschließt, wäre die Betheiligung an der bei jeder Baugewerks-Berufsgenossenschafterrichteten
Versicherungsanstalt.

Für die Ehausseearbeiter und die Arbeiter in den zum Chausscebaugehörige» Nebeu-
betrieben kommt die Versicherungsanstalt der Tiefbau-Berufsgenossenschaftin Frage. Diefe
Genossenschaft muß für vorkommendeUnfälle die Entschädigungenzahlen, dahingegen die Provinz
eine Prämie zu entrichten hat, welche nach der Summe der von ihr an ihre sämmtlichengesetzlich
versichertenArbeiter bezahlten Arbeitslöhne bemessen wird. Die Prämie ist bis jetzt auf 2"/c>
festgesetzt, die Provinz hätte also beim Bestehenlcissen ihrer Zugehörigkeit zu jener Versicherungs¬
anstalt nach Maßgabe der ausgezahlten Löhne seit 1. Januar 1888 monatlich ungefähr 1456 M.
zu bezahlen. Nun sind aber bei den betreffendenBauarbeiten der Provinz seit etwa 6 Jahren
nur 8 bis 4 entschädiguugspflichtigeUnfälle vorgekommen. Die Provinz würde also nahezu die
ganzen bedeutendenPrämienbeträge ersparen, wenn sie einfach die Versicherungselbst übernimmt,
das heißt, bei einem etwa eintretenden Betriebsunfall die gesetzliche Entschädigung selbst zahlt.
Denn die in 6 Jahren für 4 Unfälle zu zahlende Entschädigungwürde auch nicht annähernd die
Prämiensumme erreichen, welche sich bei monatlich 1456 M. auf jährlich 17 472 M. und in
6 Jahren auf 104 832 M, beliefe. Die Provinz kann zwar auch mit der Berufsgenosfenfchaft
ein Pauschquantum vereinbaren, welches sie an dieselbe zu zahlen hätte an Stelle der Prämie.
Ein Abkommenwürde indeß bei der großen Zahl der Arbeiter und der hohen Lohnsumme auf
alle Fälle nur zu einen: bedeutendenBetrage zu erreichen sein, so daß die Provinz dabei noch
immer große Verluste erlitte. Auch bleibt zu berücksichtigen,daß in jedem Falle der Verufs-
genossenschaft laufende Nachweist geliefert werden müßten über Namen uud Zahl der in den 21
Landes-Blluämtern :c. beschäftigtenArbeiter uud bezahlten Löhne, deren Aufstellung ganz unver-
hältnißmäßige Umstände und Kosten verursacht, wie die Erfahrung gezeigt hat. Die für die
ersten 3 Monate dieses Jahres — allerdings erst nachträglich im März — unternommene Auf¬
stellung hat fo ungeahnte Mühe nnd Schwierigkeitenverursacht, daß unbedingt auf einen andern
Ausweg Bedacht genommen werden mußte.

Nachdem eine geeigneteKraft zu dem Behufe gewonnen war, ist denn diese für die
Provinz so hochwichtige Angelegenheit,d. h. die Uebernahme der Versicherungdurch die Provinz
selbst in Angriff genommen worden. Die Resultate der Vorverhandlungen, welche an den
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entsprechenden hohen Stellen gepflogen sind, lassen mit Sicherheit das Zustandekommen der
Organisation in allernächster Zeit in Aussicht stellen. Die Grundzüge, deren Genehmigung als
sichergestellt erachtet werden kann, sind Folgende:

k) Der Provinzial-Verband wird für leistungsfähig erachtet, diejenigen Lasten zu über¬
nehmen, welche durch die Unfallversicherung bei den von ihm selbst als Unternehmer
ausgeführten Bauarbeiteu entstehen;

1>) als Ausführungsbehörde wird der Lcmdcs-Direktor bestellt, so daß ihm die Erledigung
aller derjenigen Geschäfte obliegt, welche bei andern Verussgenossenschaften der Genossen-
fchaftsversammluug und den Porständen zukommen; er hat also die gesetzlichen Ent¬
schädigungen ans Promnzialmitteln anzuweisen.

Bemerkt soll hierbei werde», daß auch schon vor dem 1. Januar 1888 Arbeiter, welche
im Dienste der Provinz vernnglückten, nntcrstützt wurden, so daß eine Mehrbelastung durch diese
beabsichtigte Einrichtung kaum zu erwarten steht.

Für den Bezirk der ganzen Provinz ist die Errichtung eiues Schiedsgerichts mit dein
Sitze in Düsseldorf in Antrag gebracht. Das Schiedsgericht hat gefetzlich zu entfcheiden, wenn
sich ein Entschädigungsberechtigtcr mit der Entscheidung der Ausführungsbehürde nicht zufrieden
giebt, fondern Berufung einlegt. Die Kosten, welche durch Einrichtnug uud Erhaltung des Schieds¬
gerichts entstehen und der Provinz zur Last fallen, kommen, da Lokalmiethe und Kosten für
Vüreauarbeit nicht besonders entstehen, sondern die Einrichtungen der Prouinzial-Verwaltung
benutzt werden können, wegen ihrer Geringfügigkeit fast nicht in Betracht.

III.

Die Vielseitigkeit uud Neuheit der Einrichtungen hinderten, was nach den obigen Aus¬
führungen keines weiteren Vcweifes bedarf, die Aufstellung eines Voranschlags über die zu
erwartenden Ausgaben; ebenso unzweifelhaft aber ist es auch, daß diese neuen Aufgaben eine
wesentliche Erweiterung der bei der Prouinzial-Verwaltuug zu erledigenden Arbeiten herbeigeführt
haben. Die kurzen Fristen, welche für die zu unter»chmenden Schritte bestehen, der Umstand,
daß für die landwirthfchaftliche Berufsgcnosfenfchaft das Statut erst fehr svät fertig gestellt war,
das kurze Aufeinanderfolgen der in Frage stehenden Gesetze und Verordnungen über ganz neue
Materien haben zu so bedeutenden Schwierigkeiten geführt, daß sie schließlich nur überwunden
werden konnten durch einen mit diesen Gegenständen bereits eingehender vertrauten Oberbeamten,
welcher am Neichs-Vernchernngsamte zu Berlin thätig war uud von dort aus hierher berufen
worden ist. Die Durchführung der Organisationen und die fernere Leitung dieser Geschäftszweige
wird von demselben mit Eifer und Erfolg weiter geführt werden, wie die bisherigen Beobachtungen
zeigen; anch ist gegründete Hoffnuug vorhanden, diejenigen bis jetzt etwa für 6 Monate in Höhe
von 8736 M. drohenden Ausgaben noch nachträglich zu vermeiden, welche durch die Maßnahmen
aus der vorher liegeudeu Zeit erwachsen sein möchten.

In den ferneren Jahren wird ein ordnungsmäßiger Etat auch für die hier erörterten
Geschäftszweige aufgestellt und dein hohen Landtage unterbreitet werden.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
WilhelmFürst zu Wird,

Lllndtllg5-Marschall.
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Anlage 1^

Anlage I zu dein Protokoll über die Sitzung des Provinzial-Landtags
vom 22. Juni 1888.

Verhandelt Düsseldorf, den 22. Juni 1888.

In der heute unter dem Vorsitze Seiner Durchlaucht des Fürsteu zu Wied abgehaltenen
Sitzuug des Provinzial-Laudtags wurde die Wahl des Vorsitzendendes Proviuzial-Ausschusses
Vorgenommen,wie folgt:

Der Vorsitzende verlas die 88> 45 bis 51 der Proviuzial-Ordnung vom 1. Juni 1887
und das hierzu gehörige Wahlreglement (G.-S. S. 252 u. ff.)

Hierauf erfolgte die Bildung des Wahlvorstandes.
Die Versammlung wählte zu Beisitzern:

1. Landrath von Hagen,
2. Amtsrichter Broich,
3. Landrath Tenge,
4. Graf von Ncsselrode.

Der Vorsitzende ernannte aus der Zahl der Beisitzer zum Protokollführer den Amts¬
richter Broich und constituirte sich fodann der Wahluorstand.

Auf dein Tische, an welchem der Wahluorstand Platz nahm, wurde eiue verdeckte Wahl¬
urne aufgestellt, nachdem der Wahluorstand sich überzeugt hatte, daß dieselbe leer sei. Hierauf
wurde zur Wahl geschritten. Nachdem die Verthcilung der Stimmzettel an die anwesenden
Prouinzial-Landtagsmitglieder erfolgt war, rief der vom Vorsitzendenhierzu beauftragte Beisitzer,
Landrath von Hagen, die Namen der Wähler zur Abgabe ihrer Stimmzettel in der Reihenfolge
der als Wählerliste dienenden alphabetischenListe der Mitglieder des Landtags nacheinander auf.

Die aufgerufenen Wähler traten einzeln an den Tisch, an welchen, der Wahluorstand
saß, und warfen ihre Stimmzettel unerüffnct in die Wahlurne. Der Beisitzer Landrath von
Hagen vermcrktc die erfolgteStimmabgabe jedes Wählers, indem er neben dem Namen desselben
in der dazu bestimmten Nubrik der Wählerliste cm Kreuz machte. Der Aufruf ergab die
Anwesenheitvon 132 Mitgliedern, welche sämmtlich abgestimmt haben.

Nach Veendiguug des Geschäfts fragte der Vorsitzeude des Wahlvorstaudes, ob uoch
ein Wähler seinen Stimmzettel abzugebenhabe. Als sich Niemand weiter meldete, erklärte er die
Abstimmung für gefchlosscn.

Die Stimmzettel wurdeu von dem Vorsitzenden aus der Wahlurue gcuommeu und
von dem Wahlvorstande uueröffnct gezählt.

Die Zahl derselben betrug 133.
Dieselbe war um 1 größer als die Zahl der uach dem Abstimmungsuermcrkein der

Wählerliste abgegebenen Stimmzettel. Zur Aufklärungdieser Differenz constatirteder Wahluorstand,
daß ein weißer Zettel mit einem richtig beschriebenen Zettel von außeu verklebt uud so offeubar
versehentlich in die Wahlurne gelaugt war. Derselbe, wurde auf Beschluß des Wahlvorstaudes
nicht mitgezählt.

14
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Sodann eröffneteder Vorfitzende die Stimmzettel einzeln, verlas die darauf verzeichneten
Namen und ein Beifitzer zählte dieselbenlaut.

Der Protokollführer nahm den Namen jedes Candidaten, welcher Stimmen erhielt,
in das Protokoll auf und vermerkte neben demfelben jede dem Kandidaten zugefalleneStimme.

In gleicherWeife führte der BeisitzerTenge eine Gegenliste.
Durch Beschluß des Wahlvorstandes wurden von den verbliebenen 132 Stimmzetteln für

ungültig erklärt nach Nr. 1 §. 6 des Wahlreglements 2 weiße Zettel.
Die Zahl der gültigen Stimmen beträgt alfo 130.
Es haben erhalten:
1. Freiherr von Solemacher-Antweiler.........74 Stimmen
2. Graf von Beissel................55 „
3. Oberbürgermeister Becker .............. 1 Stimme

im Ganzen wie oben , . 130 Stimmen,
Die absolute Stimmenmehrheit betragt 60.
Da der Freiherr von Solemacher-Antweiler die abfolnte Stimmenmehrheit erhalten

hat, so wurde er vom Vorsitzenden als zum Vorsitzendendes Provinzial-Ansschussesgewählt
der Versammlung bekannt gemacht.

Freiherr von Solemacher-Antweiler, welcher in der Versammlung anwesend war,
erklärte auf Befragen des Vorsitzenden,daß er die Wahl annehme.

Die alphabetische Mitgliederliste des Provinzial-Landtags, sowie die über die Wahl
geführte Gegenliste sind bei dem Schlüsse der Verhandlung von dem Wahluorstande untcrfchriebcu
und diesem Protokolle als Anlagen beigefügt worden, zu welchen: auch die Stimmzettel genommen
sind. Gegenwärtige Verhandlung ist vorgelesen, von dem Vorsitzenden,den Beisitzern nnd dem
Protokollführer genehmigt und vollzogen.

V. w. o.

Der Vorsitzende:
Wilhelm Fürst zu Wied.

Die Beisitzer: Der Protokollführer und Beisitzer:
vou Hagen. Graf von Nesfelrode. Tenge. Broich.

Anlage N.

Anlage II zu dem Protokoll über die Sitzung des Prouinzial'Landtags
vom 22. Juni 1888.

Verhandelt Düffeldorf, den 22. Juni 1888.

In der heute unter dem Vorsitz Seiner Durchlaucht des Fürsten zu Wied abgehaltenen
Sitzung des Provinzial-Landtags wurde die Wahl von 13 Mitgliedern und 13 Stellvertretern
zum Prouinzial-Ausschuß wie folgt gethätigt:
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Die Bildung des Wahlvorstandes ist dieselbe, wie in dein WahlprotokollI über die Wahl
des Vorsitzendendes Provinzial-Ausschusses.

Protokollführer ist Amtsrichter Vroich.
Auf dein Tische, an welchem der so gebildete Wahlvorstand Platz genommen hatte, wurde

eine verdeckte Wahlurne aufgestellt,nachdem sich der Wahlvorstand überzeugt hatte, daß dieselbe
leer sei.

Hierauf wurde zur Wahl gefchritten.
Auf nochmaligeVerlesung der §§. 45 bis 51 der Provinzial-Ordnung und des Wahl¬

reglements wurde mit Rücksicht auf die geschehene Verlesung bei der Wahl des Vorsitzendendes
Provinzial-Ausschussesvon Seiten des Landtags verzichtet.

Der Abgeordnete Friederichs legte eine gedruckte Vorschlagsliste sämmtlicherzu wählender
Mitglieder des Provinzial-Ausschussesund deren Stellvertreter vor, von welcherein Exemplar zu
dem gegenwärtigen Wahlprototolle als Anlage genommenwurde.

Der Abgeordnete Michels beantragte, die ersten in der Vorschlagsliste aufgeführten
9 Mitglieder und deren Stellvertreter per Akklamationzu wählen.

Da Niemand Widerspruch erhob, so ersuchte der Vorsitzende die Versammlung, ihre
Zustimmung zu der beantragten Akklmnatiouswahldurch Erheben von den Sitzen auszudrücken,
wobei sich sämmtlicheMitglieder des Landtags von ihren Sitzen erhoben.

Es wurden demnachvom Vorsitzendenals durch Akklamationgewählt bezeichnet:

Mitglieder: Stellvertreter:

1. Major Schmidt von Schwind. Geh. Eommerzicnrath Eugen Noch.
2. Fabrikant Eduard Nels. GutsbesitzerWilhelm Raulenstrauch.
3. Geh. Iustizrath Adams. Direktor Eduard Klein.
4. Gutsbesitzer Adolf Reinhardt. GutsbesitzerJacob Peters.
5. OberbürgermeisterBecker. Eommerzicnrath August tzeuser.
6. Bürgermeister und Gutsbesitzersich. Eommerzienrath Otto Andreae.
7. GutsbesitzerJacob Destr«e. ^cmdrath von Sandt.
8. Beigeordneter Dietze. Fabrikant Emil de Greifs.
9. Hütten-Direktor Carl Lueg. CommerzieurathWilhelm Scheidt.

Es wurde nuumehr zur Wahl des 10. Mitgliedes des Provinzial-Nusfchussesuud zwar
durch Stimmzettel geschritten.

Der Gang der Wahlhandlung ist der nämliche wie bei der Wahl des Vorsitzendendes
Provinzial-Ausschusses.

Die Zahl der abgegebenenStimmzettel, welche vom Wahlvorstand sämmtlich für gültig
erklärt wurden, betrug 131.

Es haben erhalten:
1. Freiherr Felix von Lo«..............74 Stimmen,
2. Geheimrath Melbeck . . . '- ........... 57 „

im Ganzen wie oben . . 131 Stimmen.

Die absolute Stimmenmehrheit beträgt 66. Da Freiherr Felix von Loü die abfolute
Stimmenmehrheit erhalten hatte, so wurde derselbe vom Vorsitzenden als gewählt der
Versammlung bekannt gemacht.

14»
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Die Wahl des Stellvertreters für das gewählte Mitglied, Freiherr Felix von Loe,
erfolgte auf Antrag, da kein Widerspruch erhoben wurde, durch Akklamation. Gewählt wurde
Freiherr Georg von Eerde,

Die Wahl des 11. Mitgliedes und feines Stellvertreters erfolgte gleichfalls ohne Wider¬
spruch per Akklamationund wurden als gewählt vom Vorfitzenden protlamirt:

Als Mitglied Gutsbesitzer Ferdinand Lieven,
Als Stellvertreter Bürgermeister und GutsbesitzerSchieß,
Der Landtag schritt nnnmehr zur Wahl des 12. und 13. Mitgliedes des Prouinzial-

Ausfchusfes.
Die Wahl erfolgte durch Stimmzettel und zwar anf Beschluß des Wahlvorstcmdesin

einem gemeinschaftlichen Wahlgange.
Im Uebrigen war der Gang der Wahl der nämliche wie bei der Wahl des 10. Mit¬

gliedes des Provinzinl-Ausfchussesmit der Ausnahme, daß während der Abgabe und Zählung der
Stimmen Geh, Iustizrath Adams den Vorsitz führte.

Es wurden 131 gültige Stimmzettel abgegebenmit 262 Namen.
Es haben erhalten:
1. Landrath z. D. Ianßen..............122 Stimmen,
2. Graf von Beifsel ................ 81
3. Oberbürgermeister Pelzer ............. . 58 „
4. Geheimrath Melbeck ..............^____ 1 ,,

im Ganzen wie oben . . 262 Stimmen.
Die absolute Majorität beträgt 66.
Landrath z. D. Ianßen und Graf von Beiffel sind also mit je absoluter Majorität

gewählt und wurden dieselben vom Vorsitzenden der Versammlung als gewählt bekauut gemacht.
Die Wahl der Stellvertreter für das 12. und 13. Mitglied des Provinzial-Ausschusses

erfolgte wiederum ohne Widcrfprnch per Akklamation,und wurden gewählt als Stellvertreter für
das 12. Mitglied Beigeordneter Martin Sommer zu Aachen und als Stellvertreter für das
13. Mitglied GutsbesitzerHubert Schlick.

Die gewählten Mitglieder und Stellvertreter des Provinzial-Ausschusseswaren in der
Versammlung anwesend, mit Ausnahme des Landtags-AbgeordnetenAndreae und des nicht zum
Landtage gehörenden Beigeordneten Sommer. Die anwesenden Gewählten erklären sich auf
Befragen des Vorsitzendensämmtlich zur Annahme der Wahl bereit.

Die beiden Gegenlisten wurden nach Vollziehung durch den Wahlvorstaud als Aulageu
zu gegenwärtigem Protokoll genommen, und demselbenauch die Stimmzettel beigefügt.

Gegenwärtige Verhandlung ist vorgelesen,von dem Vorsitzenden,den Beisitzern und dein
Protokollführer genehmigt und vollzogen.

V. w. o.

Der Wischende:
Wilhelm Fürst zu Wied. Adams, stelln. Vorsitzender.

Die Mischer: Der Protokollführer:
von Hagen. Broich. Graf von Nesselrode. Tenge. Vroich.
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Morschlagsliste
für die

Wahl der Mitglieder und Stellvertreter des Prouinzial-Ausschusses.

I. Regierungsbezirk Trier.
Mitglieder: Stellvertreter:

1. Major Schmidt von Schwind. Geh. Eommerzicnrath Eugen Noch.
2. FabrikantEduard Nels. Gutsbesitzer Wilhelm Nautenstrauch.

II. Regierungsbezirk Coblcuz.
Mitglieder: Stellvertreter:

1. Geh. Iustizrath Adams. Direktor Eduard Klein.
2. Gutsbesitzer Adolf Reinhard. GutsbesitzerJakob Peters.

III. Regierungsbezirk Köln.
Mitglieder: Stellvertreter:

1. OberbürgermeisterBecker. Eommcrzienrath August Heuser.
2. Bürgermeister und GutsbesitzerEich. Eommerzicnrath Otto Andreae.
3. GutsbesitzerJakob Destr6e. Landrath von Sandt.

IV. Regierungsbezirk Düsseldorf.
Mitglieder: Stellvertreter:

1. Beigeordneter Dietze. FabrikantEmil dc Greifs.
2. Hütten-Direktor Earl Lueg. Eommerzicnrath Wilhelm Scheidt.
3. Geh. Negierungsrath Mclbeck. Freiherr Georg von Ecrde.
4. Gutsbesitzer Ferdinand Lieven. Bürgermeister und GutsbesitzerSchieß.

V. Regierungsbezirk Aachen.

Mitglieder: Stellvertreter:
1. Landrath z. D. Ianßen. GutsbesitzerHubert Schlick.
2. OberbürgermeisterPelzer. Nechtsanwalt Ludwig Ioerissen.
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Anlage X.

Anlage III zu dein Protokoll über die SiKuug des Proviuzial-Landtags
vom 22. Juni 1888.

^

Verhandelt Düsseldorf, den 22. Juni 1888.

In der heute unter dem Vorsitze Seiner Durchlauchtdes Fürsten zu Wied abgehaltene,!
itzung des Provinzial-Landtags wurde die Wahl des Stellvertreters des Vorsitzenden des

Prouiuzial-Ausfchufseswie folgt vollzogen:
Die Bildung des Wcchlvorstandesist dieselbe wie in dem Wahlprotokoll I über die

Wahl des Vorsitzendendes Proviuzial-Ausschusses. Protokollführer ist Amtsrichter Vroich.
Auf nochmaligeVerlesung der §§. 45 bis 51 der Provinzial-Ordnung und des Wahl¬

reglements wurde mit Rücksicht auf die gefcheheue Verlesung bei der Wahl des Vorsitzendendes
Provinzial-Ausschussesvon Seiten des Landtags verzichtet.

Der Gang der Wahlhandlung ist der nämliche wie bei der Wahl des Vorsitzendendes
Provinzial-Ausschusses.

Die Zahl der abgegebenenStimmzettel betrug übereiustimmmd mit der Zahl der nach
dem Abstimmungsvermcrkin der Wählerliste abgegebenenStimmzettel 131 und wurdeu diese
sämmtlichvon dem Wahlvorstand für gültig erklärt.

Es haben erhalten:
1. OberbürgermeisterNecker .............. 70 Stimmen,
2. Graf von Veifsel ................ 33
3. Landrath z. D. Ianßeu.............. 28 „

im Ganzen wie oben . . 131 Stimmen.
Die absolute Majorität beträgt 6U.
Da OberbürgermeisterBecker die absolute Stimmenmehrheit erhalten hat, so wurde er

als zum Stellvertreter des Vorsitzendendes Provinzial-Ausschussesgewählt dem Landtage bekannt
gemacht. Er erklärte, da er in der Versammlunganwesend war, ans Befragen des Vorfitzendcn,
daß er die Wahl annehme.

Die über die Wahl geführte Gegenliste ist von dem Wahlvorstaude uuterschrieben,diesen'
Protokolle als Anlage beigefügt worden, zu welchemauch die Stimmzettel genommen sind.

Gegenwärtige Verhandlung ist vorgelesen,von dem ,Vorsitzenden, den Beisitzernuud den:
Protokollführer genehmigt und vollzogen.

V, w. o.

Der Vorsitzende:
Wilhelm Fürst zu Wied.

Die Keischer: Der Protokollführerund Beischer:
von Hagen. Graf von Neffelrode. Tenge. Vroich.
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Anlage O.

Düsseldorf, den 5. Juni 1888,

Referat
des Provinzial-Verwnltungsraths,

betreffend

das Regulativ für die Pensionskasse der Landbürgermeistereienund
Landgemeinden der Rheinprot'inz.

Nach §, 2? der Kreisordnung für die Rheinvrouinz vom 30. Mai 1887 sollen die
landbürgermeistereien und Landgemeinden der Nheinprovinz zu einem Kassenverbande vereinigt
werden,welchem es obliegt, den in Ruhestand«ersetzten besoldeten Beamten der Landbürgermeistereien
und Landgemeinden die ihnen zustehendenPensionen zu zahlen. Die Pensionskasse soll durch
Organe des Provinzial-Verbandes unter Aufsicht des Provinzial-Ausschussesverwaltet werden.
Im Uebrigen sollen die Verhältnisse der Kasse durch ein nach Anhörung des Prouinzial-Landtags
von dem Herrn Minister des Innern zu erlassendesRegulativ geordnet werden. Letzteres ist vom
Herrn Minister des Innern dem Provinzial-Verwaltungsrathe zur vorläufigen Prüfung und
Vorlage an den nächsten Rheinifchen Prouiuzial - Landtag im Entwnrfe mitgetheilt worden.
Nachdem der Provinzial-Venvaltungsrath den Entwurf einer Prüfung unterzogen und einige
Abänderungen, welche für eine geordnete Verwaltung der Pensionskasse unentbehrlich sind, an
demselbenfür wünschenswert!)befunden hat, erlaubt sich der Prouinzial-Verwaltungsrath anliegend
den gedachten Entwurf nebst den vorgeschlagenen Abänderungenbezw. Zusätzen dem hohen Provinzial-
Lcmdtage mit dein Antrage zu unterbreiten:

„Hoher Provinzial-Landtag wolle die Annahme des Regulativs für die Pensionskasse
der Landbürgermeistereiennnd Landgemeinden der Rheinprovinz in der abgeänderten
Fassung dem Herrn Minister des Innern empfehlen."

Der Promnzial'Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landwgs-Marschall.



112

Entwurf
des

Herrn Ministers des Innern
zum

Regulativ
für die

Pensionskasseder Landbürgermeistereiennnd
Landgemeindender Nheinprovinz.

Auf Grund des 8-2? Abs. 4 der Kreis¬
ordnung für die Nheinprovinzvom 30. Mai 188?
(G.-S. S, 209) wird für die Pensionskasseder
zu einem Kassenvcrbandevereinigten Landbürger-
meistcrcien und Landgemeinden dieser Provinz
nach Anhörung des Provinzial-Landtages das
nachstehende Regulativ erlassen:

8, i.
Die Kasse hat ihren Sitz iu Düsseldorf und

wird unter Aufsicht des Pruvinzial-Ausschusses
vom Landes-Direttor mit Hülfe von Provinzial-
Beamten verwaltet.

s- 2.
Soweit der Bedarf der Kasse nicht aus den

ihr etwa gemäß §. 2? Abs. 5 der Kreisordnung
von der Provinzial-Vertretung überwieseucnZu¬
schüssen gedeckt wird, kommt derselbe auf die
Landbürgermeistcrcien und Landgemeinden nach
Verhältniß des pcnsionsberechtigtenDiensteinkom-
mens der von ihnen besoldeten Beamten zur Ver¬
keilung. DiejenigenLandbürgermeistereien,welche
im Ehrennmte verwaltet werden, haben hierzu
nach Maßgabe eines von dem Kassenvorstande
festzusetzenden fingirteu Diensteiukommeusbeizu¬
tragen. Bei dieser Festsetzung ist von demjenigen
Betrage auszugehen, welchen die Landbürger¬
meistereiennach ihren; Umfange, ihrer Scelenzahl
und ihrer Leistungsfähigkeit in Vergleich zu anderen,
insbesonderebenachbartenBürgermeistereienihrer

Abänderungsvorschlägedes Provinzial-
Veruillltungsraths.

Der Bedarf der Kasse kommt auf die Land¬
bürgermeistereien nnd Landgemeinden nach Ver¬
hältniß u. f. w.
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Art einem besoldete!! Bürgermeister au Dienstcin-
kommenvermuthlich würden zu zahlen haben, Gegen
dm Festsetznngsbeschluß findet innerhalb 2 Wochen
die Beschwerde an den Bezirksausschuß statt.

Auch wenn eine Stelle vorübergehend nicht
besetzt ist, muß dennoch der Stellenbeitrag ent¬
richtet werden.

Die Beiträge der einzelnen Landbürger¬
meistereien und Landgemeinden werden alljährlich
auf Grund von den Landräthen aufzustellender
Nachweisnnaen der in: ersten Monat des betref¬
fenden Etatsjahres maßgebenden Diensteinkoinmens-
beträge vom Lcmdes-Direktor festgestellt.

§. 3.

Der gemäß §, 2 zur Vertheiln»«, kommende
Gesammtbedarf der Kasse, der Gesammtbetrag des
gezahlten und gemäß §. 2 festgesetzten fingirten
Diensteinkommens und der hiernach zu berech¬
nende, von den Landbürgermeistercien und Land¬
gemeinden als Beitrag zu entrichtende Prozentsatz
des letzteren, werden halbjährlich vom Lcmdes-
Direktor durch die Amtsblätter der Provinz be¬
kannt gemacht.

8- 4.

Soweit das pensionsfähige Dienstcinkommen
Emolumente enthält, welche ihrer Natur nach
steigend und fallend sind (ß. 10 zu Nr. 2 des
Gesetzes vom 27. März 1872 — G.-S. S. 268 —
und Gesetz von, 30. April 1884 — G.-S. S. 126)
lst ein Drittheil ihres Iahresbetrages als zum
Ersatz baarer Auslagen bestimmt außer Berechnung
zu lassen.

Die übrigen zwei Dritthcile werden, unbe¬
schadet der näheren Ermittelung des pensions¬
berechtigten Diensteinkommens bei Eintritt des
Falles der Pensionsregulirung, mit einem Paufchal-
satz iu Rechnung gestellt, welcher von 3 zu 3
Iahreu einer Revision unterworfen werden kann.

8. 3.

Der gemäß ß. 2 zur Verthcilung kommende
Gefammtbedarf der Kasse, der Gefammtbetrag des
gezahlten und gemäß §. 2 festgesetzten fingirten
Diensteinkommens und der hiernach zu berechnende,
von den Lllndbürgcrmeistereien und Landgemeinden
als Veitrag zu entrichtende Prozentsatz des letzteren,
werden jährlich vom Landes-Direttor durch die
Amtsblätter der Provinz bekannt gemacht.

(Zusatz zu §. 4.)
Im Falle der pensionsberechtigte Beamte

eine freie Dienstwohnung inne hat, ist der orts¬
übliche Miethprcis derselben bei der Pensions¬
regulirung sowohl, als auch bei Berechnung der
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ß. 5.
Von der Seitens des Landes-Direktors fest¬

gestellten Beitragssumme ist den einzelnen Land-
bnrgcrmeistereienund LandgemeindenMittheilung
zu mache». Beschwerden über die Feststellung
sind binnen zwei Wochen bei dem Landes-Direktor
anzubringen lind von diesem dem Prouinzial-
Ausschusse zur Entscheidungvorzulegen.

Durch diese Entscheidung wird dem ordnungs¬
mäßigen Austrage von Streitigkeiten über Pen-
sionscmsprüche in keinem Falle vorgegriffen.

Beiträge (tz. 2) in Ansatz zu bringen, falls die
freie Dienstwohnung einen Theil des pensions¬
berechtigten Diensteinkommensbildet, und der bei
der Pensionirung zu berechnende Miethwerth der
Dienstwohnung nicht schon bei der Anstellung dos
betreffenden Beamten normirt worden ist. Person¬
liche Zulagen und Wohnungsgeldzuschüsse kommen
bei der Pensionsregulirung und bei der im §. 2
vorgeschriebenenAufstellung der Nachweisungen
über das Diensteinkommennur dann in Betracht,
wenn denselben Pensionsberechtigung verliehen
worden ist.

s. 6.
Die Beiträge der Landbürgermeistereicnund

Landgemeinden sind halbjährlich portofrei von
den Bürgermeisterei- bezw. Gemeindekassen an die
Pensionskasseabzuführen.

8- ?.
Die Kasse leistet die Zahlung der Pensionen

an die berechtigtenEmpfänger auf Grund einer
von der Gemeindebehorde aufzustelleuden, vom
Landrathe zu prüfenden, auch hinsichtlich der Nich¬
tigkeit zu bescheinigendenund von dem Landes-
Direktor festzusetzenden Pensionsnachwcisung.

3- ?.
Die Kasse leistet die Zahlung der gesetzlich

zustehenden Pensionen «.

Wird bei der Regulirung eines Pensions¬
falles oder aus sonstigem Anlaß ermittelt, daß
das der Veitragsberechnung zu Grunde gelegte
pcnsionsberechtigteDiensteinkommenzu hoch oder
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zu niedrig bemessengewesen ist, so steht der be¬
treffenden Gemeinde- bezw. der Pensionskasseder
Anspruchauf Zurückzahlungder zu viel gezahlten
bezw. auf Nachzahlung der zu wenig gezahlten
Beiträge zu. Dasselbe findet in dem Falle statt,
wenn der Anspruch auf Pension nachträglicheinem
Beamten zuerkannt wird, dessen Diensteinkommen
bei der Vertheilung der Beiträge nicht in Rechnung
gezogen worden war.

Die in diesen Fällen erforderliche Aus¬
gleichung erfolgt durch Nachzahlung bezw. Er¬
mattung derjenigen Prozentfätze des pensions¬
berechtigtenDiensteinkommens,welche in den zur
Berechnung zu ziehenden Jahren auf die Land-
bürgcrmeistereien und Landgemeinden umgelegt
worden sind (§. 3).

Der Zeitraum, für welchen derartige Nach-
fordcrungen geltend gemachtwerden können, wird
auf die letzten fünf Jahre befchränkt.

8- 9.
Die Kasse übernimmt die Zahlung der

sämmtlichen zur Zeit des Inkrafttretens diefes
Regulativs zahlbaren Veamtenpensionen.

Die Kasse übernimmt ferner außer der
Zahlung der eigentlichen Pensionen auch die
Zahlung derjenigen Beträge, welche in den
Fällen des §. 16 zu Nr. 2 des Gesetzes, be¬
treffend die Dienstvergehen der nichtrichterlichen
Beamten, vom 21. Juli 1852, aus dem Amte
entfernten Beamten als Unterstützungverabreicht
weiden.

s. 9.
Die Kasse übernimmt die Zahlung der

sämmtlichen zur Zeit des Inkrafttretens dieses
Regulativs zahlbaren Veamtenpensionen, inso¬
weit solche den Empfangsberechtigten auf
Gruud gesetzlicher Bestimmungen zustehen.
Als pensionsberechtigte Gemeindebeamten
gelten zur Zeit die Landbürgermeister auf
Grund des Artikels 25 des Gesetzes
vom 15. Mai 1856 und die auf Lebens¬
zeit angestellten Gemeinde-Forstbeamtcn
(Gemeinde-Oberförster, Gemeinde fürst er,
Forstaufseher, Waldaufseher:c.) auf Grund
des Gefetzes vom 11. September 1865.

Die Kasse übernimmt u. s. w.

8- 10.
Die Kasse leistet die ihr nach §. 9 ob¬

liegenden Zahlungen vom 1. Oktober 1888 ab.
Für die Zeit vom 1. April bis 30. Sep¬

tember 1888 werden diese Zahlungen in bisheriger
Weise durch die betreffenden Landbürgermeistereien
und Landgemeindenvorschußweise bestritten. Die
von denselben seit 1. April 1888 verauslagten

15"
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Betrüge an Pensionen und Unterstützungen(§. 9)
werden aus der Pensionskasseerstattet.

Die Umlegung und Einziehung der zu diesem
Zweck erforderlichenBeiträge erfolgt nach Maß¬
gabe des §. 2 nachträglich. (Zusatz.)

Die nach dem 1. Oktober1888 zu leistenden
Pensionen werden in der Regel von der Stadt-
odcr Gemeindekasse des Wohnortes des Pensionärs
vorschußweise gezahlt und vierteljährlich unter
Einreichung der Quittungen gegen die Pensions-
kassc liquidirt d. h. bei letzterer die Erstattung
der gezahlten Pensionen beantragt. Eine Ver¬
gütung für die Auszahlung der Pensionen wird
den Stadt- und Gcmeindekassen nicht gewährt.

8. ii.
Die Pensionen werden am I. eines jeden

Monats und weun dieser Tag auf einen Sonn¬
oder Feiertag fällt, am darauffolgendenTage für
den laufenden Monat im Voraus gegen Quittung
gezahlt.

Die Quittung muh von der Ortspolizei¬
behörde des Wohnortes unter Veidrückuug des
Dienstsiegels dahin bescheinigt sein, daß der Be¬
zugsberechtigtedieselbe eigenhändig unterschrieben
hat und noch am Leben ist. Ist der Pensionär
unter Vormundschaft gestellt, so hat der vom
Vormundschaftsgerichte bestellte Vormund die
Quittung zu vollziehen und die Pension bei der
Kasse persönlichzu erheben. In der Lcgalisation
der Quittung ist von der Vormundschaft Er¬
wähnung zu thuu.

Hält der Pensionär sich außerhalb der Nhcin-
vrovinz auf, so muß die Mhebuug der Pension
bei einer in der Nheinvrovinzbelegenen Gemeinde¬
kasse von dein Pensionär entweder in eigener Person
oder durch einen Bevollmächtigtenbewirkt werden.
Die Gemeindekasse, bei welcher die Pension erhoben
werden soll, ist von dem Pensionär dem Landes-
Direktor rechtzeitig anzuzeigen, damit die Kasse wegen
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Auszahlung der Pension mit der nöthigen Weisung
versehen werden kann. Die Stadt- und Gemeinde¬
kassen haben derartigen Requisitionen des Landeö-
Direktors Folge zu leisten.

Auch kaun die Erhebung der Pension im
vorgedachten Falle bei der Peusionskasseim Wege
des Postauwcisuugs- Verfahrens erfolgen. Die
nach Vorschrift des §. 12 ausgestellte Quittung
ist aber vorher an die Pensionskasse portofrei
einzusenden, worauf die portopflichtige Uebcr-
scndung der Pension stattfindenwird. Von dieser
Erhebuugsart der Pension hat der Pensionär dem
Landcs-Direktor vorher Mittheilung zu machen.

Bei denjenigen Pensionären, welche sich im
Auslande d. i. außerhalb des deutschen Buudes-
gebietes aufhalten, muß die Quittung vom
deutschenGesandten oder einem deutscheu Eonfnl
legalinrt sein.

Von der Wiedemnstelluug oder diätarischcn
Vefchäftigung eines Pensionärs im Staats- oder
Eommunaldienstcist von derjenigenBehörde,welche
die Anstellung bezw. Beschäftigung verfügt hat,
unter Angabe des Dieusteinkommensder neuen
Stelle und Beginn derselbendem Landes-Direktor
Nachricht zu geben.

§. 15.

Die Höhe der in diesem Falle dem Pensionär
nach Vorschrift des H, 2? letztes alinea der Kreis¬
ordnung vom 30. Mai 1887 zn belassende Pension
wird vom Landes-Direktor bestimmt, gegen dessen
Festsetzung die Beschwerde an den Prouinzinl-
Ausschuh inuerhalb zweier Wochen nach Zustellung
der Entscheidung dein Pensionär freisteht, vor¬
behaltlichdes Rechtsweges.

8> Iti.
Von dem Ableben eines Pensionärs hat die

Behörde des Wohnortes, infofcrn derselbe im
preußischen Staate liegt, unter Beifügung eines vom
Standescunte kostenfrei auszufertigeudeu Todtcn-
fcheinesdem Landes-Direktor Anzeige zu erstatten.
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§.17.
Hinterläßt ein Pensionär eine Wittwe oder

eheliche Nachkommen,so wird die Pension noch
für den auf den Sterbemonat folgenden Monat
gezahlt.

Die Zahlung der Pension für deu Gnaden¬
monat kann auf Grund eines Beschlussesdes
Provinzial-Ausschussesauch dann stattfinden, wenn
der Verstorbene Eltern, Geschwister,Geschwister¬
kinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ge¬
wesen ist, in Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn
der Nachlaß nicht ausreicht, um die Kosten der
letzten Krankheit und der Beerdigung zu decken.
An wen die Zcchluug erfolgen soll, bestimmt in
diefem Falle der Provinzial-Äusschuß.

8- 18.
Nicht abgehobene Pensionen verjähren mit

dein Ablauf von vier Jahren.

§. 11-
Abänderungen dieses Negulativs werden

nach Anhoruug des Provinzial - Landtages von
dem Minister des Innern angeordnet.

8. 19.
Abänderungen dieses Negulativs u. s. w.

Anlage?.

Anträge
der

Commission zur Vorberathung des Regulativs betr. die Pensionskasse der Land-
bürgermeistereienund Landgemeinden der Rheinprovinz.

1. Hoher Landtag wolle beschließen:
„dem Herrn Minister des Innern anzuempfehlen, das Regulativ für die

Pensionskasseder Landbürgermeistereienund Landgemeinden der Nheinprovinz in der
Fassung des von dem Herrn Oberpräsidenten mitgetheiltenEntwurfes mit den in der
Anlage enthaltenen Zusätzen erlassenzu wollen."
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2. Hoher Landtag wolle ferner beschließen:
„über die Petition des Nentmeisters Daub zu Andernach von: 4. Mai cr.

zur Tagesordnung überzugehen, weil die darin erbetene Regulirung der Pensions¬
verhältnisse der Gemeinde-Empfänger außerhalb der Zuständigkeit des Provinzial-
Landtages liegt."

3. „Hoher Landtag wolle in Anerkennung des Bedürfnisses einer Fürsorge für die Hinter¬
bliebenen der Gemeindebeamtender Rheinprovinz die Petition des Landbürgermeisters
Philipvi und Genoffen dem Prouinzial-Ausfchuffezur Prüfung und Erstattung von
Vorschlägen an den nächsten Provinzial-Landtag überweisen; in gleicher Weise auch
den Provinzial-Ausfchuß mit Vorprüfung der in der bezogenenPetition angeregten
Frage der Verbesserungder Pensionssätzeder Landbürgermeisterbeauftragen."

Die Commission:
Necker, Vorsitzender. Freiherr von Aur. Graf Beifsel von Gnmnich. Oich. Hupertz.

Meldeck. Dr. Muth. I>. von Voß. Graf von Brühl, Schriftführer.

Entwurf
des

Herrn Ministers des Innern
zum

Regulativ
f«, di. Abänderungsvorschlägeder Commission.

Pensionskasseder Landbürgermeistereienund ______̂
Landgemeinden der Rheinprovinz.

Auf Grund des §. 2? Abf. 4 der Kreis-
urdnung für die Nheinprovinz vom 30. Mai 1887
(G.-S. S. 209) wird für die Pensionskasseder
3« einem Kassenverbandevereinigten Landbürger¬
meistereien und Landgemeinden dieser Provinz
nach Anhörung des Provinzial-Landtages das
NachstehendeRegulativ erlassen:

8- 1.
Die Kasse hat ihren Sitz in Düsseldorfund

wird unter Aufsichtdes Prouinzialausschussesvom
^andes-Direktor mit Hülfe von Provinzialbcamten
verwaltet.
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s- 2.

Soweit der Bedarf der Kasse nicht aus den
ihr etwa gemäß §. 2? Abs. 5 der Kreisordnung
von der Prouinzialvertretung überwiesenen Zu¬
schüssen gedeckt wird, kommt derselbe auf die
Landbürgcrmeistcreien und Landgemeinden nach
Verhältniß des pensionsberechtigten Diensteinkom-
mcns der von ihnen besoldeten Beamten zur Ver-
thcilung. Diejenigen Landbürgermeistereien, welche
im Ehrcnamte verwaltet werden, haben hierzu
nach Maßgabe eines von dein Kassenuorstande
festzusetzenden fingirten Diensteinkommens beizu¬
tragen. Bei dieser Festsetzung ist von demjenigen
Betrage auszugehen, welchen die Lcmdbürger-
meistereien nach ihrem Umfange, ihrer Seelenzahl
uud,ihrer LcistnngLfähigkeit in Vergleich zu anderen,
insbesondere benachbarten Bürgermeistereien ihrer
Art einem besoldeten Bürgermeister an Dienstein¬
kommen vermuthlich würden zu zahlen haben, Gegen
den Festsetzungsbeschluh findet innerhalb 2 Wochen
die Beschwerde an den Bezirksausschuß statt.

Auch wenn eine Stelle vorübergehend nicht
besetzt ist, muß dennoch der Stellcubeitrag ent¬
richtet werden.

Die Beiträge der einzelnen Landbürger-
meistereien und Landgemeinden werden alljährlich
auf Grund von den Landräthcn aufzustellender
Nachweifungen der im ersten Monat des betref¬
fenden Etatjahres maßgebenden Dicnsteinkommens-
bcträge vom Landes-Direktor festgestellt.

Der Bedarf der Kasse kommt auf die Land-
burgermeistereien und Landgemeinden nach Ver¬
hältniß u. f. w.

s- 3.
Der gemäß ß. 2 zur Vertheilung kommende

Gesammtbedarf der Kasse, der Gcsammtbetrag des
gezahlten und gemäß H. 2 festgefetzten fingirten
Diensteinkommcns und der hiernach zu berech¬
nende, von den Landbürgermcistercien und Land¬
gemeinden als Veitrag zu entrichtende Prozentsatz
des letzteren, werden halbjährlich vom Landes-
Direktor durch die Amtsblätter der Provinz be¬
kannt gemacht.

s> 4.
Soweit das pensionsfähige Diensteinkommen

Emolumente enthält, welche ihrer Natur nach

§, 3.
Der gemäß ß, 2 zur Vertheilung kommende

Gesammtbedarf der Kasfe, der Gefammtbetrag des
gezahlte» und gemäß 8- 2 festgesetzten fingirten
Diensteinkommcns uud der hiernach zu berechnende,
von den Landbürgermeistereien und Landgemeinden
als Beitrag zu entrichtende Prozentsatz des letzteren,
werden jährlich vom Landes-Direktor durch die
Amtsblätter der Provinz bekannt gemacht.
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steinend und fallend sind (ß. IN zu Nr, 2 des
Gesetzes vom 27. März 1872 — G^-2. S. 268 —
und Gesetz vom 30. April 1884 — G.-S. S. 126)
ist ein Dritthcil ihres Iahresbetrages als zum
Ersatz baarcr Auslagen bestimmt außer Berechnung
zu lassen.

Die übrigen zwei Drittheile werden, unbe¬
schadet der näheren Ermittelung des pensions¬
berechtigten Diensteinkommens bei Eintritt des
Falles der Pensionsregulirung, mit einem Pauschal¬
sah in Rechnung gestellt, welcher von 3 zu 3
Jahren einer Revision unterworfen werden kann. (Zusatz zu §. 4.)

Im Falle der pensionsberechtigteBeamte
eine freie Dienstwohnung inne hat, ist der orts¬
übliche Miethprcis derselben auch bei Berechnung
der Beiträge (Z. 2) in Ansatz zu bringen, falls
die freie Dienstwohnung einen Theil des pensions¬
berechtigten Dienstcinkommensbildet, und der bei
der Pensionirung zu berechnende Miethwerth der
Dienstwohnung nicht schon bei der Anstellung des
betreffendenBeamten normirt worden ist.

8- 5.
Von der Seitens des Landes-Direktors fest¬

gestellten Beitragssumme ist den einzelnenLand-
bürgcrmcistereienund LandgemeindenMittheilung
A machen. Beschwerden über die Feststellung
sind binnen zwei Wochenbei dem Landes-Direktor
anzubringen und von diesem dem Provinzial-
"ULschussezur Entscheidunguorzulegcu.

Durch diefe Entfcheidung wird dem ordnungs¬
mäßigen Austrage von Streitigkeiten über Pen-
swnsansprüchein keinem Falle vorgegriffen.

8- 6.
Die Beiträge der Landbürgermeistereienund

Landgemeinden sind halbjährlich portofrei von
"en Bürgermeisterei-bezw. Gemeindckasscn an die
Pensionskasse abzuführen.

8. 7.
Die Kasse leistet die Zahlung der Pensionen

an die berechtigtenEmpfänger auf Grund einer
^°n der Gemeindebehörde aufzustellenden, vom

8- ?.

Die Kasse leistet die Zahlung der gesetzlich
zusteheuden Pensionen :c.

16
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^andrathe zu prüfenden, auch hinsichtlich der Nich¬
tigkeit zu bescheinigendenund von dein Landes-
Direktor festzusetzenden Pensionsnachweisung.

Wird bei der Ncgulirung eines Pensions¬
falles oder aus sonstigen: Anlaß ermittelt, daß
das der Aeitragsberechnung zu Grunde gelegte
pcnsionsberechtigteDicnsteintommcn zu hoch oder
zu niedrig bemessen gewesen ist, so steht der
betreffenden Gemeinde- bezw. der Pensionskasse
der Anspruch auf Zurückzahlung der zu viel
gezahlten bezw. auf Nachzahlung der zu wenig
gezahlten Beiträge zu. Dasselbe findet in dem
Falle statt, wenn der Anspruchauf Pension nach¬
träglich einem Veamten zuerkannt wird, dessen
Diensteinkommenbei der Verkeilung der Beiträge
nicht in Rechnung gezogen worden war.

Die iu diesen Fällen erforderliche Aus¬
gleichung erfolgt durch Nachzahluug bezw. Er¬
stattung derjenigen Prozentsätze des pensions¬
berechtigtenDiensteiukommens,welche in den zur
Berechnung zu ziehendenJahren auf die Land¬
bürgermeistereien und Landgemeinden umgelegt
worden sind (§. 3).

Der Zeitraum, für welchen derartige Nach¬
forderungen geltend gemacht werden können, wird
auf die letzten fünf Jahre befchräntt.

§. 9.
Die Kasse übernimmt die Zahlung der

sämmtlichen zur Zeit des Inkrafttretens diefes
Regulativs zahlbaren Veamtcnpensionen.

Die Kasse übernimmt ferner außer der
Zahluug der eigentlichen Pensionen auch die
Zahlung derjenigen Beträge, welche in den
Fällen des 8- 16 zu Nr. 2 des Gesetzes, be¬
treffend die Dienstvergehen der nichtrichterlichcn
Veamten, vom 21. Juli 1852, aus dem Amte
entfernten Beamten als Unterstützung verabreicht
werden.

8- 9.
Die Kasse übernimmt die Zahlung der

sämmtlichen zur Zeit des Inkrafttretens dieses
Regulativs zahlbaren Veamtcnpensionen, inso¬
weit solche den Empfangsberechtigten auf
Grund gesetzlicher Nestimmungen zusteheu.
Als penfionsberechtigte Gemeindebeamten
gelten zur Zeit die Landbürgermeister auf
Grund des Artikels 25 des Gesetzes vom
15. Mai 1856 und die auf Lebenszeit an¬
gestellten Gemeinde-Forstbeamten (Ge¬
meinde-Oberförster, Gemeindeförster,
Forstaufseher, Waldauffeher:c.) auf Grund
des Gefetzes vom 11. September 1865.

Die Kasse übernimmt u. s. w.
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8- in.
Die Kasse leistet die ihr nach §. 9 obliegenden

Zahlungen von, 1. Oktober 1888 ab.
Für die Zeit vom 1. April bis 30. Sep¬

tember 1888 werden diese Zahlungen in bisheriger
Weise durch die betreffenden Landbürgermeistereien
und Landgemeindenuorschußweise bestritten. Die
von denselben seit 1. April 1888 verauslagten
Beträge an Pensionen und Unterstützungen(8> 9)
werden aus der Pensionskasseerstattet,

Die Umlegung und Einziehung der zu diesem
Zweck erforderlichen Beitrage erfolgt nach Maß¬
gabe des §. 2 nachträglich.

8. 11-
Abänderungen dieses Regulativs werden nach

Anhörung des Provinzial-Landtags von dem
Minister des Innern angeordnet.

(Zusatz zu 8. 10.)
Die .Kasse ist auch nach dem 1. Oktober be¬

fugt, die zum Pensionsverbande der Landbürger-
mcistcreienund Landgemeinden der Nheinprovinz
gehörigen Gemeindekassenmit der vorschußwciscn
Auszahlung der weiter fällig werdendenPensioneil
zu beauftragen.

8. 11.
Die Vorschußweise gezahltenBeträge werden

vierteljährlich unter Einreichnng der Quittungen
gegen die Pensionskassezur Erstattung liquidirt.

Die Quittung muh von der Ortspolizei¬
behörde des Wohnortes unter Vcidrückung des
Dienstsiegels dahin bescheinigtsein, daß der Be¬
zugsberechtigtedieselbe eigenhändig unterschrieben
hat und noch am Leben ist, auch durch ander¬
weitige Anstellung im Staats- oder Communal-
dienste ein Einkommen oder eine Pension nicht
erworben hat.

§. 12.
Abänderungen dieses Regulativs u. s. w.

16*
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Anlage H.

Zweites Statut für den Provinzmluerbandder Nheinprouinz.

8- 1.
Dem Lcmdes-Direktorwerden zur Mitwirkung bei Erledigung der Geschäfte der gesummten

kommunalenProvinzial-Verwaltung, mit Ausschluß der Proviuzial-Feuer-Societät und der Landes-
lmnk der Nheinprouinz, obere Verwaltungs- und obere bautechnischeBeamte mit berathender
Stimme zugeordnet.

Die Zahl dieser Beamten wird auf Vorschlag des Provinzial-Ausschusses von dein
Provinzial-Laudtage nach Bedürfniß festgesetzt.

(§. 93 P.-O.)

§. 2.
Die Verwaltung der Prouinzial-Feuer-Soeietät und der Landesbank der Nheinprouinz

erfolgt in Gemäßheit des für diefe Anstalten geltenden Reglements beziehentlich Statuts.
Die leitenden Beamten (Direktoren) dieser Vernmltuugszweigewerden ebenfalls von dem

Provinzial-Laudtage gewählt.
(3, 41 P.-O.)

Der Provinzial-Ausschuß ist befugt, Grundstücke und Immobilarrechte zu veräußern,
insofern der Werth derselben im einzelneu Falle den Betrag von 10 000 M, nicht übersteigt.

(§. 38 P.-O.)

8- 4.
Zur Vereiufachuugder Geschäfteder Provinzial-Verwaltung wird bestimmt,daß Urkunden

lind Vollmachten, welche das Landarmenwefen, die Zwangserziehung verwahrloster Binder, die
Angelegenheitender Provinzinlanstalten, beziehentlich die Fürsorge für Geisteskranke, Taubstumme,
Blinde, Epileptischelc., desgleichen ferner die Abwehr uud Unterdrückungvon Vichseucheu (Reichs-
gesetz vom 23. Juni 1880 uud Preußisches Ausführungsgesetz von: 12. März 1881), die
Angelegenheitender niederen landwirthschaftlicheuSchulen, des Rittergutes Desdorf, der Landes-
melioration und sonstiger landwirthschaftlicherZwecke, ferner die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft sowie die Provinzial-Museen, den Chaussee-und Wegebau oder endlich die Geschäfte der
Eentral-Venualtungsbehörde betreffen, lediglich von den: Landes-Direktor oder dessen Stellvertreter
zu vollziehensind.

<H. 91 Abs. 2 P.-O,)
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Anlage li.

Anlage zu dem Protokolle über die Sitzung des RheinischenProvinzicü-Landtages
vom 25. Juni 1888.

Verhandelt Düsseldorf, den 25. Juni 1888.

Nachdem der Vorsitzende des Landtages die Mittheilung gemacht, daß der für das
Mitglied des Provinzial-Ausschusses,Landrath z. D, Ianßen, gewählte Stellvertreter, der Bei¬
geordnete Bürgermeister Sommer aus Aachen, die Annahme der Wahl abgelehnt habe, beschloß
der Landtag auf Vorschlag des Vorsitzenden ohne Widerspruch, die Neuwahl auf die Tages¬
ordnung zu setzen und in der heutigen Sitzung zur Wahl zu schreiten.

Zunächst erfolgte nach Ankündigung der Wahl die Bilduug des Wahlvorstandes.
Die Verfammlung wählte zu Beisitzern 1. Laudrath von Hagen, 2. Amtsrichter V roich.

Letzterer fungirte auf Anordnung des Vorsitzendenzugleich als Protokollführer.
Hierauf wurde zur Wahl geschritten. Der Abgeordnete Landrath z. D. Ianßen

beantragte zu seinem Stellvertreter im Provinzial-Ausschusse zu wählen den Commerzienrnth
Robert Kessclkaul aus Aachen und dessen Wahl durch Akklamationzu vollziehen.

Der Vorsitzende stellte fest, daß diesem Antrage ein Widerspruch nicht entgegengesetzt
wurde, und verordnete, daß diejenigen sich erheben sollten, welche der Akklamatiouswahldes p.
Kesselkaul zustimmten.

Nachdem die ganze Versammlung sich erhoben hatte, wurde der CommerzienrnthNobert
Kesselkaul aus Aacheu als gewählter Stellvertreter für das Mitglied des Provinzial-Ausschusses
Landrath z. D. Ianßen dem Hause bekannt gemacht. Hiernach Schluß des Wahlaktes.

Der Uorschrnde:
Wilhelm Fürst zu Wieb.

Der I. Scischer: Der II. Mischer mW Protokollführer:
von Hagen. Broich. -

Anlage 8.

Geschäftsordnung für dm Proliinzial-Ausschuß der Nheinprouinz.

8-1. I. Berufung des Pro
Der Provinzial-Ausschuß versammelt sich so oft es die Geschäfteerfordern und zwar in "'nzml-Ausschusses.

der Regel im Ständehaufe zu Düsseldorf. Die Berufung zu den Verfammlungen erfolgt durch
den Vorsitzenden, bei seiner Verhinderung durch den Stellvertreter des Vorsitzenden, bei gleich¬
zeitiger Verhinderung Beider durch das dem Lebensalter nach älteste Mitglied des Provinzial-
Ausschusses (§. 52 der Pr,-Ordn,).
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§- 2.
Die Mitglieder des Provinzial-Ausschusses sind zu deu Sitzungen so zeitig durch

eingeschriebene Briefe zu berufen, daß die Einladungsschreiben der Regel nach mindestens eine
Woche, in eiligen Fällen mindestens 24 Stunden vor dem ersten Sitzuugstage iu ihre» Händen
sein können.

§. 3.
Einberufene Mitglieder des Provinzial-Ausschusses,welche der Einladung nicht folgen

tonnen, haben diefes ohne Zeitverlust dem Landes-Direktor anzuzeigen,welcherdie Einladung der
Stellvertreter der verhinderten Mitglieder im Namen des Vorsitzendendes Prouiuzial-Ausschusses
eveut. auf telegraphischemWege zu bewirkenhat.

Die Anberaumung einer Sitzung ist gleichzeitigmit der Berufung der Mitglieder dem
Oberpräsidenten der Provinz uud dein Vorsitzenden des Provinzial-Landtags unter Beifügung der
Tagesordnung (oir. ß. 5) mitzutheilen. Die dem Landes-Direktor zugeordneten oberen Beamten
werden durch RundschreibenSeitens des Landes-Direktors eingeladen. In gleicherWeise erfolgt
die Einladung des Direktors der Prouinzial-Feuer-Societät sowie des Direktors der Landesbank

.der Nheinvrouinz zu den Verhandlungen des Provinzial-Ausschusses über Angelegenheiten der
Prouinzial-Feuer-Societät bezw. der Landcsbank.

N. Tagesordnung, §. 5.
Zugleich mit den Einladungsschreiben ist ein von dem Vorsitzendenfestzustellendes Ver¬

zeichnis; der zu verhandelnden Gegenstände den Mitgliedern des Ausschusses mitzutheilen. Dieses
Verzeichnis; kann durch eine Nachtrags-Tagesordnung ergänzt werden; die letztere muß aber jedem
Mitgliede spätestens beim Beginn der Sitzung zugestellt werden.

s- 6.
Ueber Gegenstände, welche nicht auf der Tagesordnung gestanden haben, kann in der

anstehendenSitzung nur dann berathen und beschlossenwerden, wenn nicht drei Mitglieder des
Provinzial-Ausschusseswiderspreche».

III, Berathung'und §. 7.
Beschlußfassung Der Vorsitzendeeröffnet und schließtdie Sitzungen.
des Provinzial-

Ausschusses. ß. ß.
Für die Berathung und Beschlußfassungdes Provinzial-Ausschussessiud die Bestimmungen

der 8Z. 53 bis 56 incl. der Provinzial-Ordnung maßgebend.

§. 9.
Im Falle gleichzeitiger Verhinderung des vom Provinzial-Landtage erwählten Vorsitzenden

und seines Stellvertreters haben die anwesenden Mitglieder des Provinzial-Ausschussesmit absoluter
Stimmenmehrheit einen Vorsitzenden für die betreffenden Sitzungen zu wählen. Die Leituug
diefer Wahl steht dem an Lebensjahren ältesten Mitgliede des Provinzial-Ausschusseszu.

8- 10.

Die Berichterstattung über die zur Berathung stehendenGegenstände liegt dem Landes-
Direktor beziehentlichden von letzterem zu bezeichnendenoberen Beamten ob, insofern nicht der
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Vorsitzende einen Berichterstatter aus den Mitgliedern des Provinzial-Ausschussesernennt. In
letzterem Falle sind dein ernannten Referenten alle bezüglichenAkten zur Verfügung zu stellen,
sowie alle verlangten Auskünfte von dem Landes-Direktor beziehentlichden von diesem beauf¬
tragten oberen Beamten zu ertheile». Für die Vertretung der Vorlagen des Provinzial-Ausschusses
bei dem Provinzial-Landtage wird der Berichterstatter von dem Prouinzial-Ausschusseauf Vorschlag
des Vorsitzendengewählt.

§. 1l.
Der Vorsitzendeertheilt bei der Berathung das Wort nach der Reihenfolge der Meldungen.

Außer dieser Reihenfolge darf das Wort nur zur thatsächlichenBerichtigung oder zur Geschäfts¬
ordnung ertheilt werden. Der Oberpräsident bezw. der zu seiner Vertretung abgeordnete Staats¬
beamte sowie der Vorsitzendedes Prouinzial-Landtags ist auf Verlangen jederzeit zu hören. Auf
Antrag aus seiner Mitte kann der Provinzial-Ausschuß durch Stimmenmehrheit den Schluß der
Berathung auch vor Erschöpfung der Rednerliste herbeiführen. Den Berichterstattern steht das
Wort bei Beginn und nach dem Schlüsse der Berathung zu,

§. 12.
Die von dem Prouinzial-Ausfchufse zu vollziehendenWahlen erfolgen, wenn dies auch

nur von einem Mitgliede desselben verlangt wird, durch Stimmzettel. Ungültig sind Stimm¬
zettel, welche keinen oder keinen lesbaren Rainen enthalten, aus welchem die Person des Gewählten
nicht unzweifelhaft zu erkennenist, oder auf welchen mehr Rainen als zu wählendePersonen oder
der Name einer nicht wählbaren Person verzeichnet ist, oder welche einen Protest oder Vorbehalt
enthalten. Als gewählt sind diejenigen zu betrachten, welche mehr als die Hälfte der abgegebenen
gültigen Stimmen erhalten haben. Vrgiebt sich keine absoluteStimmenmehrheit, so wird zu einer
engeren Wahl geschritten. Dabei wird die doppelte Zahl der zu Wählenden aus denjenigen
Personen entnommen, welche zuvor die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit
entscheidet das vom Vorsitzendenzu ziehendeLoos darüber, wer in die engere Wahl zu bringen
bezw. wer als gewählt zu betrachten ist.

8- 13. IV. Geschäftskreis
Der versammelte Provinzial-Ausschuß controlirt die gesammte Prouinzial-Verwaltung ^ Promnzml-

und ist berechtigt, darauf bezügliche Beschlüsse zu fassen, sich von der Ausführung seiner Beschlüsse Ausschusses.
Ueberzeugung zu verschaffenund zu diesen, Zwecke die Akten einzusehen und Lommissare aus
seiner Mitte zu ernennen. Der Landes-Direktor ist verpflichtet, dein versammeltenAusschüsse jede
verlangte Auskunft über Angelegenheitender Prouinzial-Verwaltung entweder perfünlichzu ertheilen
oder durch die von ihm zu bezeichnenden oberen Beamten ertheilen zu lassen, sowie alle verlangten
Aktenstücke vorzulegen. Die Vorsitzenden des Prouinzial-Landtags und Prouinzial-Ausschusses
Und berechtigt, zu jeder Zeit Auskunft über fämmtlicheAngelegenheiten der Prouinzial-Verwaltung
zu verlangen und zu diesem Zwecke auch Provinzial-Anstalten zu besuchen.

8- 14.

Der Beschlußfassungdes Provinzial-Ausschussesunterliegen, außer den durch Spezialgesetze,
Verordnungen, ferner die Gefchäftsanweisungfür den Landes-Direktoroder für einzelne Verwaltuugs-
Weige oder Provinzial-Anstalten erlassene Reglements oder besondereBeschlüssedes Provinzial-
^andtages dem Ausschusse überwieseneuGeschäftenfolgende Gegenstände:
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n) Ernennung der Provinzial-Beamten mit Ausnahme derjenigen, deren Wahl dem
Provinzial-Landtage zusteht, oder deren Anstellung auf jederzeitigen Widerruf bezw.
Kündigung dem Landcs-Direktor bezw. den leitenden Direktoren einzelner Verwaltungs¬
zweige oder Anstalten reglementsmäßig überlassen ist;

I)) die Bewilligung von Remunerationen an Provinzial-Beamte, sowie die Vrtheiluug
der (Genehmigung an Letztere zur Uebernahme von dauernden Nebenbeschäftigungen
gegen Vergütung;

0) die Kündigung der unter diesem Vorbehalte von dem Provinzial-Ausfchufseernannten
Beamten;

ä) die Pensionirung aller Provinzial-Beamten mit Ausschluß der von dein Provinzial-
Landtage gewählten Beamten, nach den von dein Provinzial-Landtage erlassenen
Reglements;

e) der An- und Verkauf und Umtausch von Grundstücken,die Annahme von Geschenken
und Legaten, die Ausleihung und Kündigung von Kapitalien, soweit nicht durch
bestehende oder noch zu erlassendeReglements für die Spezialuerwaltung zum Voraus
Festsetzungen getroffen worden, Lessiuncn, Pfandentsagungen, die Anstellung von
Prozessen und der Abschlußvon Vergleichen, Sofern bei den vier letzten Kategorien
der Gegenstand des Interesses des Provinzial-Perbandes 3000 M. und bei Erwerbung
und Veräußerung von Grundstücken der Preis 300 M. nicht übersteigt, kann der
Landcs-Direktor selbstständigentscheiden. Wenn der Preis der zu taufenden oder zu
veräußernden Grundstückeim einzelnen Falle den Betrag von 10 000 M. übersteigt,
muh die vorherige Genehmigung des Prouinzial-Landtages eingeholt werden;

1) die Bewilligung von Beihülfen an unvermögende Ortsarmcn-Verbände;
A) die Verfügung über alle Credite, welche in den vom Provinzial-Landtage festzusetzenden

Etats der besonderen Beschlußfassungdes Provinzial-Ausschusses vorbehalten sind;
1i) die Genehmigung aller Etatsübcrschreitungcn;
i) die Vorprüfung der Nechnungsrevision;

1c) die Bestimmung darüber, von welchen Beamten uud in welcher Höhe und Art
.Kautionenzu leisten sind;

1) alle dem Provinzial-Landtag zu machendenVorlagen einschließlich der Verwaltungs¬
berichteund endlich

in) alle Angelegenheiten, welche dem Prouinzial-Ausschussezur Abgabe eines Gutachtens
von den Ministern oder dem Oberpräsidentcnüberwiesenwerden (§. 61 der Prov,-Ordn.).

V. Prototolle der
Sitzungen

des Provinzial-
Äusschusses.

ß. 15.
In jeder Nusschuhsitzungwird unter Aufsicht des von dem Prouiuzial-Ausschusseaus

seiuer Mitte zu erwählenden Schriftführers oder dessen Stellvertreters durch einen vom Landcs-
Direktor zu beauftragendenBeamten ein Protokoll geführt, welches fämmtlicheBeschlüsse enthalten
muh. Bei vertraulichen Verathungen hat der Schriftführer felbst das Protokoll zu führen. Eine
Verlesuug des Protokolls fiudct in der Regel nicht statt. Dasselbe wird von dem Vorsitzenden
und dein Schriftführer bezw. deren Stellvertreter, fowie einem von dem Provinzial-Ausschusse
hierzu erwählten Mitgliede unterzeichnet und alsdann dem Landes-Direktor zur Ausführung der
Befchlüsseüberwiesen. Zugleich wird den Mitgliedern des Provinzial-Ausschusses und deren
Stellvertreter»,, sowie dem Oberpräsidenten und dem Vorsitzendendes Provinzial-Landtages ein
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Abdruck des Protokolles mitgetheilt. Einwendungen gegen das Protokoll sind am ersten Tage
der nächstenSitzung anzubringen, Protokolle über vertrauliche Sitzungen können durch Beschluß
des Provinzial-Ausschussesvon dein Abdrucke ausgenommen werden.

H. 16. VI. Commissionen und
Der Prouinzial-Ausschuß ist befugt, sowohl zur Vorberathuug einzelner Gegenstände als

auch zur Ausführung einzelner, ihm zugewiesener Geschäfte (M-, §. 14 oben) beziehentlichfeiner
Beschlüsse aus der Zahl seiner Mitglieder und der einberufenen Stellvertreter Commissionen
einzusetzen oder Commissarezu ernennen. Die Mitglieder einer Commissionhaben zunächst unter
sich einen Vorsitzendenzu wählen und findet im Uebrigen für die Sitzungen der Commissionen
die Geschäftsordnungfür den Prouinzial-Ausschuß sinngemäße Anwendung.

§. 17. VII. Schlusibestim-
Soweit diese Geschäftsordnung keine besonderenBestimmungen enthält, ist die Geschäfts- '"""6-

ordnung des Provinzial-Landtags sinngemäß anzuwenden.

des Provinzial-
Ausschusses.

Anlage 1'.

Oesckäftsanweisung
für

den Landes-Direktor und die ihm zugeordneten oberen Beamten.

8. 1. I. "AllgemeineBestim¬
mungen.Der Landes-Direktor führt unter der Aufsicht des Provinzial-Ausschussesdie laufenden

Geschäfte der communalen Provinzial-Verwaltung. Cr bereitet die Beschlüssedes Prouinzial-
Ausschusses vor und trägt für die Ausführung derselben Sorge.

Der Landes-Direktor vertritt den Provinzial-Verband nach Außen in allen Angelegen¬
heiten, insbesondere auch da, wo die Gesetze eine Svczial-Vollmacht verlangen. Cr verhandelt
Namens des Prouinzial-Verbandes mit BeHürden und Priuat-Personen, führt den Schriftwechsel
und zeichnet die Schriftstücke. Er führt ein Dienstsiegel mit der Umschrift: „Der Landes-Direktor
der Rhcinvrouinz".

8- 2. II. Geschäftskreis und
Alle Angelegenheiten der communalen Provinzial-Verwaltung, welche nicht nach der Dienstpflichten

Geschäfts-Ordnung für den Prouinzial-Ausfchuh dessen Beschlußfassung vorbehalten oder auf^s Landes-Direktors.
Grund besonderer, für einzelne Prouinzial-Anstalten erlassenenReglements beziehentlich Statuten
deren leitenden Beamten übertragen sind, unterliegen der selbstständigenBearbeitung durch den
Landes-Direktor nach Maßgabe gegenwärtiger Geschafts-Instruktion. Derselbe ist verpflichtet, bei
Angelegenheiten von besonderer Wichtigkeit und Dringlichkeit, welche der Beschlußfassungdes
Provinzinl-Ausschusses unterliegen, die Zusammenberufung desselben bei dein Vorsitzenden zn
beantragen. Insofern ein rechtzeitiger Zusammentritt des Provinzial-Ausschussesnicht möglich ist,
hat der Landes-Direktor auch bei den der Beschlußfassungdes Provinzial-Ausschussesvorbehaltenen
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Angelegenheiten einstweilen die Erledigung der Geschäfte insoweit selbst zu bewirken, als dieses
nach seinen» Ermessen die Vermeidung einer Schädigung der Interessen der Verwaltung, von
Behörden oder Priuat-Pcrsonen erheischt. Kommt hierbei die Bewilligung eines zur Verfügung
des Provinzial-Ausschusses stehendenCredits oder die Uebernahme einer Verbindlichkeit für den
Prouiuzial-Vcrbaud in Frage, so hat der Landes-Dircktor die Angelegenheitdem Vorsitzendendes
Prouinzial-Ausschusseszur EntscheidungNamens des Letzteren vorzulegen. Ueber das Geschehene
ist in allen Fällen dem Prouinzial-Ausschussein der nächsten Sitzung Mittheilung zu erstatten.

z. 3.
Der Landes-Direktor ist für den ordnungsmäßigen Betrieb der Geschäfteder Provinzial-

Nerwaltung verantwortlich. Er hat die ganze Verwaltung zu überwachenund daranf hinzuwirken,
daß die allgemeinen Zweckeder Verwaltung im Auge behalten und die Vorschriften der Gesetze,
Reglements uud Instruktionen überall innegehalten werden. Derselbe ist für die rechtzeitige
Vorbereitung der Etats sowie für deren Innehaltung beziehentlichfür die in dieser Hinsicht zu
führende Aufsicht vcrautwortlich. Alljährlich wenigstens einmal hat er entweder selbst oder durch
deu zuständigen oberen Beamten alle Kassen, sowie sämmtliche Institute und Anstalten, welche
unter der commnnalen Provinzial-Verwaltung stehen, außerordentlich zu revidiren. Ferner hat
derselbe die Vorrcvision der sämmtlichen Rechnungender Eentralstelle sowie der einzelnen Institute
uud Anstalten zu bewirken bczw. zu veranlassen, auch darauf zu halteu, daß die Nechnungs-
Erinnernngen in sachgemäßer Weise erledigt und die Iahres-Nechnungen bis zu den hierfür
gesetztenTerminen gelegt werden. Endlich hat der Landes-Direktor für die ordnuugsmäßige
Besetzungsämmtlicher DienststellenSorge zu tragen und zwar durch VorschlägegeeigneterPersonen
für die von dem Provinzial-Landtage bezw, Proviuzial-AusschusscanzustellendenBeamten, oder
durch entsprechende Auswahl des von ihn» selbst innerhalb des Etats und in Gemähhcit der
bestehenden Reglements auf jederzeitigen Widerruf oder Kündigung anzunehmendenBeamten und
HUlfspersouals.

Alle bei der Central-Verwaltung des Provinzial-Verbandes eingehendenSachen sind dem
Landes-Dircktor vorzulegen und von demselben, je nachdem sie seiner eigenen Bearbeitung unter¬
liegen oder in den Geschäftskreiseiner Abtheilung fallen, entsprechend zn vertheilen und darnach
in die Geschäfts-Iournale eintragen zu lassen. Der Landes-Direktor ist befugt, alle Sache,:
entweder uumittclbar zu erledigen oder in den gewöhnlichenGeschäftsgang zu bringen. Die zur
Eutfcheiduug des Prouinzial-Ausschussesoder des Proviuzial-Landtags gehörigen Angelegenheiten
hat er zu den Sitzungen des Prouinzial-Ausschussesuotiren oder dem Vorsitzendendes Prouinzial-
Ausschusses übermitteln zu lassen.

III. Bildung von H. 5.

AbtheUungcn. ^,^ Angelegenheitender Provinzial-Verwaltung werden in Abtheilungen bearbeitet. Die
Zahl derselben sowie die einer jeden Abtheilung zuzuweisendenAngelegenheitenwerden auf Vor¬
schlag des Laudes-Direktors von dem Provinzial-Äusschusse bestimmt. Die Bestimmung der
Abtheiluugs-Dirigenten uud deren Stellvertreter steht dem Landes-Direktor nach Anhörung des
Provinzial-Ausschusscs zu, wobei es zulässig ist, daß ein Beamter in mehreren Abtheilungen
beschäftigtwird. Ebenso kann der Landes-Direktor den Abtheilungs-Dirigenten außer den ihrer
Abtheilung zugewiesenen Angelegenheiten noch einzelne andere Angelegenheiten zur selbststäudigen
Bearbeitung und Erledigung überweifen. Die oberen Beamten sind zur gegenseitige,!Stellver-
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trctung nach den Anordnungen des Landes-Direktors verpflichtet. Im Uebrigen erfolgt die Ordnung
des Geschäftsganges in den Abtheilungen nach Maßgabe eines von dein Provinzial-Nusfchusse
zu erlassendenReglements. Durch letztereswird auch bestimmt, welche Korrespondenzenund Ver¬
fügungen von den Abtheilungs-Dirigenten oder audereu oberen Beamten „im Auftrage" unter¬
zeichnet werden können, und welche Schriftstücke der eigenhändigenVollziehungdes Landes-Direktors
vorzubehalten sind.

z. <>.
Der Landes-Direktor ist befugt, die ihm zugeordneten oberen Beamten in allen Ange¬

legenheiten zu Berathungen zusammen zu berufen oder mit ihnen einzeln in Ncrathuug zu treten.
Ebenso kann der Landes-Direktor die leitenden Beamten (Direktoren) einzelner Berwaltungszwcigc
(Provinzial-Feuer-Societät uud Laudcsbank) oder Anstalten zu Verathungen versammeln.

§. ?. IV. .vandlmbunff,der

Der Landes-Direktor ist der Dienstvorgcsetzteder sämmtlichenProvinzial-Vcamten und Disziplin über die
handhabt die Disziplin über dieselbennach Maßgabe der gesetzlichen (§, 98 P.-O.) und regleinen- ^"""^n - enm en.
tarischen Vorschriften.

§. 8. V. Urlaub des Landes

Der Landes-Direktor hat seinen Wohnsitz in Düsseldorf. Er kann außerdienstlich auf ^'^°^„""^"
die Dauer von acht Tagen ohne Urlaub vo» feinem Wohnsitzeabwesendsein. Zu einer längeren
Abwesenheitbis zu 6 Wochen bedarf er des Urlaubs feitcus des Vorsitzende,:des Prouinzinl-
Ausschusfes.

Die Beurlaubung der übrigen Provinzial-Vcamten bis zu 6 Wocheu steht dem Landes-
Direktor zu. Sind Vertretuugskosteu unvermeidlich oder soll dem' Landes-Direktor oder einein
anderen Provinzial-Veamten länger als 6 WochenUrlaub ertheilt werden, so ist die Angelegenheit
dem Provinzial-Ausschussezur Veschlußfassuug zu uuterbreitcu.

8- 9. VI. Stellvertretung

Der Landes-Direktor wird in Verhinderungs- oder Abwesenheitsfällenbis zu 6 Wochen^ Ln»desH,r°tt°rs.
durch den dienstältesten, ortsanwesenden Landesrath vertreten. Für die läuger als 6 Wochen
dauernde Verhinderung oder Abwesenheit des Landes-Direktors sowie bei Erledigung der Stelle
ordnet der Prouinzial-Ausschuh die Art der Stellvertretung.

8- 16- VII. Schluhbestim-
Alle mit der vorstehende,!Geschäftsinstruktionin Widerspruch stehenden Vestimmungen mm,«.

der für die einzelnen Verwaltungszweigeuud Anstalten erlassenenReglements werden aufgehoben
bezw. außer Kraft gesetzt.

übrigen Pruuinzial'
Veainten.
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